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Arbeit für Asylsuchende – 
Zugangsbarrieren und Zugangschancen 

Die Entwicklungspartnerschaft saga im Rahmen der eu-Gemeinschaftsinitia-
tive Equal will Strukturverbesserungen im Arbeitsmarktzugang und in der
Gesundheitsversorgung von Asylsuchenden erreichen. saga steht dabei für
Selbsthilfe – Arbeitsmarktzugang und Gesundheit von Asylsuchenden.

Ziel ist es, einer Destabilisierung der Asylsuchenden entgegenzuwirken,
Potenziale zu fördern und nutzbar zu machen, sowie Integrations- und Re-
integrationschancen zu erhöhen.

Beim Flüchtlingsrat Niedersachsen ist das Teilprojekt Arbeitsmarkt und
traumatisierte Flüchtlinge (AtF) angesiedelt. Hier wird landesweit rund um
das Arbeitserlaubnisrecht und bei Schwierigkeiten mit dem Arbeitsmarktzu-
gang beraten. Außerdem bietet das Teilprojekt Unterstützung bei der Ver-
mittlung psycho-sozialer Hilfsangebote. Eine Datenbank im Internet stellt
die wichtigsten Entscheidungen und Hinweise zusammen (Kap. 3.1.1.2).
Auf europäischer Ebene kooperiert saga – in der transnationalen Partner-
schaft mole – mit Projekten aus Tschechien, der Slowakei und Deutschland
(Schleswig-Holstein).

Die hier vorgelegte Veröffentlichung stellt zunächst die aktuelle Situation
und die Rahmenbedingungen auf dem Arbeitsmarkt für Asylsuchende und
geduldete Flüchtlinge dar, dabei wird ein besonderes Augenmerk auf die Si-
tuation derjenigen gelegt, die die eu-Richtlinie zur Festlegung von Mindest-
normen für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten als be-
sonders bedürftig bezeichnet, insbesondere auf Minderjährige, junge Heran-
wachsende und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere
Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben.

Zum anderen werden mögliche Auswirkungen dieser Situation beschrie-
ben. Internationale Rechte und eu-Richtlinien könnten, bei entsprechender
Umsetzung, Anhaltspunkt für einen verbesserten Arbeitsmarktzugang von
Asylsuchenden sein, dies zeigt der Beitrag von Uta Rieger (unhcr) über das
Menschenrecht auf Bildung und der Artikel über die Antidiskriminierungs-
richtlinie.

Im dritten Teil werden anhand von Praxisbeispielen Maßnahmen aufge-
zeigt, die auch unter den bestehenden Rahmenbedingungen möglich sind,
um den Arbeitsmarktzugang für die Zielgruppe zu verbessern.



RICHTLINIE 2003 /9 / EG DES RATES

vom 27. Januar 2003

zur Festlegung von Mindestnormen 

für die Aufnahme von Asylbewerbern in den Mitgliedstaaten

KAPITEL IV – Bestimmungen betreffend besonders bedürftige Personen 

Artikel 17 · Allgemeiner Grundsatz

(1) Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in den nationalen Rechtsvorschriften zur

Durchführung des Kapitels II betreffend die materiellen Aufnahmebedingungen 

sowie die medizinische Versorgung die spezielle Situation von besonders schutz-

bedürftigen Personen wie Minderjährigen, unbegleiteten Minderjährigen,

Behinderten, älteren Menschen, Schwangeren, Alleinerziehenden mit minderjährigen

Kindern und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen

psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben.

(2) Absatz 1 gilt ausschließlich für Personen, die nach einer Einzelprüfung ihrer 

Situation als besonders hilfebedürftig anerkannt werden.

Artikel 18 · Minderjährige

(1) Bei der Anwendung der Minderjährige berührenden Bestimmungen der Richtlinie

berücksichtigen die Mitgliedstaaten vorrangig das Wohl des Kindes.

(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass Minderjährige, die Opfer irgendeiner

Form von Missbrauch,Vernachlässigung, Ausbeutung, Folter, grausamer, unmensch-

licher oder erniedrigender Behandlung gewesen sind oder unter bewaffneten Kon-

flikten gelitten haben, Rehabilitationsmaßnahmen in Anspruch nehmen können und

dass im Bedarfsfall eine geeignete psychologische Betreuung und eine qualifizierte

Beratung angeboten wird.
Quelle: http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Europa/Richtlinie_Aufnahmebedingungen.pdf

ALLGEMEINE ERKLÄRUNG DER UN-MENSCHENRECHTEvom 10. Dezember 1948 

Artikel 23
(1) Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl,auf angemessene und befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf Schutz gegen Arbeitslosigkeit.

Quelle: http://www.info-servo.de/menschenr.htm
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Argeitsmarktzugang von Asylsuchenden –  
Aktuelle Änderungen der Rechtslage 

 

Welche Neuerungen bringt das am 28.08.2007 in Kraft getretene 
Richtlinienumsetzungsgesetz ?  
 

1. Änderungen bei den rechtlichen Rahmenbedingungen für den 
Arbeitsmarktzugang  

 
Nach der Neureglung muss die Arbeitsagentur in folgenden Fällen keine Vorrang- und keine 
Arbeitsbedingungsprüfung mehr durchführen: 

- Ein Antragsteller, der jetzt eine Duldung hat, hält sich seit vier Jahren 
ununterbrochen mit einer Aufenthaltsgestattung, einer Duldung oder einer 
Aufenthaltserlaubnis im Inland auf   (§ 10, S. 3 BeschVerfV).  

-  
- Ein Antragsteller, der jetzt eine Aufenthaltserlaubnis hat, hält sich seit drei Jahren 

ununterbrochen mit einer Aufenthaltsgestattung, einer Duldung oder einer 
Aufenthaltserlaubnis im Inland auf,    (§ 9 Abs. 1, Nr. 2 BeschVerfV). 

-   
- Ein Antragsteller, der jetzt eine Aufenthaltserlaubnis hat, übt seit zwei Jahren 

rechtmäßig eine versicherungspflichtige Beschäftigung aus,....( § 9 Abs. 1, Nr. 1 
BeschVerfV).  

-  
- Ein Antragsteller, der jetzt eine Aufenthaltserlaubnis hat, ist als Minderjähriger 

eingereist,     (§ 8 BeschVerfV) .  Zu den weiteren Voraussetzung für die 
Beschäftigung in einem Arbeitsverhältnis vgl. S. 15 Abschnitt 3a 

-  
Nach der Neureglung muss die Arbeitsagentur in folgenden Fällen keine Vorrangprüfung 
mehr durchführen: 

- Ein Antragsteller, der - als Opfer einer Straftat - eine Aufenthaltserlaubnis nach § 25 
Abs. 4a AufenthG für seine vorübergehende Anwesendheit für ein Strafverfahren 
wegen dieser Straftat erhalten hat. 

 

2. Gesetzliche Bleiberechtsregelung: 
 

Nach der Änderung des AufenthG soll geduldeten Ausländern, die sich am 01.07.2007 seit 
mindestens acht, beim Zusammenleben mit minderjährigen Kindern seit mindestens sechs 
Jahren im Inland aufhalten, unter bestimmten Voraussetzun-gen eine Aufenthaltserlaubnis 
erteilt werden. ...(zu den Einzelheiten vgl. § 104 a und § 104 b AufenthG. )  
Die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis nach dem 31.12.2009 ist allerdings im Regelfall von 
der Sicherung des Lebensunterhalts durch Erwerbstätigkeit ohne Inanspruchnahme von 
Sozialleistungen abhängig, ...(vgl. § 104 a Abs. 5 AufenthG.)    
 
Personen, denen eine Aufenthaltserlaubnis nach § 104 a oder § 104 b AufenthG erteilt wurde, 
oder die zu den potentiell Begünstigten dieser Regelung gehören und denen die 
Ausländerbehörde eine entsprechende Bescheinigung ausgestellt hat, haben Anspruch auf 
Leistungen zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt nach  
SGB II1.  

                                                           
1
 Bundesagentur für Arbeit, Verfahrensinfo SGB II vom 25.06.2007  
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Rechtliche Rahmenbedingungen
für den Arbeitsmarktzugang
von besonders belasteten 
Asylsuchenden 

Im Folgenden wird dargestellt, un-
ter welchen Voraussetzungen
Menschen mit ungesichertem Auf-
enthaltsstatus in Deutschland ar-
beiten können, wobei insbesonde-
re auf die Situation von Traumati-
sierten und Jugendlichen eingegan-
gen wird. Bevor allerdings die
Besonderheiten dargestellt werden
können, müssen zunächst kurz die
allgemeinen Grundlagen beschrie-
ben werden.

1. Grundlagen zum 
Arbeitsmarktzugang

a. Erforderlichkeit einer 
Arbeitserlaubnis1

Jeder Ausländer2, der keinen Auf-
enthaltstitel hat, der mit dem Zu-
satz versehen ist, dass die Aus-
übung einer Erwerbstätigkeit er-
laubt ist, muss vor der Aufnahme
einer Erwerbstätigkeit eine Ar-
beitserlaubnis einholen (§ 4 Abs.2

Arbeitsmarktzugang 
und Rechtslage

1

Arbeitsmarktzugang von Asylsuchenden – 
die Rechtslage in Deutschland 

Dr. Barbara Weiser 

Der Artikel von Barbara Weiser erläutert die aktuelle Rechtslage für Asylsuchende 

auf dem deutschen Arbeitsmarkt und geht dabei auch auf die Lage nach der Bleibe-

rechtsregelung vom 17. November 2006 ein. Dr. Barbara Weiser wurde 1968 in Düsseldorf

geboren und hat mehrere Jahre als Rechtsanwältin im Bereich des Asyl- und Ausländerrechts in Soest

gearbeitet. Zurzeit ist sie im Rahmen des Equal-Projekts SAGA in Osnabrück für das Tätigkeitsfeld

»Arbeitsrechtliche Information und Beratung« zuständig.

1.1

1 Der Begriff »Arbeitserlaubnis« wird in Kennt-
nis dessen, dass die Rechtsprechung zum Auf-
enthG den Terminus »Beschäftigungserlaubnis«
verwendet, weiterhin verwendet, da dies (noch)
dem allgemeinen Sprachgebrauch entspricht.
Der Begriff »Arbeitserlaubnis« wird auch in den
Durchführungsanweisungen der Bundesagentur
für Arbeit und in der Flüchtlingshilfe gebraucht.
2 Aus Gründen der Lesbarkeit und der Ver-
ständlichkeit des Textes verzichte ich auf die
Nennung der weiblichen Form (B.W.)

8
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AufenthG)3. Eine Arbeitserlaubnis
ist für jede nichtselbständige Tätig-
keit in einem Arbeitsverhältnis, für
betriebliche Berufsausbildungen
und Praktika und für jede selbstän-
dige Erwerbstätigkeit erforderlich
(§ 2 Abs.2 AufenthG).

b. Wer kann eine Arbeitserlaubnis 
erhalten?
Jeder, der insbesondere

seit einem Jahr eine Aufenthalts-
gestattung hat (§ 61 Abs.2
AsylVfG4), das sind die Personen,
die noch im Asylverfahren sind 

seit einem Jahr eine Duldung hat
(§ 10 BeschVerfV5), das sind die
Personen, deren Asylantrag rechts-
kräftig abgelehnt wurde, die aber
aus verschiedenen humanitären,
politischen oder faktischen Grün-
den (z.B. keine Pass(ersatz)papiere)
geduldet werden 

im Zeitraum des letzten Jahres
zunächst eine Aufenthaltsgestatt-
tung und dann eine Duldung hatte  

eine Aufenthaltserlaubnis nach
§ 25 Abs.3 bis 5 AufenthG oder
nach § 23a AufenthG hat (§ 1

BeschVerfV), das heißt auch Per-
sonen mit einer Aufenthaltserlaub-

nis aus humanitären Gründen be-
nötigen im Grundsatz weiterhin
eine Arbeitserlaubnis.

Der Vermerk auf der Duldung
»Aufnahme einer unselbständigen
Erwerbstätigkeit nicht gestattet«
verweist in der Regel nur auf die
allgemeine Rechtslage und stellt
damit kein individuelles Arbeits-
verbot dar.

c. Zuständige Behörden/Verfahren/
Rechtsmittel
Die Arbeitserlaubnis muss vom
Ausländer bei der für ihn zustän-
digen Ausländerbehörde beantragt
werden (§ 71 Abs. 1 AufenthG).
Sie kann auch die Dauer, die Art
der beruflichen Tätigkeit und die
Beschränkung auf einen Betrieb
bestimmen (§ 39 Abs.4 AufenthG,
§ 13 BeschVerfV). Liegen besonde-
re Umstände, etwa eine post-trau-
matische Belastungsstörung vor,
müssen diese bei der Antragstel-
lung genannt werden.

Wird eine Arbeitserlaubnis für
eine Tätigkeit beantragt, für die die
Zustimmung der Arbeitsagentur
erforderlich ist – was in der Regel
der Fall ist6 – leitet die Ausländer-
behörde den von ihr geprüften

3 Aufenthaltsgesetz, ein Großteil der Rechts-
normen, auf die im folgenden Text verwiesen
wird, ist im Anhang dieses Readers abgedruckt.
4 Asylverfahrensgesetz
5 Beschäftigungsverfahrensverordnung

6 Ausnahmen vgl. §§ 2–4 BeschVerfV, etwa bei
Praktika im Rahmen der Schulausbildung oder
bei Tätigkeiten von Verwandten ersten Grades
des Arbeitgebers, die mit ihm zusammenleben.

9
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1

Antrag an die Agentur für Arbeit
weiter, in deren Bezirk der Ort der
beantragten Beschäftigung liegt
(§ 12 BeschVerfV). Diese prüft den
Antrag und teilt das Ergebnis der
Ausländerbehörde mit. Die Aus-
länderbehörde erteilt dann die Ar-
beitserlaubnis oder erlässt einen
Ablehnungsbescheid.

Hiergegen kann Widerspruch
oder Klage7 beim zuständigen Ver-
waltungsgericht erhoben werden.
Wenn davon auszugehen ist, dass
der Arbeitgeber den angebotenen
Arbeitsplatz in Kürze anderweitig
besetzen würde, kann mit der Kla-
ge auch ein Eilantrag8 gestellt wer-
den. Über diesen Eilantrag muss
das Verwaltungsgericht zeitnah und
ohne eine mündliche Verhandlung
entscheiden.

Einzelheiten hierzu (Widerspruch
oder Klage, Fristen) sind der –
dem Ablehnungsbescheid beige-
fügten – Rechtsmittelbelehrung
zu entnehmen.

d. Prüfungsumfang der 
Ausländerbehörde
Hat der Antragsteller eine Dul-
dung, prüft die Ausländerbehör-
de,

ob der Ausländer aus Gründen
nicht abgeschoben werden kann,
die er selbst verursacht hat, z.B.
wenn ihm vorgeworfen wird, eine
falsche Identität oder Staatsange-
hörigkeit angegeben zu haben oder
seinen Mitwirkungspflichten (v.a.
bei der Passbeschaffung) nicht
nachgekommen zu sein und

ob der Ausländer eingereist ist,
um Leistungen nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz zu erhalten.

In diesen Fällen kann die Aus-
länderbehörde ein Arbeitsverbot
verhängen.

Für das Vorliegen der das Ar-
beitsverbot begründenden Tat-
sachen trägt die Ausländerbehörde
die Darlegungs- und Beweis-
last9. Auch hier ist ein Wider-
spruchs- bzw. Klageverfahren
möglich und dann erfolgreich,
wenn der Antragsteller sich bspw.
nachweislich um Passpapiere be-
müht hat oder wenn es Gründe für
die Duldung gibt, die der Auslän-
der nicht selbst verschuldet hat.

7 Statthaft ist die Verplichtungsklage,
§42 Abs. 1 VwGO
8 Statthaft ist der Antrag auf Erlass einer
einstweiligen Anordnung, §123 VwGO

9 VG Sigmaringen, Urt. v. 14.06.2005,
4 K 468/05, www.asyl.net;
VG Münster, Beschl. v. 31.3.2005, 8 L 189/05,
www.asyl.net;
VG Giessen, Beschl. v. 08.06.2006,
Az. 4 G 1454/06, www.asyl.net;
Stefan Kessler, nach dem Asylverfahren, S. 60;
Leineweber, InfAuslR 7/8 2005, S.302ff (303)

10
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[Beispiele für erfolgreiche Klagen
finden Sie unter www.nds-
fluerat.org/saga; Anm.d.Red.]

e. Prüfungsumfang der Arbeitsagentur
Muss die Arbeitsagentur zustim-
men und liegen keine besonderen
Ausnahmetatbestände (vgl. 2, 3)
vor10, wird Folgendes geprüft:

(1) Versagungsgründe – Zu-
nächst prüft die Arbeitsagentur, ob
Versagungsgründe vorliegen. Dies
ist etwa dann der Fall, wenn das
Arbeitsverhältnis aufgrund einer
unerlaubten Arbeitsvermittlung
oder Anwerbung zustande ge-
kommen ist, oder wenn der Aus-
länder als Leiharbeiter tätig werden
soll (§ 40 AufenthG).

(2) Vorrangprüfung – Bei der
Vorrangprüfung geht es in der
Praxis insbesondere um die Frage,
ob ein bevorrechtigter Arbeitneh-
mer für den konkreten Arbeits-
platz zur Verfügung steht11.

Bevorrechtigt sind insbesondere
Deutsche, Staatsangehörige aus

EU-Staaten und sonstige Auslän-
der, die ohne rechtliche Einschrän-
kungen erwerbstätig sein können,
also z.B. Asylberechtigte (§ 39

Abs.2, Nr.1 b AufenthG). Dies
wird folgendermaßen geprüft: Der
Arbeitgeber muss seine Bemühun-
gen, einen bevorrechtigten Arbeit-
nehmer zu finden, nachweisen.
Hierzu kann er der zuständigen
Agentur für Arbeit einen Vermitt-
lungsauftrag erteilen. Diese kann
für die konkrete Stelle einen be-
vorrechtigten Arbeitnehmer vor-
schlagen. Der Arbeitgeber kann
diesen Vorschlag nur ablehnen,
wenn er besondere, objektive und
sachlich gerechtfertigte Gründe
hat, die in seinem individuellen
Geschäftsinteresse liegen, warum
er die Beschäftigung eines be-
stimmten Ausländers anstrebt12.
Dazu können auch sprachliche
Kompetenzen gehören.

(3) Arbeitsbedingungsprü-
fung – Der Ausländer darf nicht zu
ungünstigeren Arbeitsbedingungen be-
schäftigt werden als ein vergleich-
barer deutscher Arbeitnehmer 
(§ 39 Abs.2, 2. Hs. AufenthG). Da-
bei wird insbesondere untersucht,
ob die gesetzlichen Regelungen

10 weitere Ausnahmetatbestände: § 9 Besch-
VerfV (wenn der Ausländer eine Aufenthalts-
erlaubnis hat und 3 Jahre versicherungspflichtig
beschäftigt war oder ein vierjähriger Voraufent-
halt vorliegt) und §6 BeschVerfV (wenn ein Ar-
beitsverhältnis nach einem Jahr bei demselben
Arbeitgeber fortgesetzt wird).
11 Vgl. aber auch §39 Abs.2 Nr. 1a und Nr. 2

AufenthG

12 Durchführungsanweisungen der Bundes-
agentur für Arbeit zum Arbeitserlaubnisrecht
1.39.214 und 1.39.216

11
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(Arbeitnehmerschutzgesetze etc.)
eingehalten werden und der ange-
botene Lohn dem Tariflohn bzw.
dem ortsüblichen Lohn
entspricht.13

(4) Exkurs: Erleichterungen
durch die Bleiberechtsregelung
– Die von der Innenministerkon-
ferenz am 17.11.2006 beschlossene
Bleiberechtsregelung schränkt den
Prüfungsumfang der Arbeitsagen-
tur ein:

Die Bleiberechtsregelung er-
möglicht es Geduldeten, wenn be-
stimmte Voraussetzungen erfüllt
sind (u.a. langjähriger Aufenthalt
in Deutschland, Schulbesuch 
der Kinder, ausreichende Deutsch-
kenntnisse), eine Aufenthaltser-
laubnis zu erhalten (zu den ein-
zelnen Voraussetzungen vgl.
www.proasyl.de, Bleiberechts-
beschluss und Erlasse der einzel-
nen Bundesländer).

Wenn diese potentiell Begüns-
tigten ihren Lebensunterhalt nicht
eigenständig sichern können, ha-
ben sie nach der Bleiberechtsrege-
lung die Möglichkeit, bei der Aus-
länderbehörde bis spätestens

30.09.2007* ein verbindliches Ar-
beitsangebot vorzulegen, das fol-
gende Bedingungen erfüllt:

es muss ein sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsverhältnis sein.

die Arbeitsaufnahme muss inner-
halb von zwei Monaten erfolgen.

der Lebensunterhalt muss da-
durch – ggf. in Verbindung mit an-
deren Einkünften – gesichert sein.

Das Angebot eines zunächst be-
fristeten Arbeitsverhältnisses ist
ausreichend.

Die Ausländerbehörde erteilt
dann eine Aufenthaltserlaubnis
und leitet ggf. den Antrag auf Er-
teilung einer Arbeitserlaubnis an
die Arbeitsagentur weiter.

Eine Vorrangprüfung durch
die Arbeitsagentur findet nicht
statt, da sich der Ausländer seit
über vier Jahren in Deutschland
aufhält und eine Aufenthaltserlaub-
nis hat (§ 9 BeschVerfV). Eine Ar-
beitsbedingungsprüfung kann je-
doch nicht ausgeschlossen werden.

Hat die Arbeitsagentur eine glo-
bale Zustimmung erteilt, wird sie

13 Durchführungsanweisungen der Bundes-
agentur für Arbeit zum Arbeitserlaubnisrecht
1.39.219

* Im Koalitionsbeschluss vom 5.3.2007 hat
die Bundesregierung beschlossen, im Aufent-
haltsgesetz ein Bleiberecht für langjährig Gedul-
dete zu verankern. Demnach bekommen alle,
die weitestgehend alle Voraussetzungen erfüllen,
eine Aufenthaltserlaubnis auf Probe bis zum
31.12.2009. Bis zu dieser Zeit haben sie die
Möglichkeit, Arbeit zu finden.
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überhaupt nicht beteiligt; die Aus-
länderbehörde kann in diesen Fäl-
len unmittelbar über die Erteilung
einer Aufenthaltserlaubnis und ei-
ner Arbeitserlaubnis entscheiden.14

2. Erleichterungen beim Arbeits-
marktzugang für Traumatisierte
und Jugendliche: die Härtefall-
regelung

a. Inhalt der Vorschrift
Nach § 7 BeschVerfV kann die Ar-
beitsagentur die Arbeitserlaubnis
ohne Vorrangprüfung erteilen,
wenn die Versagung unter Berück-
sichtigung der besonderen Verhält-
nisse des einzelnen Falles eine be-
sondere Härte bedeuten würde.
Damit ist § 7 BeschVerfV – im
Gegensatz zu den anderen Aus-
nahmevorschriften, die einen er-
leichterten Zugang zum Arbeits-
markt ermöglichen15 – nicht an
starre Voraussetzungen (z.B. Be-
sitz einer Aufenthaltserlaubnis,
bestimmte Voraufenthaltszeiten)
geknüpft, sondern enthält den aus-
legungsfähigen unbestimmten
Rechtsbegriff »besondere Härte«.

b. Verwaltungsvorschriften: Durchfüh-
rungsanweisungen (DA) der Bundesagen-
tur für Arbeit 
Nach den da16 sind bei der Ausle-
gung des § 7 BeschVerfV folgende
allgemeine Grundsätze zu beach-
ten:

§ 7 BeschVerfV ist als Ausnah-
mevorschrift eng auszulegen.

Die Gesamtumstände des Ein-
zelfalls sind entscheidend.

Die für alle Ausländer bestehen-
den allgemeinen Verhältnisse
können keine besondere Härte
darstellen.

Die Verwaltungsvorschriften
nennen dennoch u.a. folgende
Fallgruppen, die für die Anwen-
dung der Härtefallregelung be-
sonders in Betracht kommen:

(a) Bestehen einer Traumatisie-
rung:

Hierbei ist zu unterscheiden:
(a1) Duldung oder Aufenthalts-

erlaubnis ist wegen der Traumati-
sierung erteilt worden.

Voraussetzung:
Bestätigung durch behandeln-

den Facharzt/einen psychologi-
schen Psychotherapeuten, dass die

14 Durchführungsanweisungen der Bundes-
agentur für Arbeit zum Arbeitserlaubnisrecht
3.9.114

15 §§6, 8 und 9 BeschVerfV 

16 Durchführungsanweisungen der Bundes-
agentur für Arbeit zum Arbeitserlaubnisrecht
3.7.111 bis 3.7.120
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angestrebte Beschäftigung Bestand-
teil der Therapie ist

(a2) Duldung oder Aufenthalts-
erlaubnis ist aus anderen Gründen
erteilt worden.

Voraussetzungen:
Bestätigung durch behandeln-

den Facharzt/einen psychologi-
schen Pychotherapeuten, dass an-
gestrebte Beschäftigung Bestand-
teil der Therapie ist und 

Bestätigung der Ausländer-
behörde, dass in den nächsten 
3 Monaten keine aufenthaltsbeen-
denden Maßnahmen bevorstehen.

Aber: Familienangehörige kön-
nen keine Ansprüche aus der fest-
gestellten Traumatisierung anderer
Familienmitglieder herleiten.

(b) in besonderen Ausnahme-
verhältnissen bestehende Unter-
haltspflichten

(c) bei ehelichen Kindern sowie
Stief- und Adoptivkindern deut-
scher Staatsangehöriger bis zur
Vollendung des 18. Lebensjahres

(d) bei Bestehen von besonde-
rem Kündigungsschutz (Mutter-
schutz, Schwerbehinderte, Betriebs-
räte)

(e) bei Vorliegen eines Zeugen-
schutzprogramms 

c. Rechtsprechung 
Nach der Rechtsprechung17 ist u.a.
bei folgenden Fallgruppen ein er-
leichterter Arbeitsmarktzugang
denkbar:

(1) langjähriger Aufenthalt –
In mehreren Entscheidungen18

wird davon ausgegangen, dass
zwar ungünstigere Lebensumstän-
de allein für die Annahme einer
besonderen Härte nicht ausrei-
chend seien, dass aber der gene-
relle Ausschluss jeder Möglichkeit,
sich selbstverantwortlich eine Le-
bensgrundlage zu schaffen, den
Schutz der Menschenwürde (Art. 1
Abs.1 Grundgesetz) verletzt. Es
liege daher in den Fällen, in denen
eine Rückkehr praktisch auf Dauer
ausgeschlossen sei, eine besondere
Härte vor.

17 Nach der amtlichen Begründung zu § 7

BeschVerfV im Gesetzgebungsverfahren wurde
hiermit die bisherige Regelung, §1 Abs.2, S.1
Nr.1 ArGV, inhaltlich übernommen. Danach
konnte eine Arbeitserlaubnis abweichend von
§285 Abs.1, 1 Nr.1 und 2 SGBIII erteilt werden,
wenn die Versagung unter besonderer Berück-
sichtigung der Umstände des einzelnen Falles
eine besondere Härte bedeuten würde. Daher
kann die Rechtsprechung zur alten Rechtslage
auch bei der Auslegung des §7 BeschVerfV her-
angezogen werden.
18 SG Berlin, Gerichtsbescheid vom 8.7.2004;
Az. S 52 AL 2899/+03; LSG NRW, Urteil vom
16.6.2003, Az. L 1 AL 2/02; LSG Berlin Urteil
vom 21.1.2000, Az. L 10AL 109/98.
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(2) Bestehen von zielstaats-
bezogenen Abschiebungshin-
dernissen – Die Anwendung der
Härtefallregelung in diesen Fällen
wird in der Entscheidung19 damit
begründet, dass diese Abschie-
bungshindernisse in ihrer Wirkung
mit der Asylanerkennung ver-
gleichbar seien.

(3) Bei Ehegatten/Lebens-
partner besteht ein dauerhaftes
Abschiebungshindernis – In den
Fällen, in denen in der Person des
Ehegatten ein dauerhaftes Abschie-
bungshindernis vorliegt, kommt
zugunsten des anderen Ehegatten
die Erteilung einer Arbeitserlaub-
nis ohne Vorrangprüfung in Be-
tracht20.

3. Erleichterungen beim 
Arbeitsmarktzugang für 
Jugendliche: §8 BeschVerfV

a. Inhalt 
Die Arbeitsagentur führt keine
Vorrang- und keine Arbeitsbedin-
gungsprüfung durch, wenn der Ju-

gendliche eine betriebliche Berufs-
ausbildung anstrebt und eine Auf-
enthaltserlaubnis hat. Für ein Ar-
beitsverhältnis ist zusätzlich ein
Schulabschluss oder die Teilnahme
an einer berufsvorbereitenden
Maßnahme im Inland erforderlich.

b. Verordnungsbegründung
Nach der amtlichen Begründung21

von § 8 BeschVerfV im Gesetz-
gebungsverfahren soll durch diese
Regelung aus integrationspoliti-
schen Gründen ein uneingeschränk-
ter Zugang zu Ausbildung und Be-
schäftigung gegeben werden.

c. Verwaltungsvorschriften: 
Durchführungsanweisungen 
der Bundesagentur für Arbeit
Die da22 enthalten zu § 8 Besch-
VerfV folgende Hinweise:

Der für die erleichterte Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit voraus-
gesetzte Schulabschluss kann auch
außerhalb des allgemeinen oder
berufsbildenden Schulsystems er-
worben worden sein.

Zu den relevanten berufsvorbe-
reitenden Maßnahmen zählen:

19 SG Darmstadt vom 19.8.1997,
Az. 9/Ar-605/97A
20 LSG Niedersachsen-Bremen, Beschluss
vom 28.6.2004, Az. L8B46/04 AL;
SG Aachen, Beschluss vom 14.5.2003,
Az. S15AL 177/02; LSG Sachsen,
Urteil vom 3.4.97, Az. I 3 AI 45/96:
zu gleichgeschlechtlichem Lebenspartner

21 www.aufenthaltstitel.de/
beschverfvinfos.html
22 Durchführungsanweisungen der Bundes-
agentur für Arbeit zum Arbeitserlaubnisrecht
3.8.111 bis 3.8.117
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eine einjährige schulische Be-
rufsvorbereitung z.B. Berufsvor-
bereitungsjahr, Berufsgrundbil-
dungsjahr 

berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahmen nach §§ 240 ff SGBIII

eine Berufsausbildungsvorberei-
tung nach dem Berufsbildungs-
gesetz, wenn ein Zeugnis über die
erfolgreiche Teilnahme vorliegt.

4. Erleichterungen beim Arbeits-
marktzugang für Jugendliche:
Die Bleiberechtsregelung vom
17.11.2006

Der niedersächsische Erlass zur
Umsetzung der Bleiberechtsrege-
lung23 sieht vor, dass volljährige
Jugendliche u.a. unter folgenden
Voraussetzungen24 eine Aufent-
haltserlaubnis erhalten:

sie sind unverheiratet 
sie waren bei ihrer Einreise

minderjährig

sie haben 6 Jahre im Bundes-
gebiet die Schule besucht und 

aufgrund ihrer bisherigen Aus-
bildung und Lebensverhältnisse
erscheint eine dauerhafte Integra-
tion gewährleistet. Davon wird
ausgegangen, wenn:
- die eigenständige Bestreitung des
Lebensunterhalts absehbar ist oder
- eine Ausbildung konsequent und
zügig absolviert wird.

Wird einem Jugendlichen eine
Aufenthaltserlaubnis erteilt, erhält
er unter den erleichterten Voraus-
setzungen des § 8 BeschVerfV oder
des §9 BeschVerfV eine Arbeitser-
laubnis (vgl. 3, 1 e(4)).

Der Inhalt des Textes gibt die Rechts-
auffassung der Verfasserin wieder.

23 niedersächsischer Erlass vom 06.12.2006,
II1.1.3, http://cdl.niedersachsen.de/blob/
images/C30388983_L20.pdf.
24 zu den weiteren Voraussetzungen siehe:
niedersächsischer Erlass vom 06.12.2006, II 3, 5

http://cdl.niedersachsen.de/blob/images/
C30388983_L20.pdf.
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Im August 2006 ist das Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetz
(agg)25 in Kraft getreten. Damit
hofft die Bundesregierung ihrer
Verpflichtung nachzukommen, die
vier Anti-Diskriminierungsricht-
linien der eu in nationales Recht
zu übertragen.

Da Flüchtlinge sowohl durch
MitbürgerInnen als auch durch Be-
hörden vielfältige Arten von (oft
benachteiligender) Sonderbehand-
lung erfahren, soll in dem folgen-
den Artikel ein Einblick darüber
verschafft werden, inwiefern das

agg dazu beitragen kann, ihre Zu-
gangsmöglichkeiten zum Arbeits-
markt zu verbessern.26

Um sich der Thematik anzunä-
hern werden zunächst kurz Diskri-
minierungserfahrungen von
Flüchtlingen präzisiert. Grundlage
dieses Abschnittes ist eine Umfra-
ge, welche Kollegen und ich mit
Flüchtlingen in Niedersachsen
durchgeführt haben (s. Literatur).

Ebenso wird ein erläuternder
Überblick über das agg bzw. die
eu-Richtlinien gegeben. Im ab-
schließenden Fazit soll die Ein-
gangsfrage beantwortet und
Empfehlungen zum Vorgehen bei
Diskriminierung gegeben werden.
Wegen des Umfangs dieser Arbeit
kann dabei leider keine konkrete
Vorgehensweise aufgezeigt wer-

25 Der Wortlaut des agg ist – inklusive der am
12.12.2006 in Kraft getretenen Änderungen –
u.a. auf http://www.allgemeines-gleichbehand-
lungsgesetz.de/gesetzestext.html hinterlegt.
Des Weiteren sind zentrale Inhalte im Kasten
auf Seite 19 zusammengefasst. Ergänzend wird
auf die von Reinhard Pohl für die Gesellschaft
für politische Bildung in Kiel erarbeitete Hand-
reiche hingewiesen. Sie ist abrufbar unter
http://www.proasyl.de/de/archiv/
newsletter-ausgaben/nl-2006/newsletter-nr-115/
index.html#c2998

26 Dieser Artikel kann und will keine intensi-
vere Evaluation des AGG bezüglich der o.g.
Fragestellung ersetzen, sondern eine solche viel-
mehr anregen.

Verbesserte Zugangsmöglichkeiten zum 
Arbeitsmarkt durch die Umsetzung der
Anti-Diskriminierungsrichtlinien der EU?

Gernot Eisermann

Der Autor zeigt Möglichkeiten und Grenzen des Allgemeinen Gleichstellungsgesetzes

auf. Sein Fazit: Dadurch, dass rechtliche Ausgrenzung anhand der Kriterien Staats-

bürgerschaft oder Dauer des Aufenthaltes weiterhin möglich ist, wird sich für die

Gruppe der Asylsuchenden wenig ändern. Gernot Eisermann ist Diplomsozialpädagoge und 

-sozialarbeiter und ehemaliger Berufspraktikant beim Flüchtlingsrat Niedersachsen.

1.2
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den. Um jedem Einzelfall gerecht
zu werden, ist von einer zu starken
Schematisierung aber ohnehin ab-
zuraten.

Diskriminierungserfahrungen
von Flüchtlingen

Diskriminierung schränkt die Teil-
habe der Betroffenen am sozialen
Leben ein und kann somit eine
Ursache für soziale Probleme sein.
Da es aber eine Vielzahl von un-
terschiedlichen umgangssprach-
lichen und fachlichen Definitionen
des Begriffs Diskriminierung gibt,
ist das, was die befragten Flüchtlin-
ge als Diskriminierung aufzählten,
nicht immer deckungsgleich mit
den verschiedenen rechtlichen De-
finitionen aus den Grundgesetz,
den eu-Richtlinien oder dem agg.

So haben in Interviews viele
Flüchtlinge berichtet, dass sie be-
hördliches Handeln, wie etwa die
strenge Auslegung der Residenz-
pflicht, die Auszahlung von Sozial-
leistung in Gutscheinen, häufige
Kontrollen durch die Polizei und
Arbeitsverbote oder den nachran-
gigen Arbeitsmarktzugang als
diskriminierend empfinden. Sie
kritisierten aber auch abfällige Be-
handlung oder Anfeindungen in
Supermärkten, Krankenhäusern,
öffentlichen Verkehrsmitteln sowie
durch Nachbarn oder KollegInnen

und berichteten darüber, bei der
Wohnungs- oder Arbeitssuche be-
nachteiligt worden zu sein.27

Nicht alle diese Formen von
Diskriminierung werden explizit
durch das agg verboten.

Das AGG und die Anti-
Diskriminierungsrichtlinien 
der EU

Die in den vergangenen Jahren
von der eu beschlossenen Richt-
linien sind im einzelnen:

die »Antirassismus-Richtlinie«
2000/43 /eg zur Anwendung des
Gleichheitsgrundsatzes ohne
Unterschied der Rasse oder der
ethnischen Herkunft,

die »Rahmen-Richtlinien«
2000/78 /eg zur Festlegung eines
Rahmens für die Verwirklichung
der Gleichberechtigung in Beschäf-
tigung und Beruf

und die »Vierte Gleichstellungs-
Richtlinie« 2004 /113 /eg zur Ver-
wirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Männern
und Frauen beim Zugang zu und
bei der Versorgung mit Gütern
und Dienstleistungen.

27 Auf die Frage, ob die berichtete subjektiv
erlebte Diskriminierung »tatsächlich« auf die
vermuteten Merkmale zurückzuführen ist, soll
hier nicht näher eingegangen werden. In jedem
Fall dürften solche Erlebnisse individuell ein
Gefühl von Ausgrenzung und mangelnder An-
erkennung vermitteln bzw. bestärken.

18
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Sie wurden vom Rat der Euro-
päischen Union, also den entspre-
chenden MinisterInnen der Mit-
gliedsstaaten, beschlossen. Hinzu
kommt die gemeinsame »novellier-
te Gleichbehandlungs-Richtlinie«
2002 /73 /eg des Europäischen Par-
laments und des Rates der Europä-
ischen Union. Sie änderte die
Richtlinie 76 /207 /ewg zur Ver-
wirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Männern
und Frauen hinsichtlich des Zu-
gangs zur Beschäftigung, zur Aus-
bildung und zum beruflichen Auf-
stieg sowie in Bezug auf die Ar-
beitsbedingungen.

Die einzelnen Richtlinien ver-
folgen unterschiedliche Ansätze

sowohl im Bezug auf die Bereiche,
in denen Diskriminierung verbo-
ten ist, als auch hinsichtlich der
Merkmale, deretwegen nicht dis-
kriminiert werden darf. Diese
Merkmale sind Religion und Welt-
anschauung, Behinderung, Alter,
Gender, sexuelle Orientierung,
»Rasse«28 und ethnische Herkunft.
Eine (benachteiligende) Ungleich-
behandlung wegen der Staatsange-

Zentrale Inhalte des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG)
Das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz (AGG) soll Diskriminierung
aufgrund von Religion oder Weltan-
schauung, Behinderung, Alter, Gender,
sexueller Orientierung, »Rasse« oder
ethnischer Herkunft verhindern bzw.
Schäden durch erfahrene Diskriminie-
rung ausgleichen (vgl. §1 AGG). Die-
ses Diskriminierungsverbot gilt auch,
wenn eine Person benachteiligt wird,
bei der lediglich angenommen wird,
sie gehöre einer dieser Gruppen an.

Das Gesetz unterscheidet dabei be-
grifflich zwischen unmittelbarer und
mittelbarer Benachteiligung, (sexuel-
ler) Belästigung und der Anweisung
zur Diskriminierung (vgl. §3 AGG).
Eine unmittelbare Benachteiligung

liegt vor, wenn jemand aufgrund eines
der oben genannten Merkmale ohne
sachlichen Grund schlechter behan-
delt wird als andere. Mittelbar ist sie,
wenn die Benachteiligung sich aus ei-
ner scheinbar neutralen Regelung etc.
ergibt. Als (sexuelle) Belästigung wird
im AGG Verhalten definiert, welches
die Würde des Opfers verletzt und
ein entwürdigendes Umfeld schafft.
Auch die Anweisung, benachteiligend
oder belästigend im oben genannten
Sinne zu handeln, verbietet das Ge-
setz. Ungleichbehandelnde Maßnah-
men hingegen, die bestehende Nach-
teile von bestimmten Gruppen besei-
tigen sollen, sind ausdrücklich erlaubt
(vgl. §5 AGG).

Eingeschränkt ist dieses Diskrimi-
nierungsverbot nicht nur durch seine
begrenzte Geltung für verschiedene
Rechtsbereiche, sondern auch durch
im Gesetz explizit aufgeführte Aus-
nahmeregelungen. So gelten für die
Armee und Kirchen weitreichende
Ausnahmeregelungen (vgl. Soldatin-
nen- und Soldaten-Gleichbehand-
lungsgesetz SoldGG sowie §9 AGG).
Außerdem lässt das AGG in »beson-
deren Näheverhältnissen«, wie etwa
privater Pflege oder der Vermietung
von Wohnraum auf dem auch selber
genutzten Grundstück,Ausnahmen zu
(vgl. §19 Absatz 5 AGG). Dort können
BewerberInnen also auch mit rassisti-
scher Begründung abgelehnt werden.

28 Der Begriff »Rasse« erscheint in der offi-
ziellen deutschen Übersetzung, wenn auch mit
problematisierenden Hinweis (vgl. Richtlinie
2000 /43 /eg Erwägungsgrund 6). Daher kann
er auch an dieser Stelle nicht vollständig umgan-
gen werden. Um eine Abgrenzung zu rassisti-
schen Theorien deutlich zu machen, wird der
Terminus hier – außer beim Titel der Richtlinie
– in Anführungszeichen gesetzt.
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hörigkeit oder des Aufenthaltssta-
tus verbieten die Richtlinien nicht.
Mit dem agg sollen alle vier Richt-
linien gemeinsam umgesetzt wor-
den sein. Daher orientiert sich das
agg hinsichtlich der genannten
Merkmale und der Bereiche, in de-
nen eine Diskriminierung verboten
ist, an diesen Vorlagen. Damit geht
das Gesetz über die bisherigen
Regelungen der Bundesrepublik
Deutschland hinaus, weil insbeson-
dere das Diskriminierungsverbot
in Artikel 3 des Grundgesetzes in
erster Linie nur staatliches Han-
deln bindet, während das agg bei
bestimmten Merkmalen (unter an-
derem »Rasse« und ethnische Her-
kunft) auch auf den Umgang der
BürgerInnen untereinander Ein-
fluss nehmen will.29

Da Richtlinien europäische Rah-
mengesetze sind, gelten sie nicht
unmittelbar30, sondern mussten

innerhalb vorgegebener Fristen in
nationales Recht umgesetzt wer-
den. Wie dies geschieht, ist weitge-
hend den einzelnen Mitgliedstaa-
ten der eu überlassen, solange si-
cher gestellt ist, dass die Ziele der
Richtlinien erreicht werden. Die
Umsetzungsfristen für die »Anti-
rassismus-« und die »Rahmen-
Richtlinie« waren bereits 2003 ver-
strichen und die Bundesrepublik
deshalb vor dem Europäischem Ge-
richtshof (eugh) verurteilt worden.

Ob es sich bei dem agg um eine
adäquate Umsetzung aller Aspekte
der Richtlinien handelt, wird die
Europäische Kommmission prü-
fen. Insbesondere, da das agg im
Gegensatz zu den eu-Richtlinien
nicht für Kündigungen gilt31, ist
u.U. eine Bezugnahme auf die
Richtlinien selber nötig und eine
richtlinienkonforme Änderung des
agg anzustreben.

Fazit

Während das agg die Situation
von Flüchtlingen bei der Woh-
nungs- und Arbeitssuche (zumin-
dest, wenn eine Arbeitserlaubnis
erteilt wird) sowie im privaten Be-
reich stärken kann, hat es auf be-
hördliches Handeln – etwa die Er-

31 vgl. http://www.migration-info.de/
migration_und_bevoelkerung/artikel/
060703.htm

29 Explizit auf alle Ausnahmereglungen ein-
zugehen würde an dieser Stelle zu weit führen.
Vgl. exemplarisch Tolmein, Oliver: Anglei-
chungen. In: Aktion Mensch (Hrsg.): Mensch.
Das Magazin. Kassel: Publikom Z Verlags-
gesellschaft, Ausgabe 3 2006, S.34 ff
30 Unter bestimmten Umständen können sie
allerdings – auch wenn sie nicht fristgerecht
oder unzureichend umgesetzt wurden – eine in-
direkte oder sogar direkte Wirkung entfalten.
Vgl. European Roma Rights Center, inte-

rights und Migration Policy Group (Hrsg.):
Strategic litigation of race discrimination in Eu-
rope: from principles to practice. Budapest,
London und Brüssel: Eigenverlag, 2004, S.91ff
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teilung einer Arbeitserlaubnis –
nur geringen Einfluss. Die Be-
nachteiligung durch Behörden
knüpft in der Regel an der Staats-
angehörigkeit, dem Aufenthalts-
status oder der Dauer des Aufent-
halts an und nicht an der Hautfar-
be oder der ethnischen Herkunft.
Daher ist es für die Soziale Arbeit
mit Flüchtlingen wichtig, keine
überzogenen Erwartungen bei den
Betroffenen zu wecken und gleich-
zeitig darauf einzuwirken, dass
auch staatliche Stellen die Un-
gleichbehandlung von Betroffenen
auf ein Minimum einschränken.
Zumal argumentativ schwer zu er-
klären sein dürfte, warum im pri-
vaten Bereich Diskriminierung
weitgehend verboten werden soll,
während staatliche Stellen mit ihrer
Ungleichbehandlung fortfahren.

Betroffenen ist aufgrund der
komplizierten Rechtslage und der
sich noch entwickelnden Recht-
sprechung zu empfehlen, fachkun-
digen Beistand zu suchen. Da die
beim Familienministerium einzu-
richtende Antidiskriminierungs-
stelle des Bundes mit der flächen-
deckenden Bearbeitung von Ein-
zelfällen überfordert sein dürfte,
ist es m.M.n. angeraten, dazu ein-
schlägige lokale bzw. regionale Ver-
eine oder Verbände zu kontaktie-
ren. Sie sollten außerdem nach er-

lebter Diskriminierung unmittelbar
aktiv werden (Beratungsstellen bzw.
AnwältInnen aufsuchen), da das
agg relativ kurze Fristen vorgibt,
innerhalb deren Diskriminierung
juristisch geahndet werden kann.

Gesetzliche Regelungen sind si-
cherlich nur ein Aspekt zur Äch-
tung von Diskriminierung. Ein ju-
ristisches Verbot sollte allerdings
möglichst umfassend sein, um
auch als gesellschaftspolitisches
Signal wirken zu können. Ergän-
zend ist eine ernst gemeinte Anti-
diskriminierungspolitik und eine
Selbstkontrolle von Vereinen, Kir-
chen, Verbänden und anderen Or-
ganisationen32 zu fordern.

Literatur 

Niedersächsischer Flüchtlingsrat 
und Pro Asyl (Hrsg.):
Schutz vor Diskriminierung ? 
Beiträge zur Debatte über die 
Umsetzung der Anti-Diskriminierungs-
richtlinien der EU.
Hildesheim: Eigenverlag, 2006.

32 Vor allem die Organisationen und Spitzen-
verbände der Freien Wohlfahrtspflege sollten
wegen ihrer exponierten Stellung im deutschen
Sozialstaatsmodel m.M.n. vorbildlich agieren
und möglichst zurückhaltend von Ausnahme-
regelungen, wie etwa dem §9 agg (»Zulässige
unterschiedliche Behandlung wegen der Reli-
gion oder Weltanschauung«) Gebrauch machen.
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Minderjährige Flüchtlinge stellen
weltweit etwa die Hälfte aller
Flüchtlinge dar. In einigen Län-
dern, wie z.B. im Tschad, sind so-
gar über 60 % aller unter den
Schutz des unhcr fallenden Per-
sonen unter 18 Jahre alt. Flücht-
lingskinder zählen zu den wehr-
losesten Opfern von Gewalt,
Unterdrückung und Verfolgung.
Sie sind unter den ersten Betroffe-
nen, wenn in Kriegs- und Krisen-
situationen soziale Strukturen und
Sicherheitsmechanismen zusam-
menbrechen. Häufig sind sie der
Gefahr physischer Gewalt und
sexuellen Missbrauchs ausgesetzt.
Daher hat unhcr für diese be-
sonders schutzbedürftige Gruppe

1994 eigene Richtlinien erstellt.
1997 wurden zur Behandlung asyl-
suchender unbegleiteter Minder-
jähriger zusätzliche Richtlinien ver-
öffentlicht. Zusammen mit dem
Separated Children in Europe Pro-
gramme (scep), einer gemeinsamen
Initiative der Save the Children Al-
liance in Europa und dem unhcr,
wurde zuletzt das sogenannte Sta-
tement of Good Practice heraus-
gegeben, das internationale Stan-
dards für den Umgang mit unbe-
gleiteten Minderjährigen setzt.

unhcr betreibt zusammen mit
dem Bundesfachverband Unbe-
gleitete Minderjährige Flüchtlinge
ein gemeinsames Projekt, das sich
unter anderem mit dem Thema

Bildung ist Menschenrecht

Vortrag, gehalten bei der SAGA-Startkonferenz am 24. März 2006
im Rathaus Osnabrück Uta Rieger

Uta Rieger verdeutlicht die internationalen Rechtsnormen

für den Bildungs- und Arbeitsmarktzugang für Kinder und

Jugendliche und welche Folgen eine konsequente Anwen-

dung im Unterzeichnerstaat Deutschland hätte. Sie betont,

dass es sich lohnt, gemeinsam für die Verwirklichung des

Menschenrechts auf Bildung für alle Kinder und Jugend-

lichen einzutreten und Möglichkeit zu geben, eine Lebens-

perspektive zu entwickeln und einen eigenen Betrag für die

Gesellschaft zu leisten, unabhängig davon, ob die Kinder und Jugendlichen später in

Deutschland bleiben werden oder in ihre Heimatländer zurückkehren.

Uta Rieger ist Mitarbeiterin des UNHCR (UN-Hochkommissariat für Flüchtlinge), Berlin.

1.3
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Bildung und Ausbildung für
Flüchtlingskinder auseinandersetzt.

In Deutschland leben nach
gegenwärtigen Berechnungen, die
sich auf Zahlen des Ausländerzen-
tralregisters mit Stichtag 1.12.2003

stützen, ca. 250 000 Kinder mit
Flüchtlingshintergrund, das sind
20 % aller ausländischen Kinder in
Deutschland. 40 % dieser Kinder,
d.h. ca. 100 000 Kinder und Ju-
gendliche, haben keinen festen
Aufenthaltsstatus, d.h. sie leben
hier mit einer Aufenthaltsgestat-
tung oder Duldung.

Allein in Niedersachsen leben
nach Angaben des Ausländerzen-
tralregisters ca. 35 000 Kinder mit
Flüchtlingshintergrund, wobei sich
ca. 3 000 im Asylverfahren befin-
den und 10 000 eine Duldung inne-
haben.

Diese Kinder und Jugendlichen
verfügen oft über keinen freien
Zugang zu Bildung und insbeson-
dere zu beruflicher Ausbildung
(vgl. dazu Kap. 1.1).

Bildung ist jedoch ein wesent-
licher Faktor, der über die Zu-
kunftschancen jedes einzelnen
Menschen entscheidet. Daher wur-
de das Recht auf Bildung in ver-
schiedenen internationalen Verträ-
gen als Menschenrecht verbrieft,
und die Unterzeichnerstaaten wur-
den verpflichtet, den Zugang zu

Bildung für alle Kinder und Jugend-
lichen sicherzustellen. Kinder und
Jugendliche, die aus den verschie-
densten Gründen ihre Heimat ver-
lassen haben, und in Deutschland
neu Fuß fassen müssen, haben wie
einheimische Kinder ein Recht auf
Bildung. Auch ihnen steht dieses
Menschenrecht uneingeschränkt zu.

In diesem Statement möchte ich
den Schwerpunkt auf diese inter-
nationalen Vereinbarungen setzen
und kurz drei internationale Ins-
trumente vorstellen, in denen die-
ses Recht verankert ist, und die alle
drei von der Bundesrepublik un-
terzeichnet wurden:

Die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte vom 10. Dezem-
ber 1948,

den Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte vom 19.12.1966

und die un-Kinderrechts-
konvention, das Übereinkommen
über die Rechte des Kindes vom
20.11.1989.

Artikel 26 Abs. 1 der Allg.
Erklärung der Menschenrechte
lautet: »Jedermann hat das
Recht auf Bildung.«

Unter anderem heißt es dann
weiter: »Der Elementarunterricht
ist obligatorisch. Fach- und Be-
rufsschulunterricht müssen allge-
mein verfügbar sein, und der
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Hochschulunterricht muss nach
Maßgabe ihrer Fähigkeiten allen in
gleicher Weise offenstehen.«

In Artikel 23, Abs.1 ist niederge-
legt: »Jedermann hat das Recht auf
Arbeit (und) auf freie Berufswahl.«

Die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte stammt aus dem
Jahr 1948. Sie ist der erste von den
Vereinten Nationen erstellte Men-
schenrechtskatalog. Er enthält
zwar keine einklagbaren Rechte,
stellt aber eine Absichtserklärung
aller Unterzeichnerstaaten, so auch
der Bundesrepublik Deutschland
dar und stellt klar, dass das Recht
auf Bildung zu den Menschenrech-
ten der ersten Generation gehört.

Der Internationale Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Rechte vom 19. Dezember 1966

ist ein völkerrechtlicher Vertrag,
mit dessen Unterzeichnung sich
die Vertragsstaaten verpflichtet ha-
ben, die dort niedergelegten Rech-
te jedem einzelnen Menschen auf
ihrem Staatsgebiet zu gewähren.

In Artikel 13 heißt es u.a.: »Die
Vertragsstaaten erkennen das Recht
eines jeden auf Bildung an. (...) Sie
stimmen ferner überein, dass die
Bildung es jedermann ermöglichen
muss, eine nützliche Rolle in einer
freien Gesellschaft zu spielen (...).
Im Hinblick auf die volle Verwirk-
lichung dieses Rechts [muss] der

Grundschulunterricht für jeder-
mann Pflicht und allen unentgelt-
lich zugänglich sein.«

Weiter heißt es, dass » ... die ver-
schiedenen Formen des höheren
Schulwesens einschließlich des
höheren Fach- und Berufsschul-
wesens auf jede geeignete Weise
(...) allgemein verfügbar und jeder-
mann zugänglich gemacht werden
müssen ... Der Hochschulunter-
richt [muss] auf jede geeignete
Weise (...) jedermann gleicherma-
ßen entsprechend seinen Fähigkei-
ten zugänglich gemacht werden
[und] eine grundlegende Bildung
für Personen, die eine Grundschu-
le nicht besucht oder nicht beendet
haben [ist] so weit wie möglich zu
fördern oder zu vertiefen.«

Nun möchte ich auf das dritte
völkerrechtliche Übereinkommen
zu sprechen kommen, die un-Kin-
derrechtskonvention, das Überein-
kommen über die Rechte des Kin-
des.

Dort heißt es in Art. 28: »Die
Vertragsstaaten erkennen das Recht
des Kindes auf Bildung an; um die
Verwirklichung dieses Rechts auf
der Grundlage der Chancengleich-
heit fortschreitend zu erreichen,
werden sie insbesondere

a) den Besuch der Grundschule
für alle zur Pflicht und unentgelt-
lich machen;

24



Heft 118 | April 2007 25

Arbeitsmarktzugang und Rechtsgrundlage 1

b) die Entwicklung verschiede-
ner Formen der weiterführenden
Schulen allgemeinbildender und
berufsbildender Art fördern (...)

c) allen entsprechend ihren Fä-
higkeiten den Zugang zu den
Hochschulen mit allen geeigneten
Mitteln ermöglichen;

d) Bildungs- und Berufsberatung
allen Kindern verfügbar und zu-
gänglich machen;

e) Maßnahmen treffen, die den
regelmäßigen Schulbesuch fördern
und den Anteil derjenigen, welche
die Schule vorzeitig verlassen, ver-
ringern.«

Ich möchte in diesem Zusam-
menhang auch kurz auf Artikel 3
der Kinderrechtskonvention ver-
weisen, der ja den Kern dieses Ab-
kommens bildet, den Vorrang des
Wohles des Kindes.

In Artikel 3 heißt es: »Bei allen
Maßnahmen, die Kinder betreffen,
gleichviel ob sie von öffentlichen
oder privaten Einrichtungen der
sozialen Fürsorge, Gerichten, Ver-
waltungsbehörden oder Gesetz-
gebungsorganen getroffen werden,
ist das Wohl des Kindes ein Ge-
sichtspunkt, der vorrangig zu be-
rücksichtigen ist.«

Das bedeutet konkret, dass jeg-
liches Handeln der oben genann-
ten Institutionen sich daran mes-
sen lassen muss, ob dem Wohl des

Kindes Sorge getragen wird.
Was sagen uns diese drei völker-

rechtlichen Instrumente zum The-
ma Zugang zu Bildung?

1. In allen drei völkerrechtlichen
Instrumenten wird das Recht auf
Bildung als ein Menschenrecht
postuliert.

2. Dieses Recht umfasst auch
den Zugang zu berufsbildenden
Schulen und (unter Berücksichti-
gung der individuellen Fähigkeiten)
auch den Zugang zu Hochschul-
bildung.

Wie sieht es nun mit dem Zu-
gang zu betrieblicher Ausbildung
aus? Der fehlende Zugang zu
Ausbildung aufgrund der beste-
henden Pflicht, eine Arbeitserlaub-
nis vorweisen zu müssen, ist ja in
Deutschland für Jugendliche mit
unsicherem Aufenthaltsstatus das
große Problem. Ist die Berufsaus-
bildung auch in dem Recht auf
Bildung erfasst? Wir vom unhcr

sind der Auffassung, dass auch be-
rufliche Ausbildung in dem Recht
auf Bildung enthalten ist, denn nur
mit einer beruflichen Ausbildung
ist es dem Menschen möglich,
»eine nützliche Rolle in einer freien
Gesellschaft zu spielen«. Der star-
ke Fokus auf betriebliche Ausbil-
dung in Deutschland – im Gegen-
satz zu einer eher schulisch ge-
prägten Berufsausbildung in ande-
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ren Ländern – darf nicht dazu
führen, bestimmte Jugendliche aus
dem Bildungssystem auszuschlie-
ßen, die auf eine betriebliche Aus-
bildung angewiesen sind.

Was macht es für einen Sinn,
zwar die schulische Ausbildung,
z.B. zum Physiotherapeuten und
den Zugang zum Hochschulstu-
dium menschenrechtlich zu garan-
tieren, aber die Ausbildung zum
Metzger, Bäcker oder Kraftfahr-
zeugmechaniker nicht?

Erst Bildung und Ausbildung
ermöglichen einem jungen Men-
schen, sich zu entfalten und seinen
Beitrag für die Gesellschaft zu
leisten, und zwar unabhängig da-
von, ob dieser junge Mensch in
Deutschland bleiben wird oder in
sein Heimatland zurückkehrt.

Oft wird angeführt, dass junge
Menschen für den Wiederaufbau
in ihren Herkunftsländern ge-
braucht würden. Gerade deshalb
ist es wichtig, dass diese Menschen
qualifiziert sind und über entspre-
chendes Know-How verfügen, das
in ihren Heimatländern benötigt
wird. Eine Berufsausbildung er-
leichtert es jungen Menschen, sich
eine dauerhafte Perspektive aufzu-
bauen und einen eigenen Beitrag
für die Entwicklung ihres Landes
zu leisten.

Unabhängig von diesen Über-

legungen des Nutzens für die Ge-
sellschaft ist es jedoch geboten,
allen in Deutschland lebenden
Kinder und Jugendlichen gleich-
berechtigten Zugang zu Bildung
und Ausbildung zu gewähren, um
ihr individuelles Recht auf Bildung
einzulösen.

Kinder und Jugendliche haben
allein aufgrund ihres »Kindseins«
gewisse Rechte, und hierzu zählt
das Recht auf Bildung.

Einen sinnvollen Weg sähen wir
darin, gesetzlich zu regeln, dass der
Zugang zu Ausbildung unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus
gewährt wird, ähnlich wie das in
den meisten Bundesländern be-
züglich des Zugangs zu schulischer
Bildung geregelt ist. Alternativ
wäre zu überlegen, ob Jugendliche
nicht generell – und zwar unab-
hängig vom Aufenthaltsstatus und
ohne weitere Vorbedingungen –
eine Arbeitserlaubnis für eine Aus-
bildung erhalten könnten.

Damit hätten generell alle Ju-
gendlichen, die sich in Deutsch-
land aufhalten, die Chance, sich
auf einen Ausbildungsplatz zu be-
werben. Ihre Fähigkeiten und Leis-
tungen und nicht der Aufenthalts-
status würden dann u.a. darüber
bestimmen, welche beruflichen
Möglichkeiten sie in Deutschland
haben.
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Zudem wäre es wünschenswert,
wenn es Quereinsteigern in das
deutsche Schul- und Ausbildungs-
system erleichtert werden würde,
schnell den Anschluss an die schu-
lischen Anforderungen zu erhal-
ten. Dies geht nur mit intensivem
Sprachunterricht und Sonderför-
derung. In Schulen und Projekten,
wo diese Unterstützung gewähr-
leistet ist, zeigen sich auch die ent-
sprechenden Erfolge.

Mit dem Inkrafttreten des Zu-
wanderungsgesetzes am 1.1.2005

hatten viele Experten die Hoff-
nung verbunden, dass sich die Si-
tuation für geduldete Kinder ver-
bessern würde, da ja als Ziel ver-
kündet worden war, die Kettendul-
dungen abzuschaffen. Bei Erhalt
einer Aufenthaltserlaubnis hätten
zumindest Jugendliche mit einem
deutschen Schulabschluss gemäß
§ 8 der Beschäftigungsverfahrens-
verordnung die Möglichkeit eines
uneingeschränkten Zugangs zum
Ausbildungsmarkt erhalten. Da-
neben gab es politische Signale, § 8

der Beschäftigungsverfahrensver-
ordnung auch auf Jugendliche an-
zuwenden, die den Status einer
Duldung innehaben.

In der überwiegenden Praxis hat
sich die Situation für Jugendliche
nach Beobachtung von Experten
nach dem 1.1.2005 jedoch ver-

schlechtert. Aufenthaltserlaubnisse
wurden oft nur sehr zögerlich er-
teilt, und die Vergabe von Arbeits-
erlaubnissen wird durch die Aus-
länderbehörden oft restriktiv ge-
handhabt.

Asylsuchende und geduldete Ju-
gendliche sind weiterhin oder so-
gar noch stärker als bisher mit dem
Problem konfrontiert, dass sie
meist nur unter sehr großem Auf-
wand die Chance erhalten, eine
Berufsausbildung zu absolvieren.
Konkret bedeutet dies, dass sie oft
auf Unterstützung durch Dritte
angewiesen sind, dass sie mit Aus-
länderbehörden zähe Verhandlun-
gen führen müssen und nur dann
eine Ausbildungsstelle erhalten,
wenn ihr Arbeitgeber hoch moti-
viert und bereit ist, sich für die
Jugendlichen zu engagieren.

Zusammenfassend möchte
ich betonen, dass es sich lohnt,
gemeinsam für die Verwirk-
lichung des Menschenrechts
auf Bildung für alle Kinder und
Jugendlichen einzutreten und
Möglichkeit zu geben, eine Le-
bensperspektive zu entwickeln
und einen eigenen Beitrag für
die Gesellschaft zu leisten, un-
abhängig davon, ob sie später
in Deutschland bleiben werden
oder in ihre Heimatländer zu-
rückkehren.
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Die neuesten Ergebnisse des
Mikrozensus zeigen, dass etwa ein
Fünftel der gesamten Bevölkerung
Deutschlands (15,3 Millionen) einen
Migrationshintergrund hat  (vgl.
Bildungsbericht 2006). Die Alters-
gruppe der unter 25jährigen um-
fasst sogar 27,2 Prozent33 (ebd.).
D.h. mehr als jeder vierte Jugend-
liche in Deutschland hat einen Mi-
grationshintergrund und die Ten-
denz ist steigend. Die Bildungssi-
tuation dieser Bevölkerungsgruppe
ist von besonderer bildungs- und
gesellschaftspolitischer Bedeutung.
Der Strukturwandel auf dem Ar-

beitsmarkt hat dazu geführt, dass
Unqualifizierte bzw. Niedrigquali-
fizierte kaum noch Chancen auf
eine dauerhafte Integration in den
Arbeitsmarkt haben.

Wie sich die Integration von
Migrantenjugendlichen in den Aus-
bildungsmarkt gestaltet und wel-
che Faktoren hierbei eine Rolle
spielen, sind die zentralen Fragen
dieses Beitrages.

Die Ausbildungsbeteiligungs-
quote und die Branchen, in denen
sie eine Ausbildung beginnen, stel-
len wichtige Indikatoren für die
Ausbildungschancen von Migran-
tenjugendlichen dar. Auf diese
Indikatoren soll im Folgenden ge-
nauer eingegangen werden.

Zugangsbarrieren zum 
Arbeitsmarkt und ihre Folgen

2

Die Ausbildungssituation junger Migrantinnen 
und Migranten – Potenziale und Hemmnisse

Dr. Ayça Polat

Der Artikel erörtert die festgestellte mangelnde Partizipation von jungen MigrantIn-

nen an Bildung und Ausbildungsplätzen. Gründe und Handlungsansätze werden auch

am positiven Beispiel Kanada aufgezeigt. Dabei geht es in diesem Artikel um die

Situation von jungen MigrantInnen mit uneingeschränktem Zugang zum deutschen

Arbeitsmarkt. Dr. Ayça Polat wurde 1972 in Istanbul geboren. Studium der Interkulturellen Pädago-

gik und Sozialwissenschaften. Abschluss der Promotion in Soziologie. Fellowship an der Universität Toronto.

Seit September 2005 wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Soziologie der Carl von Ossietzky

Universität Oldenburg. Arbeitsschwerpunkte: Migrations-, Jugend-, Bildungs- und Stadtsoziologie.

2.1

33 In den Städten Westdeutschlands liegt der
Anteil bei den 15jährigen Jugendlichen sogar bei
bis zu 40 % (vgl. Beauftragte 2005).
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Ausbildungsbeteiligungsquote

Die Ausbildungsbeiteiligungsquote
von Jugendlichen mit nichtdeut-
scher Staatsbürgerschaft ist in den
letzten Jahren zurückgegangen
und lag 2004 bei 25,2 % (ebd.). Bei
den deutschen Gleichaltrigen lag
die Ausbildungsbeteiligungsquote
bei 58,8 % (ebd.). Dabei weisen die
Jugendlichen türkischer Herkunft
die niedrigste Ausbildungsbeteili-
gungsquote auf (vgl. Beauftragte
2005).

Trotz besserer Schulabschlüsse
und größerem Engagement blei-
ben 44 %(!) der jungen Migrantin-
nen ohne einen Berufsabschluss
und sind in höherem Maße von
Ausgrenzung auf dem Arbeits-
markt bedroht als die jungen Mi-
granten (ebd.).

Kennzeichnend für die Quali-
fizierungswege von Migranten-
jugendlichen mit niedrigen Schul-
abschlüssen sind »Maßnahme-
Karrieren«. Sie sind besonders
häufig in Bildungsgängen vertre-
ten, die nicht zu einem anerkann-
ten Ausbildungsberuf führen.

Insgesamt bleiben 40 % aller Ju-
gendlichen mit Migrationshinter-
grund nach der Schulpflichtzeit
ohne eine Ausbildung, bei den
deutschen Jugendlichen beträgt
dieser Anteil 15 %. Das bedeutet,

dass derzeit etwa 40 %(!) der Mi-
grantenjugendlichen aufgrund feh-
lender beruflicher Qualifikationen
von Prekarität und Ausgrenzung
auf dem Arbeitsmarkt bedroht ist
(ebd.).

Ausbildungsbranchen

Schaut man sich die Branchen, in
denen die meisten Migranten-
jugendlichen eine Ausbildung be-
ginnen, genauer an, fällt das enge
Berufsspektrum auf. 43 % aller aus-
ländischen Auszubildenden be-
ginnen ihre Ausbildung in nur
zehn verschiedenen Berufen. Hier-
bei sind, ähnlich wie bei den deut-
schen Jugendlichen, deutliche ge-
schlechtsspezifische Unterschiede
festzustellen: Bei den jungen Frau-
en sind die Berufe Friseurin und
Arzt- bzw. Zahnarzthelferin stark
vertreten, bei den jungen Männern
die Berufe des Kraftfahrzeugme-
chatronikers, Malers und Lackie-
rers und Anlagenmechanikers. In
den neuen Ausbildungsberufen,
wie z.B. in den it-Berufen, absol-
viert nur ein sehr geringer Anteil
(3 %) der jungen Migranten und
Migrantinnen eine Ausbildung
(Beauftragte 2005). Besonders
problematisch ist der sehr niedrige
Anteil der Auszubildenden mit
ausländischem Pass im öffentlichen
Dienst (1,8 %). Dies ist deshalb als
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problematisch hervorzuheben, da
dem öffentlichen Dienst bei der
Integration von Jugendlichen in
den Arbeitsmarkt eine Vorbildrolle
zukommt (ebd.).

Das enge Berufsspektrum kann
darauf zurückgeführt werden, dass
ihre Ausbildungschancen in den
Berufen, die für Deutsche weniger
attraktiv sind, am höchsten sind.
Kennzeichnend für diese weniger
attraktiven Berufe sind ungünstige
Arbeitsbedingungen und geringere
Verdienstmöglichkeiten.

Zusammenfassend kann festge-
stellt werden, dass Jugendliche und
junge Erwachsene mit Migrations-
hintergrund erheblich seltener als
Deutsche über formale Berufsab-
schlüsse verfügen und häufiger in
Berufen eine Ausbildung abschlie-
ßen, die für deutsche Jugendliche
unattraktiv sind. Die fehlenden Be-
rufsabschlüsse haben zur Folge,
dass sie in der Altersgruppe 25–30

Jahre auch wesentlich häufiger als
Deutsche von Arbeitslosigkeit be-
troffen sind (14,2 % zu 9,4 %) (ebd.).

Wie lässt sich die schlechte Aus-
bildungssituation von Migranten-
jugendlichen erklären? Der im
Zuge des Strukturwandels auf
dem Arbeitsmarkt gestiegene An-
spruch an Schulabschlüsse gilt als
ein wichtiger Faktor für die Ausbil-

dungssituation. Über 40 % der Mi-
grantenjugendlichen haben aber le-
diglich einen Hauptschulabschluss
und fast 20 % haben sogar gar kei-
nen Schulabschluss (ebd.).

Der Mangel an Ausbildungs-
plätzen ist ein weiterer Grund für
die niedrige Ausbildungsbeteili-
gung. Die Zahl der neu abge-
schlossenen Ausbildungsverträge
war 2005 so niedrig wie noch nie
seit der Wiedervereinigung (Ulrich
et al.). Für Migrantenjugendliche
hat der Abbau von Arbeitsplätzen
gravierendere Folgen als für deut-
sche Jugendliche, da sie im Durch-
schnitt schlechtere Schulabschlüsse
haben und somit im Wettbewerb
um die knappen Ausbildungsplätze
häufiger unterlegen sind.

Diskriminierung spielt für die
Ausbildungssituation der Migran-
tenjugendlichen eine weitere wich-
tige Rolle. So wird aus dem letzten
Bericht der Integrationsbeauftrag-
ten deutlich, dass Jugendliche mit
Migrationshintergrund besondere
Schwierigkeiten bei der Ausbil-
dungsplatzsuche haben (vgl. Be-
auftragte 2005). Selbst bei gleichen
Schulabschlüssen sind sie gegenü-
ber deutschen Bewerbern benach-
teiligt. Migrantenjugendliche türki-
scher Herkunft sind besonders
von Diskriminierung betroffen
(vgl. Gestring/Janßen/Polat 2006).
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Auf Seiten der Jugendlichen sel-
ber sind (neben den bereits er-
wähnten niedrigen Schulabschlüs-
sen) die fehlenden sozialen Bezie-
hungen zu Personen, die Kontakte
zu Ausbildern aufbauen könnten,
geringe Unterstützungsmöglichkei-
ten der Eltern und hohe Abbruch-
quoten als wichtige Gründe für die
Ausbildungssituation zu nennen.
Die häufigsten Ursachen für Aus-
bildungsabbrüche sind neben per-
sönlichen Konflikten im Betrieb
falsche Berufswahlentscheidungen
(z.B. aufgrund von nicht ausrei-
chenden Kenntnissen über Ausbil-
dungsberufe und die eigenen be-
ruflichen Stärken und Schwächen).

Politische Schlussfolgerungen

Insgesamt kann die Ausbildungs-
situation von Migratenjugend-
lichen als dramatisch bezeichnet
werden. Welche politischen Hand-
lungsempfehlungen können aus-
gehend von der derzeitigen Lage
gegeben werden? 

Im Folgenden beschränke ich
mich auf einige zentrale Empfeh-
lungen:

Auf der Ebene der bildungs-
politischen Maßnahmen liegt es
auf der Hand, das Leistungs-
niveau der Migrantenjugend-
lichen anzuheben, um ihnen den
Einstieg in den Ausbildungsmarkt

zu erleichtern und ihre Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhöhen. Dazu sind
neben gezielten schulischen und
außerschulischen Förder- und
Qualifizierungsmaßnahmen auch
sozialpädagogische Unterstützungs-
programme mit interkulturell ge-
schultem bzw. bikulturellem Perso-
nal notwendig.

Hilfreich sind in diesem Zusam-
menhang auch Profiling-Angebote,
die die Jugendlichen über ihre Stär-
ken und Schwächen aufklären und
somit das Risiko für Ausbildungs-
abbrüche senken können.

Einzelne Maßnahmen des
Bundesbildungsministeriums wie
z.B. die »Initiativstelle berufliche
Qualifizierung von Migrantinnen
und Migranten« (ibqm), die »Be-
ruflichen Qualifizierungsnetzwer-
ke« (bqn’s), die Kompetenzagentu-
ren und die Programmplattform
»Entwicklung und Chancen junger
Menschen in sozialen Brennpunk-
ten« (e&c) haben sich vielerorts
schon gut bewährt. Deshalb sollte
die Fortführung solcher Maßnah-
men auch in Zukunft sichergestellt
sein.

Um die Ausbildungsbereitschaft
von Betrieben zu erhöhen, könnte
die Einführung einer Ausbildungs-
platzabgabe und staatlicher Zu-
schüsse für Betriebe, die ausbil-
den wollen, hilfreich sein. Gleich-
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zeitig gilt es auch die Einbezie-
hung migrantischer Betriebe als
Ausbildungsbetriebe weiterhin
voranzutreiben.

Es kann festgestellt werden, dass
nach wie vor viele Vorbehalte ge-
genüber Migrantenjugendlichen bei
Ausbildern existieren. Diesen Vor-
behalten gilt es mit gezielten Infor-
mationen und Vermittlungsmaß-
nahmen entgegenzuwirken und
dabei den Ausbildern zu verdeutli-
chen, dass die mit dem Migrations-
hintergrund der Jugendlichen ver-
bundene Bikulturalität eine wichti-
ge Ressource und Kompetenz für
den Betrieb darstellen kann.

Auf der rechtlichen Ebene un-
terstreichen die Ergebnisse zu Dis-
kriminierung die Notwendigkeit ei-
nes Antidiskriminierungsgesetzes.
Zwar kann ein solches Gesetz die
Diskriminierung von Migranten
nicht vollständig abschaffen, es
kann aber durchaus Einfluss auf
die soziale Ächtung von Diskri-
minierung und auf die Diskrimi-
nierungsbereitschaft haben (vgl.
Kürsat-Ahlers 2001). Zudem stün-
de Diskriminierung dann nicht
mehr in einem rechtsfreien Raum
und hätte die wichtige symbolische
Wirkung auf die Migranten, dass
rassistisch motivierte Diskriminie-
rung vom Staat nicht geduldet
wird.

Ein Best Practise-Verfahren 
aus Kanada

Im Rahmen eines Forschungsauf-
enthaltes in Toronto konnte ich
verschiedene Maßnahmen kennen-
lernen, die die Verbesserung der
schulischen und beruflichen Situa-
tion von Jugendlichen aus sozial
benachteiligten Familien zum Ziel
haben. Eine dieser Maßnahmen ist
das Programm »Pathways to Edu-
cation«.

Das »Pathways to Education«-
Programm läuft seit 2001 und ist
seitdem sehr erfolgreich. Mit Hilfe
dieses Programms konnte die
Schulabbrecherquote im ärmsten
Stadtteil Torontos um 42 Prozent
gesenkt werden und die Leistun-
gen der Schüler und Schülerinnen
deutlich verbessert werden.

Das Programm setzt sich aus
verschiedenen Best Practise-
Elementen zusammen und be-
inhaltet die Unterstützung von
Jugendlichen auf der schulischen,
sozialen, finanziellen und recht-
lichen Ebene. Diese vier Ebenen
sollen im Folgenden genauer erläu-
tert werden:

1. Schulische Unterstützung
Die schulische Unterstützung be-
inhaltet die fachspezifische Unter-
stützung bei den Hausaufgaben
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und bei den Vorbereitungen auf
die Prüfungen in den Kernfächern
durch die Studierenden der Uni-
versität Toronto (oise) und der
York University. Neben dem
Unterricht in den Fächern werden
den Schülern und Schülerinnen
auch Lernstrategien vermittelt und
ihnen wichtige Ressourcen wie
z.B. Computer, Internetzugang
und Bücher zur Verfügung gestellt.
Die Unterstützung durch die Stu-
dierenden findet auf freiwilliger
Basis statt, allerdings können sie
ihren Nachhilfeunterricht für ihr
Studium anerkennen lassen und
sammeln zudem wichtige prakti-
sche Erfahrungen.

2. Soziale Unterstützung
Das zweite Element beinhaltet ver-
schiedene Freizeitangebote durch
Mentoren, die das Selbstbewusst-
sein, das Zugehörigkeitsgefühl und
die sozialen Kompetenzen der
Jugendlichen stärken sollen. Die
Mentoren agieren als Vorbilder.
Feste Absprachen, kontinuierliche
Zusammenarbeit und die Förde-
rung gegenseitigen Respekts sollen
die schulische Unterstützung sinn-
voll ergänzen.

3. Unterstützung durch einen 
Fürsprecher (advocacy)
Das dritte Element des Programms
ist die Arbeit der Fürsprecher, die
»Student/Parent Support Workers«
genannt werden. Diese pädago-
gisch ausgebildeten Kräfte vermit-
teln zwischen den Schülern und
Eltern, zwischen den Lehrern und
Eltern und zwischen Schülern und
Lehrern. Sie kontrollieren die Teil-
nahme der Schüler an dem Pro-
gramm und versuchen bei Kon-
flikten zu schlichten. Ihre Präsenz
und Vermittlungsarbeit in der
Schule und Community soll den
Schulerfolg zusätzlich forcieren.

4. Finanzielle Unterstützung
Das vierte wichtige Element ist die
finanzielle Unterstützung. Regent
Park hat nur eine Grundschule.
Um den Schüler(innen) den Be-
such von weiterführenden Schulen
in anderen Stadtteilen zu ermög-
lichen, verteilt Pathways an die
Schüler, die im Programm regis-
triert sind, alle zwei Wochen Fahr-
scheine für die öffentlichen Ver-
kehrsmittel. Die kostenlose Vertei-
lung der Tickets setzt die regelmä-
ßige Teilnahme am Schulunterricht
und an den Tutoring- und Mento-
ring-Programmen voraus. Darüber
hinaus wird Schülern mit einem
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High School-Abschluss ein Stipen-
dium für den Besuch eines Colle-
ges oder einer Universität von bis
zu 4000 kanadische Dollar (cad)
zur Verfügung gestellt.

Zusätzlich zu den genannten Un-
terstützungsleistungen helfen die
Mitarbeiter(innen) des Pro-
gramms den Schülern und
Schülerinnen bei der Suche
nach einem Praktikumsplatz
bzw. einem Ausbildungsplatz
(apprenticeship). Dabei erweist
sich das gute Image des Programms
als sehr hilfreich bei der Vermitt-
lungsarbeit.

Die ethnische und kulturelle
Heterogenität Torontos spiegelt
sich im multikulturellen Mitarbei-
terteam von Pathways wieder. Das
Personal genießt viel Vertrauen so-
wohl bei Schüler(innen) als auch
bei deren Eltern.

Der Erfolg des Programms gibt
seinem vielschichtigen Ansatz
recht. Es genießt mittlerweile viel
öffentliche Anerkennung, was sich
auch in dem Anstieg der jährlichen
Spendeneinnahmen zeigt. Bei der
Neugründung des Programms lag
das Budget bei 2 000 cad, mittler-
weile erhält das Programm jährlich
etwa 2 Millionen cad.
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Die Zugangsbarrieren zum Arbeits-
markt, die der Duldungsstatus mit
sich bringt, verbauen gerade Ju-
gendlichen die Zukunftschancen.
Ohne sicheren Aufenthaltsstatus
eine Ausbildung zu absolvieren, ist
mit etlichen Schwierigkeiten ver-
bunden und scheint zuweilen na-
hezu unmöglich zu sein.

Zum einen unterliegen die ge-
duldeten Jugendlichen auch bei der
Ausbildungsplatzsuche der sog.
Vorrangprüfung: Wenn sie eine
betriebliche Ausbildung beginnen
möchten und einen potentiellen
Ausbildungsplatz gefunden haben,
müssen sie zunächst bei der Aus-
länderbehörde eine Arbeitsgeneh-

Die besonderen Schwierigkeiten für Flüchtlings-
jugendliche – Fallbeispiele aus der Beratungspraxis

Evelyn Rommel, Karin Lemke, Christine Schlobach, Sonja Walbaum

Fälle aus der Praxis zeigen die realen Barrieren und (arbeits-)biographischen Verläufe

von jugendlichen Flüchtlingen Die Autorinnen sind tätig bei der Bildungsvereinigung Arbeit und

Leben/RAN (Regionale Arbeitsstellen zur beruflichen Eingliederung junger Menschen in Niedersachsen) –

Pro Aktiv Center Hannover

2.2
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migung beantragen. Diese schaltet
dann die Agentur für Arbeit ein,
die prüft, ob nicht bevorrechtigte
Deutsche oder eu-BürgerInnen
für die Ausbildungsstelle zur Ver-
fügung stehen. Da dies oftmals der
Fall ist, sind die Chancen, eine be-
triebliche Ausbildung zu beginnen
sehr gering.

Bliebe als Alternative eine schu-
lische Ausbildung. Hier ergibt sich
jedoch das Problem der Finanzie-
rung des Unterhalts. Während bei
einer betrieblichen Ausbildung
eine Ausbildungsvergütung gezahlt
wird und somit wenigsten ein klei-
ner Beitrag zum Lebensunterhalt
verdient wird, erhalten die Auszu-
bildenden bzw. SchülerInnen einer
schulischen Ausbildung keine Ver-
gütung. Gleichzeitig gilt für alle
sich in der Ausbildung befind-
lichen Menschen, dass sie keine
anderen öffentlichen Leistungen
(d.h. auch keine Leistungen nach
dem Asylbewerberleistungsgesetz)
erhalten können, wenn sie eine
Ausbildung machen, die vom
Grundsatz her förderungsfähig
nach dem BAföG oder nach dem
Sozialgesetzbuch III ist. Leider ha-
ben Menschen mit Duldung aber
zumeist auch keinen Anspruch auf
BAföG oder Ausbildungsbeihilfe,
auch wenn die Ausbildung an sich
förderungsfähig wäre. Die Jugend-

lichen sind somit also genötigt, un-
gelernte Tätigkeiten zu suchen
oder untätig von Leistungen nach
dem AsylbLG zu leben. Dies
wiederum verbaut ihnen aber auch
die Aussichten auf eine Aufent-
haltserlaubnis.

In Niedersachsen gibt es die
»Regionalen Arbeitsstellen zur be-
ruflichen Eingliederung junger
Menschen in Niedersachsen«, kurz
ran. Die MitarbeiterInnen von
ran versuchen Jugendlichen unter
25 Jahren »mit besonderen Proble-
men bei der Arbeits- der Ausbil-
dungsplatzsuche« zu unterstützen.
Da Jugendliche ohne sicheren Auf-
enthalt zwangsläufig besondere
Probleme bei der Arbeits- und
Ausbildungsplatzsuche haben, ge-
hören sie häufig zum Klientel der
ran-MitarbeiterInnen.

Nachfolgend sind von Evelyn
Rommel, der Projektleiterin von
ran Hannover, Beispiele von
Jugendlichen mit prekärer Aufent-
haltssituation beschrieben, die von
ihr und ihren Mitarbeiterinnen
unterstützt wurden und werden.
Die Beispiele veranschaulichen
eindrücklich die verfahrene Situa-
tion, in der sich diese jungen Men-
schen beim Übergang von Schule
zu Beruf befinden.
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1. Fallbeispiel Achmet 
(alle Namen geändert)

Ausgangssituation
Achmet kommt zum ersten Mal
im Februar 2003 in Begleitung sei-
nes Berufsschullehrers in die Bera-
tungsstelle. Er ist 19 Jahre alt und
besucht die zweijährige Berufs-
fachschule Technik. Er lebt bei sei-
nem älteren Bruder und hat seit
März 2001 eine zweijährige Aufent-
haltsbefugnis. Für seinen Lebens-
unterhalt kommt das Sozialamt
auf. Da seine Aufenthaltsbefugnis
im März abläuft, macht er sich
große Sorgen.

Hintergrund
Er berichtet, dass er im Alter von
14 Jahren ohne Begleitung von Fa-
milienangehörigen aus Afghanistan
in die Bundesrepublik geflohen ist.
Sein älterer Bruder lebt zwar in
Deutschland, aber zunächst wohnt
Achmet für 8 Monate in einem Ju-
gendheim. Er bekommt einen
Duldungsstatus. Er hat einen Asyl-
antrag gestellt und besucht die
Hauptschule, die er mit Erfolg ab-
schließen kann, besucht das Be-
rufsgrundbildungsjahr im Bereich
Bau und beginnt anschließend im
Sommer 2002 mit der zweijährigen
Berufsfachschule Technik.

Weiterer Verlauf
Im März 2003 läuft seine Aufent-
haltsbefugnis ab. Achmet hat
Glück, denn sie wird noch einmal
für 2 Jahre verlängert. Sein Antrag
auf Anerkennung als Asylberech-
tigter wird im September 2003 ab-
gelehnt. Diese Situation ist für
Achmet sehr belastend. Dies wirkt
sich auch auf seine schulischen
Leistungen aus, er verschlechtert
sich deutlich. – Aber er erreicht an
der Berufsfachschule im Sommer
2004 den Realschulabschluss. Eine
Ausbildungsstelle findet er nicht.

Um die Zeit bis zum nächsten
Ausbildungsbeginn sinnvoll zu
nutzen, meldet er sich im An-
schluss an der Fachoberschule
Technik an. Nach Beendigung der
11. Klasse bricht er die Fachober-
schule ab. Er hat in der Zwischen-
zeit begonnen, als Aushilfe in ei-
nem katholischen Altersheim zu
arbeiten und möchte gerne den
Beruf des Altenpflegers erlernen.
Die Einrichtung schätzt ihn als
Mitarbeiter sehr und würde ihn
gerne als Auszubildenden anneh-
men. Aufgrund der katholischen
Trägerschaft gibt es aber Probleme
bei der Einstellung eines Moslems.
Nur durch den persönlichen Ein-
satz der Leiterin des Hauses
kommt das Ausbildungsverhältnis
im August 2005 zustande.

1.2
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Achmet bekommt eine monat-
liche Ausbildungsvergütung von
530€ ausbezahlt. Dieser Betrag
reicht nicht aus, um seinen Le-
bensunterhalt inklusive der Miete
zu decken. Kindergeld oder Berufs-
ausbildungsbeihilfe erhält Achmet
nicht. Begründung: Den Kinder-
geldantrag können nur die Eltern
stellen. Diese haben sich nie in
Deutschland aufgehalten und er-
füllen somit nicht die Vorausset-
zungen nach dem Einkommen-
steuergesetz. Um Berufsausbil-
dungsbeihilfe beantragen zu kön-
nen, müsste Achmet gem. § 63 sgb

III als Asylberechtigter oder
Flüchtling anerkannt sein oder
nachweisen, dass ein Elternteil
mindestens 3 Jahre sozialversiche-
rungspflichtig in der Bundesrepu-
blik beschäftigt war. Auch andere
Verwandte können bei Abwesen-
heit der Eltern diese Bedingung er-
füllen. Der einzige Verwandte
Achmets, der ebenfalls in Deutsch-
land lebt, ist sein älterer Bruder.
Dieser hat in Afghanistan als Arzt
gearbeitet. Da seine Ausbildung in
Deutschland nicht anerkannt ist,
studiert er hier (als anerkannter
Asylberechtigter) erneut Medizin.
Aufgrund seines Studiums hat
auch er keine sozialversicherungs-
pflichtige Tätigkeit ausgeübt, die

die Kindergeld- und bab-Berechti-
gung begründen würden.

Eine ergänzende Leistung zum
Lebensunterhalt durch das Job-Center
wird von den zuständigen Stellen
abgelehnt mit der Begründung,
dass die Ausbildung ja dem Grun-
de nach im Rahmen der §§ 60–62

des sgb III förderungsfähig sei.
Ob tatsächlich gefördert wird, sei
dabei unerheblich. Eine Härtefall-
regelung gem. § 7 Abs.5 Satz 2 sgb II
und somit zumindest eine Hilfe in
Form eines Darlehens wird eben-
falls nicht gewährt. Dies sei nur
dann möglich, wenn bei Abbruch
der Ausbildung eine Arbeitsauf-
nahme z.B. aufgrund von Krank-
heit oder schwerer Behinderung
nicht zumutbar wäre.

Achmet versucht daher, eine
geringfügige Beschäftigung aufzuneh-
men. Hier treten zwei Schwierig-
keiten auf:

1. Aufgrund der sehr unregel-
mäßigen Arbeitszeiten in einem
Pflegeheim kann Achmet keinem
potentiellen Arbeitgeber feste Ar-
beitszeiten anbieten.

2. Der Ausbildungsbetrieb muss
seine Zustimmung zur Ausübung
einer Nebentätigkeit erteilen. Die
Zustimmung wird verweigert, da
Achmet sich voll auf seine Ausbil-
dung konzentrieren soll.
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Aktueller Stand
Achmet muss jetzt allein von sei-
ner Ausbildungsvergütung seinen
Lebensunterhalt bestreiten. Die
notwendige Schülermonatskarte
sowie Lernmittel werden im Rah-
men einer »Einzelfallförderung«
von der ran-Stelle Hannover fi-
nanziert.

Im Dezember 2005 erhält Ach-
met eine unbefristete Aufenthalts-
erlaubnis, da er sich in einer Be-
rufsausbildung befindet.

2. Fallbeispiel Maria 

Ausgangssituation
Maria ist 19 Jahre alt, als sie über
die Schulsozialarbeiterin den Kon-
takt zu ran aufnimmt. Sie besucht
die zweijährige Berufsfachschule
Hauswirtschaft, um dort den Real-
schulabschluss zu erwerben und
steht kurz vor dem Ende des 2.

Jahres. Zuvor hatte sie aufgrund
einer Sehbeeinträchtigung eine
Sonderschule für blinde Schüler
besucht und dort den Hauptschul-
abschluss erworben. Maria stammt
aus einem osteuropäischen Land
außerhalb der eu, sie ist im Alter
von 11 Jahren nach Deutschland
gekommen. Ihre Sprachkenntnisse
sind recht gut, aber noch ausbau-
fähig. Sie hat eine Aufenthalts-
befugnis. Sie bewohnt eine eigene

Wohnung und erhält Hilfe zum
Lebensunterhalt. Sie möchte nach
Beendigung der Schule eine Aus-
bildungsstelle finden.

Weiterer Verlauf
Maria schafft den Realschulab-
schluss an der Berufsfachschule
nicht. Sie versucht nach Beendi-
gung der Schule unabhängig vom
hlu-Bezug (Hilfe zum Lebens-
unterhalt) zu leben, um ihren Auf-
enthaltsstaus verbessern zu könn-
nen und verschuldet sich dabei, da
sie ihre Miete nicht mehr aufbrin-
gen kann. Aufgrund ihrer schlech-
ten finanziellen Situation gibt sie
ihre Wohnung auf und zieht wie-
der zu ihren Eltern.

Aufgrund ihrer Behinderung
findet sie weder eine Arbeits- noch
eine Ausbildungsstelle. Sie muss
sich eingestehen, dass sie auf eine
Rehabilitationsmaßnahme ange-
wiesen ist. In Gesprächen mit der
Berufsberatung bei der Arbeits-
agentur stellt sich heraus, dass es
eine hauswirtschaftliche Berufs-
ausbildung in einer Einrichtung für
Menschen mit einer Sehbehinde-
rung gibt. Diese Ausbildung ent-
spricht Marias Berufswunsch und
wird ihrem besonderen Unterstüt-
zungsbedarf gerecht. Die Berufs-
beraterin möchte Maria gerne für
diese Ausbildung anmelden, auf-
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grund ihres Aufenthaltsstatus kann sie
jedoch nicht in eine berufliche Reha-
maßnahme integriert werden. Die Be-
rufsberaterin setzt sich im März
2004 mit dem Ordnungsamt in
Verbindung und kann erwirken,
dass Maria eine unbefristete Auf-
enthaltserlaubnis erteilt wird. Die-
ser Prozess zieht sich jedoch bis
September 2004 hin, so dass Maria
in diesem Jahr nicht mehr rechtzei-
tig für die überbetriebliche Ausbil-
dung angemeldet werden kann. Sie
beginnt die Ausbildung im Som-
mer 2005. Sie ist bei Ausbildungs-
beginn 22 Jahre alt.

3. Fallbeispiel Mirko 

Mirko ist 24 Jahre und stammt aus
dem Libanon. Er ist 1995 mit sei-
nen Eltern nach Deutschland ein-
gereist, die einen Asylantrag wegen
politischer Verfolgung stellten, der
aber abgelehnt wurde. Seit seiner
Volljährigkeit besitzt er wie auch
seine Eltern eine Duldung, die bis-
her alle halbe Jahre verlängert wur-
de. Er wohnt noch immer in ex-
trem beengten Verhältnissen in ei-
nem Flüchtlingswohnheim ohne
Aussicht auf eine bessere Wohn-
situation. Eine Arbeitserlaubnis
besitzt er nicht.

Mirko hat seit seinem 13. Le-
bensjahr eine Hauptschule be-

sucht, die er 1999 mit dem Haupt-
schulabschluss beendet hat. Das
Ausländeramt hat ihm eine Auf-
enthaltsbefugnis in Aussicht ge-
stellt, wenn er eine Ausbildung be-
ginnt oder eine Arbeitsstelle findet.
Die Arbeitsagentur darf ihn auf
Grund der Vorrangprüfung aber
nur in Ausbildungs- oder Arbeits-
verhältnisse vermitteln, in denen es
zu wenig deutsche BewerberInnen,
BewerberInnen aus eu-Ländern
oder aus anderen Ländern gibt, die
bereits über einen gesicherten Auf-
enthaltsstatus und eine damit ver-
bundene Arbeitserlaubnis verfü-
gen. Mit anderen Worten: Der jun-
ge Mann hat extrem eingeschränk-
te Möglichkeiten, die Bedingungen
der Ausländerbehörde zu erfüllen.

Mirko neigt aufgrund seiner Le-
bensbedingungen inzwischen zu
Schlafstörungen und weiß nicht,
wie er eine positive Zukunft für
sich erreichen kann. Eine Rück-
kehr in den Libanon ist für ihn
weiterhin sowohl aus politischen
Gründen als auch aus familiären
Gründen nicht möglich. Durch die
vielen Jahre in Deutschland kann
er sich ein Leben im Libanon nicht
mehr vorstellen. Alle seine Bezugs-
personen leben hier.

Auch die Bewerbungen, die er
seit mehreren Monaten mit Unter-
stützung der Beratungsstelle ver-
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schickt hat, sind allesamt abgelehnt
worden.

4. Fallbeispiel Eva 

Eva, 26 Jahre, geboren in Eritrea
(damals noch Teil von Äthiopien),
reiste im Alter von 14 Jahren als
unbegleiteter Flüchtling in die
Bundesrepublik ein und stellte ei-
nen Asylantrag. Dieser wurde ab-
gelehnt. Es wurden ihr aber Ab-
schiebehindernisse zuerkannt.

Evas Vater ist seit 14 Jahren in
Eritrea/Äthiopien verschollen,
ihre Mutter ist inzwischen in Addis
Abeba verstorben.

Berufliche Situation
Bis zu ihrem 19. Lebensjahr lebte
die junge Frau in einem Jugend-
heim und schaffte trotz ihrer
schwierigen persönlichen Situation
den Realschulabschluss. Eine erste,
schulische Ausbildung als Kosme-
tikerin brach Eva aus persönlichen
Gründen nach ca. einem Jahr ab.
Für diese Ausbildung hatte das
Sozialamt im Rahmen einer Härtefall-
regelung weiterhin die Unterhaltskosten
für sie übernommen. 

Danach versuchte Eva intensiv,
einen Ausbildungsplatz zur Kauf-
frau im Einzelhandel zu finden. Sie
absolvierte verschiedene Praktika
in diesem Bereich, aber leider blieb

alles ohne Erfolg. Wahrscheinlich
trug auch ihr (bis vor einem Jahr
ungesicherter) Aufenthaltsstatus
zum Scheitern dieser Bemühungen
bei.

Nach einer beruflichen Neu-
orientierung und einer abm-Tätig-
keit in einem Kindergarten ent-
schied Eva sich, eine Ausbildung
zur Sozialassistentin zu machen.
Zum August 2006 hatte sie die
Zusage der Berufsfachschule für
Sozialpädagogik für diese schuli-
sche Ausbildung. Sie stellte einen
BaföG-Antrag und einen Kinder-
geld-Antrag. Beide Anträge wur-
den mit der Begründung abge-
lehnt, dass ihr wegen ihres aufent-
haltsrechtlichen Status keine ent-
sprechenden Leistungen zustehen.
Sie sei weder »heimatlos« im Sinne
des Gesetzes noch als Asylberech-
tigte anerkannt. Sie sei weder im
Rahmen einer humanitären Hilfs-
aktion aufgenommen worden,
noch hätten ihre Eltern mindes-
tens drei Jahre lang in Deutschland
gelebt und gearbeitet.

Da Eva arbeitslos war und Ar-
beitslosengeld II bezog, stellte sie
beim Jobcenter einen Härtefall-
antrag auf Weitergewährung von
alg II während der Ausbildung.
Aber auch dieser Antrag wurde ab-
gelehnt mit der Begründung, wäh-
rend einer Ausbildung, die »dem
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Grunde nach BAföG-förderfähig«
sei, bestehe grundsätzlich kein An-
spruch auf alg II. Die Härtefallre-
gelung käme eventuell in Betracht,
wenn Eva sich bereits in einer
Ausbildung befände und kurz vor
deren Abschluss stünde.

Aufenthaltsrechtliche Situation
Während all dieser Zeit hat Eva
mit Unterstützung eines Anwalts
jahrelang versucht, einen gesicher-
ten Aufenthaltsstatus zu erreichen.
Da sie keinen Pass besaß, verlangte
die Ausländerbehörde von ihr, ei-
nen eritreischen Pass zu beantra-
gen. Die eritreische Botschaft fühl-
te sich jedoch nicht zuständig. Mit
der Begründung, dass ihr Vater die
äthiopische Staatsangehörigkeit
habe, wurde sie an die äthiopische
Botschaft verwiesen. Von dort
wurde sie an die eritreische Bot-
schaft zurückverwiesen mit der
Begründung, dass sie auf heuti-
gem eritreischen Staatsgebiet ge-
boren sei. Die eritreische Botschaft
verlangte daraufhin, dass mehrere
erwachsene Personen mit eritre-
ischer Staatsangehörigkeit bezeu-
gen sollten, dass sie in Eritrea ge-
boren und somit eritreische Staats-
bürgerin sei. Diese Zeugen konnte
sie nicht beibringen, da sie keiner-
lei Kontakte zu Eritrea hatte. Dies
führte dazu, dass die junge Frau

bis zum ihrem 25. Lebensjahr (also
11 Jahre lang!) mit einem ungesi-
cherten Aufenthaltsstatus lebte.

Inzwischen ist Eva im Besitz ei-
ner Aufenthaltserlaubnis (nach § 25

Abs.5 AufenthaltsG), und sie ist
seit zwei Monaten als Staatenlose
anerkannt. Der verbesserte Status
hat jedoch nicht dazu geführt, dass
sie damit auch die Berechtigung
für Kindergeld- und BAföG-Leis-
tungen erworben hat. Sie wäre auf
eine Härtefallregelung nach dem
sgb II angewiesen, um die Ausbil-
dung machen zu können. Dies
lässt das sgb II – anders als vorher
das bshg – offenbar nicht zu.

Aktueller Sachstand
Eva war gezwungen, ihren Ausbil-
dungsplatz zurückgeben. Zur
Überbrückung konnten wir sie in
ein Freiwilliges Soziales Jahr in ei-
ner Kindertagesstätte vermitteln.
Sie hofft, dass sich für nächstes
Jahr Mittel und Wege finden, dass
sie die Ausbildung doch noch be-
ginnen kann. Wir haben mit ihr ei-
nen Förderantrag bei einer Stiftung
gestellt.

5. Fallbeispiel Murat

Murat ist 17 Jahre und besucht die
10. Klasse einer Förderschule für
Lernbehinderte, die er mit dem
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Hauptschulabschluss verlassen
wird. Er kommt mit seiner Schul-
klasse zu einem Info-Gespräch bei
ran, um sich über unser Förderan-
gebot zu informieren. Er sagt, dass
er nur eine Duldung hat und das
Ordnungsamt ihm mitgeteilt habe,
dass bei Erreichen der Volljährig-
keit geprüft werden soll, ob er ab-
geschoben werden kann.

Nach einem zusätzlich verein-
barten Einzelgespräch mit Murat,
einem weiteren Gespräch mit sei-
nem Vater sowie nach einigen Te-
lefonaten mit dem Ordnungsamt
und dem Anwalt der Familie ergibt
sich folgender Sachstand:

Die Familie ist kurdisch-irakischer
Herkunft und lebt seit etwa 10 Jahren
in Deutschland. Der Vater hat – als
einziges Familienmitglied – eine Auf-
enthaltserlaubnis. Die Mutter und die
fünf Kinder, von denen die letzten zwei
in Deutschland geboren sind, besitzen
auf Grund eines Formfehlers lediglich
eine Duldung. Völlig unverschuldet ist
Murat so in die Situation der drohen-
den Abschiebung gekommen.

Folgen für Murat
Die Berufsberatung teilte mit, dass
sie keine Möglichkeit sah, Murat in
eine Ausbildung zu vermitteln. Da
er noch schulpflichtig war, musste
er zunächst eine Vollzeit-Berufs-
schule besuchen. Während dieser

Zeit schwänzte er viel und hielt
auch die Termine bei ran nur un-
regelmäßig ein. Aus pädagogischer
Sicht hätte Murat nach Erfüllung
der Berufsschulpflicht an einer
sog. »Berufsvorbereitenden Maß-
nahme« nach dem sgb III teilneh-
men müssen, weil er als »noch
nicht ausbildungsreif« eingestuft
wurde. Wegen der Duldung war
ihm dieser Weg aber versperrt. Es
blieb nur die Suche nach einem be-
trieblichen Ausbildungsplatz, die
jedoch von der Arbeitsagentur auf
Grund der Vorrangprüfung auf
wenig attraktive, von anderen Be-
werbern nicht nachgefragte Berufe
beschränkt wurde. Dies demotivier-
te Murat zusätzlich, so dass es in
der Beratung äußerst schwierig
war, eine realistische Perspektive
für ihn zu entwickeln.

Murat brach den Kontakt zu
ran nach einigen Monaten ab, weil
er die erhoffte Hilfe bei der Ver-
besserung seines Aufenthaltsstatus
nicht bekam. Er sah sich nicht
dazu in der Lage, die Anforderun-
gen des Ordnungsamtes – Nach-
weis eines Ausbildungsplatzes zur
Erlangung einer Aufenthaltser-
laubnis – zu erfüllen. Es ist nicht
bekannt, was inzwischen aus ihm
geworden ist.
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Beispiel einer Abschlussklasse
einer hannoverschen 
Förderschule (Frühjahr 2005)

Die Klassenlehrerin der 10. Klasse
einer Förderschule für Lernbehin-
derung besucht ran mit ihren
SchülerInnen, die bis auf einen im
Sommer den Hauptschulabschluss
erreichen werden. Sie macht sich
große Sorgen um die Zukunft der
meisten ihrer Schützlinge. Schon
im Vorfeld erwähnt sie, dass meh-
rere ihrer kurz vor der Volljährig-
keit stehenden SchülerInnen Angst
vor einer möglichen Abschiebung
haben.

Von insgesamt 12 Schülern der

Klasse nehmen 11 Schüler und
Schülerinnen an dem Besuch bei
ran teil. Davon berichten drei,
dass sie eine Duldung haben und
das Ordnungsamt ihnen mitgeteilt
hat, dass sie abgeschoben werden
können, sobald sie volljährig ge-
worden sind. Einer vierten Schüle-
rin mit ähnlichem Hintergrund sei
vom Anwalt geraten worden, die
Schule nicht mehr zu besuchen, da
die Abschiebung möglicherweise
kurz vor dem Vollzug stehe und
die Familie nicht auseinander ge-
rissen werden solle.

Das Thema Duldung und drohende
Abschiebung wird so ungeplant ins
Zentrum der Veranstaltung gerückt, da

Junge Flüchtlinge auf der SAGA-Startkonferenz, 24. März 2006
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es nicht mehr nur um die – ohnehin
sehr schwierige – Ausbildungssuche von
Förderschülern geht, sondern um die
Zukunftsperspektiven jedes einzelnen
dieser von Abschiebung bedrohten Ju-
gendlichen. Leider kann ich wenig zu
deren Perspektiven sagen.

Im Anschluss verteile ich für
interessierte Teilnehmende Bera-

tungstermine bei meinen KollegIn-
nen. Mit einem Jugendlichen ver-
einbare ich selbst weitere (Einzel-)
Gespräche, um der Situation auf
den Grund zu gehen.

Von 12 SchülerInnen hatten 4
(33 %) eine Duldung und waren
mehr oder weniger unmittelbar
von einer Abschiebung bedroht!

Der zu lange Weg von Flüchtlingsfrauen 
zu qualifizierter Beschäftigung in Deutschland 

Dr. Birgit Behrensen

Während die vorangegangenen Artikel sich mit der arbeitsmarktbezogenen Situation

von Migrantenjugendlichen im allgemeinen und Flüchtlingsjugendlichen im besonde-

ren beschäftigen, geht es in dem Artikel von Dr. Birgit Behrensen um die Situation 

von Flüchtlingsfrauen auf dem Arbeitsmarkt. Dabei wird die besonders prekäre Lage

von Flüchtlingsfrauen auf der Grundlage eines allgemein gender-diskriminierenden 

Arbeitsmarktes verdeutlicht. Der Artikel zeigt auch die Mängel in der Arbeitsmarkt-

unterstützung von Flüchtlingsfrauen und deren Folgen auf. Dr. Birgit Behrensen führt als

Soziologin Untersuchungen zum Themenbereich Migration, Asyl und Gender durch. Als Mitarbeiterin der

Universität Osnabrück untersucht sie in der EQUAL-Entwicklungspartnerschaft SAGA Fragen der Beschäf-

tigungsfähigkeit von  Asylsuchenden. In der EQUAL-Entwicklungspartnerschaft SPuK war sie zuständig für

die Evaluation und für eine Studie zur gesundheitlichen Situation von Asylsuchenden.

2.3

Obwohl im weltweiten Maßstab
Frauen vermutlich den Hauptteil
der Flüchtlinge stellen34, sind unter
den in Deutschland Ankommen-
den nur etwa ein Drittel weiblichen

Geschlechts. So wurden im Jahr
2005 von den knapp 30 000 Asyl-
erstanträgen 38,7 % von Frauen ge-
stellt, von denen wiederum etwas
weniger als die Hälfte älter als 16
Jahre war (Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge 2005:32). Von
einer ähnlichen Quote, nämlich ei-

34 Vgl. Lubbers 2004: vii, sowie zum Problem
der Datenerfassung Böll u.a. 2003: 92.
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nem Drittel, kann bei den über
400 000 De-facto-Flüchtlingen in
Deutschland ausgegangen werden,
von denen etwa die Hälfte im
Besitz einer Duldung ist (Bundes-
ministerium des Innern 2004: 42)35.
Die mit dem neuen Zuwande-
rungsgesetz eingeführte Möglich-
keit, eine geschlechtsspezifische

Verfolgung nach § 60 Abs. 1 Auf-
enthaltsgesetz geltend zu machen,
wurde im Jahr 2005 allein in 59

Fällen anerkannt. In diesen Fällen
sah das Bundesamt die Gefahr von
Genitalverstümmelung, Ehren-
mord, Zwangsverheiratung, häus-
licher Gewalt oder Mitgiftmord als
eigenständigen Verfolgungstat-
bestand an (Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge 2005: 55).

Flüchtlingsfrauen treffen in
Deutschland nicht nur auf einen
ohnehin erschwerten Arbeits-
marktzugang für Asylbewerbe-

35 Das Statistische Bundesamt Deutschland
weist für den 31.12.2005 in einer Statistik über
den aufenthaltsrechtlichen Status der auslän-
dischen Bevölkerung in Deutschland die Zahl
von 179 203 Menschen mit dem aufenthalts-
rechtlichen Status der Duldung aus.
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rInnen und Geduldete, sondern sie
treffen zudem auf einen in mehr-
facher Weise gender-segregier-
ten und gender36-diskriminie-
renden Arbeitsmarkt. Beispiels-
weise liegt im Jahr 2004 die Er-
werbsquote von Frauen, das heißt
der Anteil der erwerbstätigen Frau-
en an der weiblichen Wohnbevöl-
kerung im Alter von 15 bis 64 Jah-
ren, in Westdeutschland bei 65 %

und in Ostdeutschland bei 73 %,
während die Erwerbsquote der
Männer in Ost- und Westdeutsch-
land bei etwa 80 % liegt. Darüber
hinaus gehen Frauen im Durch-
schnitt 9,4 Wochenstunden weni-
ger einer entlohnten Tätigkeit nach
(vgl. Bothfeld u.a. 2005: 111). Ent-
gegen dem Trend in einigen ande-
ren europäischen Ländern, in de-
nen Teilzeitbeschäftigungen beider
Geschlechter zunehmen, sind ge-

ringfügige Beschäftigung und Teil-
zeitarbeit in Deutschland typische
Erscheinungen weiblicher Beschäf-
tigung (Bothfeld u.a. 2005: 133–146).
Auch verdienen Frauen im Ver-
gleich zu Männern je nach zugrun-
de gelegten Einkommensdaten-
quellen in Westdeutschland zwi-
schen 12 % und 32 % und in Ost-
deutschland zwischen 11 % und
24 % weniger als Männer (Bothfeld
u.a. 2005: 244). Zum Teil können
diese Differenzen damit begründet
werden, dass auch die Berufswahl
immer noch stark gender-segre-
giert ist und Frauen in Deutsch-
land häufiger Berufe wählen, die
schlechter entlohnt werden und
weniger Aufstiegschancen bieten
(Bothfeld u.a. 2005: 76ff.). Daraus
folgend kann gesagt werden, dass
in Deutschland immer noch das
Bild der heterosexuellen Paarbezie-
hung vorherrscht, in dem der
Mann der Familienernährer ist und
die Frau »hinzuverdient«. Han
(2003: 142) spricht in diesem Zu-
sammenhang von einer bis heute
anhaltenden »patriachalischen
Grundstruktur« (Han 2003: 142),
an deren Ende Migrantinnen –
wenn überhaupt – einen Platz im
Niedriglohnsektor des formalen
Arbeitsmarktes haben (Han 2003:

175 ff.).

36 Mit Gender wird im Gegensatz zu dem
eher biologisch verstandenen Begriff des Ge-
schlechts die soziale Dimension in den Blick
genomnmen, die geprägt ist  von einer histo-
risch-gesellschaftlich produzierten Ungleichheit
zwischen Männern und Frauen. Im Kontext
der Auseinandersetzung mit Gender in Migra-
tionszusammenhängen ist zu berücksichtigen,
dass Gender und Kultur beziehungsweise Zu-
gehörigkeit zu einer spezifischen Migrations-
gruppe zu Überschneidungen und Durchkreu-
zungen von Ungleichheiten führen kann. Diese
werden im vorliegenden Text anhand der Frage
des Zugangs zu qualifizierter Beschäftigung
und Ausbildung aufgezeigt.
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Hierzu passt der Befund von
Foda und Kadur (2005), die in ei-
ner Befragung von 61 seit mehre-
ren Jahren in Deutschland leben-
den Frauen mit anerkanntem
Flüchtlingsstatus feststellen, dass
diese Frauen trotz meist mehrjäh-
riger Berufserfahrungen im Her-
kunftsland und zum Teil höheren
Qualifikationen »mehrheitlich über
Jahre hinweg keine Möglichkeit
hatten, durch Erwerbstätigkeit an
der deutschen Aufnahmegesell-
schaft teilzuhaben. Auch ihr Zu-
gang zu Sprachförderung oder
beruflicher Bildung wurde stark
eingeschränkt oder blieb ihnen
gänzlich verwehrt« (Foda/Kadur
2005: 27).

In dem zur Zeit durchgeführten
Forschungsprojekt aba (Analyse
der Beschäftigungsfähigkeit Asyl-
suchender), das Teil der nieder-
sächsischen equal-Entwicklungs-
partnerschaft saga ist, deuten erste

Ergebnisse darauf hin, dass Frau-
en selten gezielt angesprochen
werden für Qualifizierungsangebo-
te, bei denen zudem aufenthalts-
und arbeitsmarktrechtliche Schwie-
rigkeiten den Zugang für alle er-
schweren. Allein einige Nichtregie-
rungsorganisationen bieten spe-
zielle Qualifizierungsangebote für
Frauen an. Wird ein Feld hinzuge-
nommen, in dem zur Zeit ver-
mehrt Anstrengungen unternom-
men werden, Asylsuchende und
Geduldete im weitesten Sinne zu
qualifizieren, nämlich der Bereich
der Rückkehrförderung, dann deu-
tet eine andere Studie darauf hin,
»dass die Qualifizierungsmaßnah-
men eher an hiesige Geschlech-
terstereotype der Berufswelt an-
schließen und weniger an denen
der Herkunftsländer orientiert
sind« (Westphal u.a. 2006:o.S.).

Was passiert, wenn Flüchtlings-
frauen trotz aller rechtlich legiti-
mierten Hindernisse für Flüchtlin-
ge37 und trotz Gender-Diskrimi-
nierung und genderbedingten Aus-
grenzungstendenzen aus dem
deutschen Arbeitsmarkt ihre Idee
eines Zugangs zu qualifizierter Be-
schäftigung weiter verfolgen? 

Dieser Frage möchte ich am
Beispiel eines Interviews mit einer
37 Vgl. den Aufsatz von Barbara Weiser 
in diesem Heft, Kap.1.1.

Qualifizierung bei KoBAG, Osnabrück
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Befragten nachgehen, die im Rah-
men des Forschungsprojektes aba

befragt wurde. Es handelt sich um

Peri M.38, die seit einigen Jahren
als anerkannter Flüchtling aus dem
Irak in Deutschland lebt.

38 Name geändert.

Das Beispiel Peri M.

Peri M. war vor mittlerweile neun
Jahren nach dreijährigem Medizin-
studium aus dem Irak geflohen.
Ihr Fluchtweg führte sie zufällig
nach Deutschland. Ihre erste Er-
fahrungen fasst sie in der Ein-
gangssequenz des Interviews fol-
gendermaßen zusammen:

»(...) eigentlich war mein Ziel zu-
nächst zu überleben. Ich wollte einfach
die Sprache lernen und dann auch stu-
dieren. Und das Problem war so: der
Weg war nicht so deutlich. Ich kam in
ein neues Land, ich wusste überhaupt
nicht, wie das funktioniert. Und dann
hat das so viel Zeit gebraucht, (...).
Dann sind zwei Jahre vergangen, stell
dir vor, bis dass man weiß (...).«

Das Thema der durch die Flucht
nach Deutschland verlorenen und
nur zum Teil wieder einzuholenden
Zeit, das sich in dieser Eingangs-
sequenz entfaltet, bildet den Hin-
tergrund der Selbstpräsentation
ihrer Bildungs- und Arbeitsbiogra-
phie.

Dass dieser Zeitverlust auch auf
mangelnde Informationen zurück-
zuführen ist, verdeutlichen die wei-

teren Ausführungen von Peri M.
Sie wohnte damals in einem Flücht-
lingswohnheim in einer niedersäch-
sischen Kleinstadt. Dort ging sie
zur Ausländerbehörde, um sich
nach Möglichkeiten für die Weiter-
führung ihres Studiums in Deutsch-
land zu erkundigen. Ihre Empörung
über das Verhalten des Mitarbeiters
ist noch heute, acht Jahre später,
im Interview spürbar. Er begegne-
te ihr mit verschränkten Armen
und Kopfschütteln. Er schickte sie
weg mit dem Verweis auf ihre
Herkunft aus dem Irak. Auskünfte
über geeignetere Adressaten für
ihre Fragen bekam sie dort nicht.

Auf Nachfrage erzählt Frau M.,
dass sie auch von der Mitarbeite-
rin, die für das Flüchtlingswohn-
heim zuständig war, keine Unter-
stützung im Hinblick auf ihr Qua-
lifizierungsinteresse bekam. So
erhielt sie beispielsweise keine fun-
dierten Informationen, wo sie ei-
nen Deutschkurs besuchen könn-
te. Vielmehr erlebte sie die Mitar-
beiterin als Versorgerin, die sich
allein für Fragen der Ernährung
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und des Zustandes der Zimmer
interessierte. Besonders dramatisch
wird diese mangelnde Aufklärung,
als sie niemand darauf hinweist,
dass sie nach positivem Bescheid
ihres Asylantrags nicht mehr in
dem Flüchtlingswohnheim woh-
nen muss. Dass ihr Asylantrag po-
sitiv entschieden wurde und sie da-
mit Freiheiten in der Lebensgestal-
tung hat, erfährt sie erst nach ei-
nem weiteren Jahr, zufällig und
nicht durch Beratungen vor Ort.

Eine positive Wendung nimmt
ihr Leben in Deutschland, als sie
Bekannte in einer anderen Klein-
stadt besucht. Mit Hilfe eines dort
tätigen Sozialarbeiters bewältigt sie
den Umzug in diese Stadt, besucht
einen vertiefenden Deutschkurs,
sucht sich Arbeit. Aufgrund der
Vernetzung mit anderen Flüchtlin-
gen findet sie eine Anstellung bei
einem großen Fast-Food-Unter-
nehmen, das bekannt dafür ist,
Flüchtlinge »zwar für wenig Geld,
aber immerhin« zu beschäftigen.

Der Wunsch, an ihr unterbro-
chenes Medizinstudium anzuknüp-
fen, führt dazu, dass sie nach weni-
gen Monaten die Tätigkeit bei dem
Fast-Food-Unternehmen aufgibt,
um in einem Krankenhaus als Rei-
nigungskraft zu arbeiten. Durch die-
sen Schritt eröffnete sie sich weite-
re Möglichkeiten:

»Und dann durch diese Reinigungs-
arbeit im Krankenhaus hab’ ich ent-
deckt, es gibt Schulen, wo man Kran-
kenschwester lernen kann. Stell dir vor,
das ist alles Zufall. So. Und dann bin
ich zur Schulleitung gegangen, hab’ ich
gesagt, nee, ich bin und so und so und
so, und ich möchte eine Ausbildung als
Krankenschwester machen.(...) Ja. Und
dann hab’ ich dort drei Jahre gelernt,
hab’ ich mein Examen in Oktober
2004 abgeschlossen. Fast ein Jahr hab’
ich nun in der Onkologie gearbeitet.«

Die Idee, ihr Studium wieder
aufzunehmen, hat Peri M. mittler-
weile verworfen. Sie sieht sich auf-
grund der Notwendigkeit, Geld für
sich und ihren Mann zu verdienen,
nicht in der Lage dazu.39 Aber sie
strebt weitere Qualifizierungen im
Bereich der Krankenpflege an.

Mehrmals im Interview weist
sie auf den enormen Zeitverlust
hin, den sie auf ihrem Weg in
Kauf nehmen musste:

»Ja, aber das klingt so alles ein-
fach, aber das hat sieben Jahre, acht
Jahre gedauert, obwohl ich wusste, von
Anfang an, als ich nach Deutschland
kam, und nach [der Anerkennung

39 Als asylberechtigter Flüchtling steht Peri M.
zwar grundsätzlich BAföG zu. Da sie mittler-
weile aber älter als 30 Jahre ist, hat sie die
Altershöchstgrenze überschritten. Vgl. zur
Problematik des Studiums und seiner
Finanzierung auch Foda/Kadur 2005: 34.
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als Asylberechtigte, d.V.], als ich
meinen Aufenthalt gekriegt hab’ ich
wusste, was ich wollte.«

Gerade im Vergleich zu Kom-
militonInnen und Familienange-
hörigen, die nach Schweden oder
Australien geflohen sind, fällt ihr
der Verlust an Zeit und an Quali-
fikationschancen auf:

»Ich hab viele Mitstudenten, die mit
mir im Irak studiert hatten, die haben
ihr Erststudium [im Aufnahmeland
Schweden, d.V.] schon absolviert, und
die arbeiten jetzt in schwedischen Kran-
kenhäusern. Vier, fünf Freunde in
Stockholm. (...) Und wenn ich mich
vergleiche mit meine Schwester, die in
Australien lebt, die ist neun Jahre jün-
ger als ich, und ich habe viel mehr als
sie gelernt im Irak, aber sie hat nichts
verloren dort, weil sie immer eine Sozi-
alarbeiterin dabei hatte, und sie ist jetzt
25 und sie ist mit ihrem Studium fertig.«

Wie andere Flüchtlinge auch,
erfährt Peri M. eine Ab- und Ent-
wertung ihrer mitgebrachten Kom-
petenzen und Qualifizierungen: Ihr
Studium ist unterbrochen. Bei ih-
rer Suche nach Möglichkeiten, dort
wieder anzuknüpfen, wird sie mit
Verweis auf ihre Zugehörigkeit zur
Gruppe der Asylsuchenden weg-
geschickt. Sie braucht zwei Jahre,
um sich im neuen System zurecht
zu finden und innewohnende
Möglichkeiten zu identifizieren.

Dass ihr ein – wenn auch
schmerzlich verspäteter und nicht
ganz gleichwertiger – Anschluss an
ihre Kompetenzen und Qualifika-
tionen gelingt, hängt mit verschie-
denen Faktoren zusammen. Erstens
hilft ihr das Wissen der Flüchtlings-
community, bei der sie Anschluss
findet und die sie an kompetentere
Sozialarbeiter verweist, als diejeni-
gen in ihrem Umfeld. Zweitens
nimmt sie einen qualifizierungs-
fremden Arbeitsplatz im Niedrig-
lohnsektor an, um an den Ort zu
kommen, wo sie einen Zugang zu
ihren zurückgelassenen Kompe-
tenzen vermutet: als Reinigungs-
kraft im Krankenhaus. Drittens er-
greift sie die Möglichkeit, hier eine
neue Qualifizierung zu beginnen,
bei der sie zwar nicht auf ihre mit-
gebrachten Kompetenzen aufbau-
en kann, die sie dort aber einbrin-
gen kann: die Schwesternausbil-
dung. Viertens – und dies scheint
wichtig, damit die Rechnung auf-
geht – trifft sie dort auf Mitglieder
der Aufnahmegesellschaft, die ihre
mitgebrachten Kompetenzen und
ihre hohe Motivation erkennen
und dies über formale Hindernisse
stellen:

» Ja, und dann (...) beim Vorstel-
lungsgespräch, die haben mir eine Aus-
bildungsstelle gegeben, obwohl meine
Papier noch nicht fertig (waren). Ja, sie
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haben mir eine Zusage geschickt, und
wir warten auf deine Papiere. Aber du
hast einen Ausbildungsplatz, (...)
Aber das war wirklich eine Sonder-
regelung  für mich. (...) ich meine,
macht keine Schule so. Dass sie einfach
einen Ausbildungsplatz gibt, und so,
und trotzdem ich meine Papiere noch
nicht hab’, ich hab’ alles schriftlich ge-
schafft, aber ich hab’ noch keine Do-
kumente. So, über Abschluss, Schul-
abschluss, Dokumente.«

Peri M. erfährt hier eine partei-
liche Solidarität von der Schulleite-
rin und einem Lehrer, die aufgrund
ihrer Selbstpräsentation an ihre
Qualifikationen glauben und ihre
Teilnahme gerade vor ihrem Mi-
grationshintergrund begrüßen.
Hilfreich ist dabei, dass sie ihre bis
dahin noch mangelhaften Deutsch-
kenntnisse durch ihr Fachwissen
kompensieren kann:

»Ich kannte medizinische Begriffe,
ja, aber die Sprache war noch nicht so
gut.«

Interessant ist, wie Peri M. sich
selbst in diesem Prozess wahr-
nimmt. Sie erfährt trotz aller Schwie-
rigkeiten ein Empowerment durch
das Gleichberechtigungsverspre-
chens, das die deutsche Gesellschaft
Frauen macht:

»Egal wie schwer es in Deutschland
war, als Frau hab’ ich meine Selbst-
ständigkeit und meine neue Persönlich-

keit aufgebaut. (...) Ich hätte mich das
nie in meiner Heimat getraut, mich ge-
traut, einfach etwas zu fordern, zu Be-
hörden zu gehen, so was. Aber das ist
auch ein Vorteil hier, dass man frei ist.
(...) Du kannst alles machen. Das
heißt, du kannst, ja, du bist ein freier
Mensch, du musst versuchen.«

Höfliche Zurückhaltung, wie sie
im Herkunftsland – nicht nur für
Frauen – üblich ist, so sagt auch
ein anderer Befragter, hilft Flücht-
lingen in Deutschland nicht weiter.
Hierfür ist ihnen auf der Flucht zu
viel soziales Kapital (Bourdieu
1997) abhanden gekommen. Das
heißt, sie haben »ihr dauerhaftes
Netz von mehr oder weniger insti-
tutionalisierten Beziehungen (Her-
vorheb. i. Orig., d.V.) gegenseitigen
Kennens oder Anerkennens«
(Bourdieu 1997: 63) verloren und
müssen es im Aufnahmeland erst
wieder aufbauen. Dabei weisen die
befragten Flüchtlinge auf zwei
wichtige Unterschiede zu Arbeits-
migrantInnen40 hin: Erstens ver-
läuft die Ausreise von Flüchtlingen

40 Diese Unterschiede beschreiben die befrag-
ten Flüchtlinge aus ihrer Perspektive. Damit
sollen weder die prekären Verhältnisse, die
MigrantInnen auf dem Arbeitsmarkt für sich
vorfinden (vgl. Castro Varela 2005 und Juhasz
2005), noch die im globalen Maßstab fließenden
Übergänge zwischen Arbeits- und Fluchtmigra-
tion (vgl. Sachverständigenrat für Zuwanderung
und Integration 2004) in Frage gestellt werden.
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selten geplant. Die Entscheidung
für das eine oder andere Flucht-
land hängt maßgeblich von der
Möglichkeit der Einreise ab. Regel-
mäßig ändern sich die Fluchtpläne
auf der Flucht selbst. Zweitens bil-
det die Rückkehroption und damit
die Möglichkeit eines Abwägens
zwischen Karrierechancen im
Herkunfts- und im Aufnahmeland
für Flüchtlinge keine Handlungs-
alternative. Im Gegensatz zu Ar-
beitsmigrantInnen haben Flücht-
linge Gründe, ihr Land sofort und
unverzüglich zu verlassen. Deshalb
sind sie auch stärker darauf ange-
wiesen, das Aufnahmeland zu ihrer
neuen Heimat zu machen. Um so
schwerer wiegt, dass gerade dieser
Gruppe im Hinblick auf die beruf-
liche Integration Steine in den Weg
gelegt werden. So haben die ver-
passten Chancen auch für diejeni-
gen Folgen, deren Asylverfahren
irgendwann positiv entschieden
wird oder deren Aufenthalt auf-
grund von Abschiebehindernissen
faktisch auf Dauer angelegt ist. Sie
haben kostbare Jahre des beruf-
lichen Anschlusses verpasst. Die
Geschichte von Peri M. deutet
darauf hin, wie Versuche aussehen
können, die Zeitverluste zumin-
dest ein Stück weit wieder aufzu-
holen. Um diesen Zeitverlust zu
reduzieren, ist es geboten, Flücht-

lingsfrauen in diesem Prozess sehr
frühzeitig und solidarisch zu unter-
stützen, einen Zugang zur deut-
schen Aufnahmegesellschaft zu er-
öffnen und Anschlüsse an die
Kompetenzen zu ermöglichen, die
sie mitgebracht haben. Wie das
Beispiel von Peri M. aber auch von
anderen in der Studie bisher be-
fragten Frauen zeigt, bekommt das
Gleichberechtigungsversprechen
der deutschen Gesellschaft erst
dann eine Bedeutung, wenn der
Weg zu dieser Gesellschaft, wozu
wesentlich auch der Zugang zu
sinnvoller Beschäftigung und Bil-
dung gehört, eröffnet ist.
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Meine sehr geehrten Damen und
Herren,

ich bin gebeten worden, im
Rahmen der 1. Hildesheimer Psy-
chiatrietage etwas zu dieser The-
matik zu sagen.

Wie Sie sehen, ist das Problem
nicht neu.

Bereits 1978 hat sich Ali Wacker
in seiner Studie »Vom Schock zum
Fatalismus« mit den sozialen und
psychischen Auswirkungen der Ar-
beitslosigkeit befasst.

Seit Jahren ist es Politik und
Wirtschaft nicht gelungen, an der
Massenarbeitslosigkeit etwas ent-
scheidendes zu verbessern. Doch
während vor 20, 30 Jahren vor al-
lem Geringqualifizierte von vor-
übergehender oder Dauerarbeits-
losigkeit betroffen waren, sind jetzt

Arbeitslos und psychisch krank? 
Psychische Störungen als Folge von Arbeitslosigkeit

Dr. H.-Michael Kirchner

Der Vortrag – gehalten im Rahmen der 1. Hildesheimer Psychiatriewochen am

03.06.2005 – schildert anhand von Studien bspw. der Internationalen Arbeits-

organisation in Genf oder von Wissenschaftlern der MHH in Hannover die möglichen

psychischen Auswirkungen erzwungener Erwerbslosigkeit. Dabei geht es insbesondere

um die Folgen längerfristiger (Dauer-)Erwerbslosigkeit. Die dadurch bestehende

Hilflosigkeit im Hinblick auf die Gestaltung des eigenen Lebens kann als traumatisches

Stressereignis gedeutet werden. Dr. H.-Michael Kirchner, Studium der Sozialwissenschaften in

Bonn und Göttingen sowie der Humanmedizin in Göttingen (Diplom-Sozialwirt 1975), Approbation 1982,

1989 Facharzt für Psychiatrie, 1997 Zusatzbezeichnung Psychotherapie, seit 1989 angestellter Arzt 

Sozialpsychiatrischer Dienst Landkreis Hildesheim, stellvertretender Fachdienstleiter.

2.4

»Als ich 1975 mit 49 Jahren infolge des
Konjunkturrückganges meine Arbeits-
stelle verlor – ich bin gelernter Indus-
triekaufmann der metallverarbeitenden
Industrie –, brach für mich eine Welt zu-
sammen.
Nimmt man die Arbeit weg, kommt

man sich vor wie amputiert und schon
versinkt man in die Abgeschiedenheit.
Man verkriecht sich, damit ja niemand
etwas von der Misere merkt, die einen
betroffen hat.
Die ganze prekäre Lage ging mir der-

maßen an die Nerven, daß ich in ärzt-
liche Behandlung mußte und anschlie-
ßend in eine Kur. Die Kur verschaffte et-
was Abstand von der Sache. Doch wie
bitter ist das Erwachen, wenn man wie-
der zurück kommt und dann nach vielen
Bewerbungen sehen muss: Du bist nicht
mehr gefragt, du bist zu alt. Man steht
einfach draußen vor der Tür.«

Frankfurter Rundschau vom 13.10.1979
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zunehmend auch hochqualifizierte
Angestellte aus der Mittelschicht
betroffen.

Während früher die Schuld für
dieses Schicksal einer Dauer- oder
Langzeitarbeitslosigkeit meist in
individuellem Versagen gesehen
wurde, wissen wir heute aus täg-
lichen Veröffentlichungen, dass bei
Massenentlassungen in großen Be-
trieben der Autoindustrie oder bei
Banken von individuellem Versa-
gen sicher nicht mehr gesprochen
werden kann. Das Problem ist ge-
sellschaftlich hoch brisant, vor al-
lem für junge Menschen, die zu
Beginn ihrer Berufstätigkeit bereits
erhebliche Probleme haben, wie
auch für ältere Jahrgänge, denen
zur Steigerung der Rendite und der
Unternehmensgewinne mitgeteilt

wird, dass man sie nicht mehr be-
nötigt.

Zusammenhänge zwischen Ar-
beitslosigkeit und Gesundheit wur-
den in der wissenschaftlichen Lite-
ratur bereits Ende des 19. Jahrhun-
derts beschrieben.

Das vielleicht bekannteste Bei-
spiel aus dem 20. Jahrhundert dürf-
te die Publikation »Die Arbeits-
losen von Marienthal« sein, die
1933 von der Soziologin Marie
Jahoda und Paul Lazarsfeld veröf-
fentlicht wurde und in die soziolo-
gische wissenschaftliche Literatur
als Klassiker eingegangen ist.

In dieser wie auch in vielen nach-
folgenden Studien finden sich
Belege für einen schlechteren Ge-
sundheitszustand bei Arbeitslosen.
Die Bedeutung der Arbeitslosigkeit

Immer seltener melden sich
Arbeitnehmer krank, aber im-
mer häufiger sind psychische
Probleme Grund der Krank-
meldung. Auch die Techniker
Krankenkasse, die traditionell
unter ihren Versicherten ei-
nen geringen Krankenstand
verzeichnet, bestätigte diesen
Trend. Danach stiegen die
Krankschreibungen wegen psy-
chischer Störungen in den ver-
gangenen 5 Jahren um 20 %.
Im vergangenen Jahr sei be-

reits jeder 7. Fehltag auf eine
psychische Erkrankung zu-
rückzuführen gewesen, heißt
es im Gesundheitsreport der
Techniker Krankenkasse. Erst-
mals waren Depressionen und
Angststörungen die zweithäu-
figste Diagnose.

Besonders betroffen seien
Arbeitslose: Sie litten mehr
als dreimal so häufig an psy-
chischen Erkrankungen wie
die berufstätigen Versicher-
ten. Mehr als jeder vierte

Krankheitstag von Arbeits-
losen, die der Kasse gemeldet
wurde, hatte psychisch be-
dingte Ursachen. »Dass Ar-
beit krank machen kann, ha-
ben inzwischen alle anerkannt«
sagte eine Sprecherin der TK.
»Dass auch keine Arbeit krank
machen kann, wurde bisher
noch zu wenig untersucht.«

Hildesheimer Allgemeine 
Zeitung vom 07.04.2005
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resultiert dabei nicht nur aus ihren
materiellen Folgen, sondern auch
aus dem Verlust von latenten Funk-
tionen, die der Arbeitstätigkeit zu-
kommen (zum Beispiel durch die
Bedeutung der Arbeit für das
Selbstwertgefühl und soziale Kon-
takte). Die Folge ist das Gespenst
oder Gefühl der Nutzlosigkeit,
wie der amerikanische Soziologe
Reichard Sennett in seinem neuen
Buch über die Kultur des neuen
Kapitalismus schreibt.

Ich möchte im Nachfolgenden
Ihnen zusammenfassend eine Stu-
die mit dem Thema »Arbeitslosig-
keit und Gesundheit« referieren,
die im Jahr 2003 am Institut für
Sozialmedizin der Medizinischen
Hochschule Hannover durch Herrn
Prof. Schwarz und seinen Mitar-
beiter Grobe veröffentlicht wurde.

Dabei zeigt sich anhand von
Daten von Versicherten der
Gmünder Ersatzkasse, dass Ar-
beitslose unter massiven körper-
lichen und psychischen Gesund-
heitsproblemen leiden, die sogar
einen frühen Tod verursachen
können. Auslöser sind u.a. psychi-
scher Stress, Fehlernährung, Man-
gel an Bewegung oder stärkerer
Alkohol- und Zigarettenkonsum.

Auffallend war, dass in Regio-
nen mit dauerhaft hoher Erwerbs-
losigkeit Männer im Schnitt 5 Jahre

früher sterben als in vergleichbaren
anderen Regionen. Ein weiteres
Ergebnis war, dass im Vergleich zu
Erwerbstätigen Erwerbslose häufi-
ger zum Arzt gehen, häufiger im
Krankenhaus behandelt werden
und auffällig häufiger wegen psy-
chischer Erkrankungen behandelt
werden. Arbeitslose Männer ver-
bringen aus diesem Grund etwa 
7mal mehr Tage im Krankenhaus
als erwerbstätige Männer. Bei
Frauen liegt das Verhältnis bei 3 : 1.

Prof. Schwarz und Mitarbeiter
interpretieren diesen Sachverhalt
mit der Bemerkung, ich zitiere:
»Männer reagieren empfindlicher
auf Arbeitslosigkeit als Frauen.
Während Frauen sich neben dem
Job durch Kindererziehung oder
soziales Engagement noch andere
Werte aufbauen, spielt für Männer
der Beruf eine zentrale Rolle im
Leben. Auch die Krankheitsbilder
von Männern und Frauen unter-
scheiden sich.«

Ich zitiere: »Männer reagieren
auf den sozialen Stess eher mit
körperlichen Erkrankungen oder
stärkerem Alkoholkonsum, Frauen
neigen eher zu Depressionen und
Angststörungen.«

Und ich zitiere weiter: »Von
herausragender Bedeutung sind
unter arbeitslosen Männern sub-
stanzmissbrauchsbedingte Aufent-
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halte im Krankenhäusern: 14,3 %

aller Krankenhaustage entfallen al-
lein auf die Diagnose ›Verhaltens-
störungen durch Alkohol‹.«

Diagnosen, die im Zusammen-
hang mit Substanzmissbrauch ste-
hen (vorrangig nach icd 10 kurz
f 10, das sind die Suchterkrankun-
gen, f 19, das sind die Substanz-
missbräuche), erklären mehr als 1/3
der erhöhten Inanspruchnahme
von Krankenhausleistungen durch
arbeitslose Männer. Bei Frauen
sind diese Diagnosen für etwa 12 %

der Differenzen zu den Berufstäti-
gen verantwortlich.

Im Hinblick auf psychische Er-
krankungen sind unter arbeitslosen
Männern insbesondere Schizophre-
nien, Belastungsreaktionen sowie
Depressionen im Vergleich zu Be-
rufstätigen deutlich häufiger zu be-
obachten. Unter arbeitslosen Frau-
en spielen auch Ess- und Persön-
lichkeitsstörungen eine verhältnis-
mäßig hohe Rolle. Aufenthalte in
Kliniken wegen Schizophrenie
sind allerdings gegenüber berufstä-
tigen Frauen weniger stark erhöht
als bei arbeitslosen Männern.

Zusammenfassend lässt sich sa-
gen, dass unter den Versicherten
der gek Arbeitslosigkeit mit einer
deutlich erhöhten Inanspruchnahme
stationärer Leistungen verbunden ist,
wobei insbesondere psychische

Störungen (wie zitiert nach icd 10)
eine entscheidende Rolle spielen.
Unter arbeitslosen Männern domi-
nieren dabei Aufenthalte im Zu-
sammenhang mit Suchterkrankun-
gen.

Die Autoren weisen auch auf
schlechtere Rehabilitationserfolge
von Arbeitslosen im Vergleich zu
Berufstätigen hin.

Zum Thema Arbeitslosigkeit und
Mortalität hat die Studie herausge-
funden, dass das Risiko der Sterb-
lichkeit sich kontinuierlich in Ab-
hängigkeit von der vorausgegange-
nen Arbeitslosigkeitsdauer erhöht.

Dauerarbeitslosigkeit macht
krank. Das wollen auch die Auto-
ren einer Studie der internationa-
len Arbeitsorganisation der uno in
Genf herausgefunden haben.

Auch diese Studie ist bereits 20

Jahre alt. Danach nehmen bei
Massen- und Dauerarbeitslosigkeit
die Zahl der körperlichen Erkran-
kungen, aber auch der depressiven
Leiden sowie der Selbstmorde, ra-
pide zu. Ein wichtiges Ergebnis
dieser Studie scheint mir auch zu
sein, dass nicht nur die gesundheit-
liche Situation der unbeschäftigten
Familienväter oder -mütter sich
verschlechterte, sondern auch die
ihrer Familienangehörigen.

Viele der Untersuchten litten an
schweren Depressionen und kon-

58



Heft 118 | April 2007 59

Zugangsbarrieren zum Arbeitsmarkt und ihre Folgen 2

sumierten Psychopharmaka sowie
Schlafmittel in großen Mengen, die
ihnen der Arzt bezeichnenderweise
oft verordnet hatte, ohne über die
Lebenssituation seiner Patienten
unterrichtet zu sein. Andere hatten
sich in psychiatrische Behandlung
begeben. Auffallend viele Kinder
zeigten ernsthafte Verhaltensstö-
rungen, rapide verschlechterte
Schulleistungen, sogar kriminelle
Neigungen gegenüber der eigenen
Familie.

Die Studie der internationalen
Arbeitsorganisation in Genf mit
dem Titel »Krankheitssyndrom
Arbeitslosigkeit« teilt die Reaktio-
nen Arbeitsloser in 3 Phasen ein,
ich zitiere:

Die erste ist gekennzeichnet von
einem Schock und einer gewissen
Ungläubigkeit, die bald darauf von
einer Art Ferienstimmung abgelöst
wird. Der Arbeitslose ist anfäng-
lich meist durch Sozialversiche-
rung und eigene Ersparnisse abge-
deckt. Seine gesellschaftlichen
Kontakte bleiben vorerst erhalten.
Privat widmet er sich all jenen
Dingen, die er vorher aufgrund
der Arbeit vernachlässigen musste.

In der zweiten Phase kommt es
dann zur Krise: Das Geld wird
knapp, alle Bemühungen um einen
neuen Job bleiben ergebnislos. Die
früher arbeitsbedingten Kontakte

nach außen schlafen ein. Zuhause
ist inzwischen alles repariert, tape-
ziert und verschönt. In dieser Pha-
se beginnt die Emotionalisierung
des Arbeitslosen: Er wird gefühls-
betonter, reizbarer und unausge-
glichener.

Doch die gefährlichste Stufe
kommt erst in der dritten Phase, die
im Durchschnitt nach 6 Monaten
bis 2 Jahren eintritt. Der Arbeits-
lose resigniert und findet sich mit
seinem Schicksal ab. Die Flucht
nach innen wird angetreten. Es be-
stehen kaum mehr Kontakte nach
außen. Das Leben, in dem die Be-
troffenen oft keine Aufgabe mehr
finden, reduziert sich auf die eige-
ne Wohnung, den Fernsehapparat
und die eigenen Probleme.

Und weiter heißt es:
Am anfälligsten gegenüber dem

Krankheitssyndrom Arbeitslosig-
keit sind jene Menschen, deren
Aussichten auf eine Wiederbe-
schäftigung am geringsten sind:
Arbeitslose zwischen 50 und 60

Jahren, Behinderte, Schulabgänger,
Lehrlinge und Studenten, die noch
niemals eine Anstellung gefunden
hatten und vor allem in den usa

Angehörige ethnische Minderhei-
ten.

Und ich möchte noch Einmal
daran erinnern! Diese Studie ist 20

Jahre alt, sie sagt aus, dass beson-
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ders dramatisch der Umstand an-
zusehen ist, dass die Jugendlichen
in diesen Hochburgen der neuen
Armut keinerlei Chancen haben,
ein im gesellschaftlichem Sinne
normales Leben zu beginnen und
dass, obwohl ebenfalls laut Ar-
beitsorganisation, die jungen Er-
werbslosen von heute die dringend
benötigten Arbeitskräfte von mor-
gen seien werden.

Ein weiteres Zitat fiel mir bei
den Vorbereitungen in die Hände.
Es lautet: »Arbeitslosigkeit hat
ähnliche Folgen wie längere Lager-
haft« und weiter: »dauernde Ar-
beitslosigkeit wirkt nach Ansicht
des hannoveraner Psychiaters Prof.
Erich Wulf psychologisch ähnlich
wie längere Lagerhaft. Wörtlich:
›Ich zögere nicht in ihr eine Ex-
trembelastung zu sehen in der
Richtung, wenngleich noch nicht
im Grade Lagerhaft und Anstalts-
leben nicht unähnlich.‹« Diese
Äußerung machte Prof. Wulf
beim Kongress für klinische Psy-
chologie und Psychotherapie in
Berlin 1984.

Bei der Arbeitslosigkeit werde
ein wesentlicher Strang des
menschlichen Wirklichkeitsbezugs
durchschnitten. Arbeitslose haben
ihre Situation immer weniger in
der Hand und können sie sich
selbst nicht mehr steuern und

beeinflussen. Diese Situation sei
depressionsfördernd.

Betrachtet man Arbeitslosigkeit
als traumatisches Stressereignis,
deren Auswirkung auf die gesamte
biopsychosoziale Existenz wirkt,
dann dürften die von Arbeitslosig-
keit Bedrohten und manifest Ar-
beitslose dann am ehesten mit psy-
chischen Störungen reagieren,
wenn sie in ihrer Lebensgeschichte
bereits einmalig oder wiederholt
mit traumatischen Stresserlebnis-
sen zum Beispiel mit wiederholten
Trennungen, konfrontiert wurden
und diese nicht verarbeiten konn-
ten.

Aufgrund er zunehmenden ge-
sellschaftlichen Bindungsunsicher-
heit durch Trennungen sowie
durch die Zunahme »parasozialer
Beziehungen«, wie der Medien-
psychologe Winterhoff-Spurk von der
Universität des Saarlandes in seiner
neuen Veröffentlichung über die
»Kalten Herzen« dieses Phänomen
genannt hat, dürften die psychi-
schen Störungen in einer flexiblen
unverbindlichen Übergangsgesell-
schaft, die offenbar viele ihrer Mit-
glieder nicht mehr braucht, noch
zunehmen.

Sucht als inadäquate Coping-
strategie zur Aktivierung der Be-
lohnungssysteme des Gehirns, um
Leere und Sinnlosigkeit, das Ge-
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fühl des nicht oder nicht mehr ge-
braucht Werdens aushalten zu
können, kann unmittelbare Folge
dieser Entwicklungen sein.

Sicher besteht kein unmittelba-
rer Zusammenhang zwischen Ar-
beitslosigkeit und der Entwicklung
einer psychischen Störung, aber
die Personen, die in ihrem Leben
bereits ein oder mehrere psychi-
sche Traumata bewältigen muss-
ten, sind mit hoher Wahrschein-
lichkeit besonders anfällig für er-
neute Verletzungen und die Un-
fähigkeit mit diesen Verletzungen
umzugehen, so dass sie auf ein
solches Ereignis mit dem Zusam-
menbruch ihrer bisherigen Coping-
stratgien reagieren können.

Diesen Zusammenhang sieht
auch der Psychosomatiker Joachim
Bauer von der Universität Frei-
burg, der in seiner neuesten Ver-
öffentlichung »Warum ich fühle,
was du fühlst« folgende Anmer-
kung macht, ich zitiere: »Erfahrun-
gen von sozialen Bedeutungsver-
lust oder von Ausstoßung bietet
das Leben in verschiedenen Dar-
reichungsformen und Dosierun-
gen an. Eine leider relativ alltäglich
gewordene Variante ist die unge-
wollte Arbeitslosigkeit, die den Be-
troffenen eine besonders bedeut-
same Bühne sozialer Resonanz
entzieht.« 

Ich fasse zusammen:
1. Die zur Verfügung stehenden

Untersuchungen zeigen einen
deutlichen Zusammenhang zwi-
schen Arbeitslosigkeit und den
Risiken, darauf mit Krankheit, vor
allem mit einer seelischen Störung
mit Krankheitswert, also z.B. einer
Suchterkrankung, einer depressi-
ven Störung oder einer Angst-
störung zu reagieren. Dabei sind
Männer im allgemeinen, eher ge-
fährdet, eine Suchterkrankung zu
entwickeln, Frauen reagieren eher
mit Angst und depressiven Störun-
gen.

2. Auch die Krankschreibungen
hinsichtlich psychischer Erkran-
kungen derer die im Arbeitsleben
stehen, sind deutlich angestiegen,
d.h., auch ein gesellschaftliches
Klima der Angst und Unsicherheit
um den noch vorhandenen Ar-
beitsplatz, ist als hohes Risiko für
eine psychische Störung zu werten.

3. Insofern ist auf Grund der
gesellschaftlichen Unsicherheit
und der gegenwärtigen Umbruch-
situation nach meiner Ansicht mit
einer weiteren Steigerung dieser
krankheitsrelevanten psychischen
Störungen als Krisensystem zu
rechnen und zwar nicht nur bei
Arbeitslosen, sonder auch bei de-
nen die noch einen Arbeitsplatz
besitzen.
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Über die Bedeutung von Arbeit und Beschäftigung
für den Heilungsprozess bei Traumatisierten

Dr. med. Mechthild Wenk-Ansohn

Nach einem Trauma ist die anschließende Situation entscheidend für die Entwicklung

von Symptomatiken. Die Unsicherheit des Exils, die Lebenssituation im Exil und

drohende Abschiebung können retraumatisieren. Über Arbeit kann Handlungsfähig-

keit und Selbstwertgefühl zurückerlangt werden. Der Beitrag ist die Zusammen-

fassung eines Vortrages, der am 13. Mai 2005 bei der SAGA-Fortbildungsveranstaltung

in Kooperation mit dem Referat für interkulturelle Angelegenheiten der Stadt Hanno-

ver im Rathaus in Hannover gehalten wurde. Dr. med. Mechthild Wenk-Ansohn ist Fachärztin

für Allgemeinmedizin /Psychotherapie, tätig am Berliner Zentrum für Folteropfer (www.bzfo.de).

Der Vortrag wurde zusammengefasst von Kevin Kleinhans, Student der Sozialen Arbeit, FH Hildesheim.

2.5

Was ist ein Trauma ? 

Als Trauma bezeichnet man ein vi-
tales Diskrepanzerlebnis zwischen
bedrohlichen Situationsfaktoren
und individuellen Bewältigungs-
möglichkeiten, das mit Gefühlen
von Hilflosigkeit und schutzloser

Preisgabe einhergeht und so eine
dauerhafte Erschütterung von
Selbst- und Weltverständnis be-
wirkt (Fischer, Gurris, Pross u.
Riedesser 1995)

Ca. 40–60 % der Asylbewerber
und Kriegsflüchtlinge leiden an
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einer Posttraumatischen Belastungs-
störung (ptbs oder auch englisch
ptsd genannt). Nach einer um-
fangreichen Studie der Universität
Konstanz im Auftrag des Bundes-
amtes (von 2004) gehen die Ein-
zelentscheiderInnen beim Bundes-
amt für Migration und Flüchtlinge
von einer zu geringen Zahl trau-
matisierter Flüchtlinge aus, was
sich auch in den Entscheidungen
widerspiegelt.

Diagnostische Traumadefinition

Nach dsm iv 309.81 (Kriterium a
der ptsd)41 ist die Voraussetzung
für die Diagnose ptsd:

1. Das Traumaereignis, d.h.,
dass die Person mit einem trauma-
tischen Ereignis konfrontiert war,
bei dem die beiden folgenden Kri-
terien vorhanden waren:

1.1 Die Person erlebte, beobach-
tete oder war mit einem oder meh-
reren Ereignissen konfrontiert, die
tatsächlichen oder drohenden Tod
oder ernsthafte Verletzung der
körperlichen Unversehrtheit der
eigenen Person oder anderer Per-
sonen beinhalteten.

1.2 Die Reaktion der Person
umfasste intensive Furcht, Hilf-
losigkeit und Entsetzen.

2. Die subjektive Reaktion,
die sich in klinisch signifikanten
Leiden und Symptomen wie
Wiedererleben/Intrusionen, Ver-
meidung/Entfremdung und Über-
erregung zeigt.

Auswirkungen des
traumatischen Einschlags 
auf die Persönlichkeit

Die Grundüberzeugungen von
sich selbst und der Welt werden er-
schüttert (shattered assumptions,
Janof-Bulman 1985/89). Eine
traumatisierte Person sieht sich
selbst als verletzt und zukünftig
verletzbar, die Welt als feindlich,
unverständlich und unkontrollier-
bar und sich selbst als beschädigt
und wertlos.

Psychisch reaktive Traumafolgen

Unterschieden wird hier zwischen
der akuten Belastungsreaktion ptbs

(post-traumatische Belastungsstö-
rung), die sich akut und chronisch
ausbilden kann und der andauern-
den Persönlichkeitsänderung nach
einem Trauma. In der Regel tritt
die ptbs in den ersten Tagen, Wo-
chen, Monaten auf, spätestens je-
doch innerhalb der ersten 6 Mona-
te, ansonsten spricht man von ei-
ner ptbs mit verzögertem Beginn,
auch das ist möglich. Die Dauer ist
mindestens 2 Jahre.

41 Das dsm ist das international anerkannte
Diagnose Manual 
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Eine andauernde Persönlich-
keitsveränderung nach Extrem-
belastung (f 62.0) kennzeichnet
sich durch eine feindliche und
misstrauische Haltung der Welt
gegenüber. Die Betroffenen ziehen
sich sozial zurück. Gefühle der
Leere oder Hoffnungslosigkeit und
ein chronisches Gefühl von Ner-
vosität wie bei ständigem Bedroht-
Sein bestimmt ihren Alltag, sie
fühlen sich von ihrer Umwelt ent-
fremdet (nach Herman, 1992).

Von einer komplexen ptbs

wird gesprochen, wenn die ptbs -
Symptomatik anhaltend oder pha-
senweise (mind. 2 Jahre) auftritt.
Zu den wesentlichen Symptomen
gehören hier:

Veränderungen in Affekt- und
Impulsregulation

Störungen der Aufmerksamkeit
und des Bewusstseins

Somatisierung
Angst
Veränderungen in Bedeutungs-

systemen
Chronische Persönlichkeits-

änderungen
Persönlichkeitsänderungen,

den interpersonellen Bereich be-
treffend

Vulnerabilität für erneute ptsd-
Symptomschübe in Belastungs-
situationen (nach Herman, 1992).

Komorbide Störungen (nach
Kessler et al., 1995): Dazu zählen
Verhaltensstörung, Drogenmiss-
brauch/-abhängigkeit, Alkohol-
missbrauch/-abhängigkeit; Agora-
phobie, Soziale Phobie, Einfache
Phobie, Panik; Generalisierte
Angststörung, Manie, Dysthyme
Störung, Major Depression.

Sequentielle Traumatisierung
von Flüchtlingen 

Das von Keilson geprägte Kon-
zept der sequentiellen Traumatisie-
rung verdeutlicht die Bedeutung
der Erfahrungen nach dem Trau-
ma für die Ausbildung von Trau-
mafolgen.

Dabei werden verschiedene Pha-
sen unterschieden, die jeweils Ein-
flüsse auf Art und Schwere der Be-
einträchtigung und des Heilungs-
prozesses haben.

Weitere Einflüsse auf die Aus-
wirkungen können in Alter, Ge-
schlecht, prätraumatische Ressour-
cen der Persönlichkeit, Bildung,
Unterstützung liegen (Keilson 1979;
mod.n.VanWilligen, Hondius&
Van der Ploeg 1999). Es gibt Risiko-
und Schutzfaktoren.

Schutzfaktoren sind: Sicher-
heit, Soziale Unterstützung, An-
erkennung, Zukunftsperspektiven,
Beschäftigung, Autonomie, ge-
sundheitliche Versorgung, Sinn,
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materielle Sicherheit, soziale Inte-
gration.

Auswirkungen von 
Arbeitsverbot 42

Ein Arbeitsverbot bewirkt die Ver-
tiefung der traumainduzierten Än-
derungen der Einstellung zu sich
selbst, anderen Menschen und der
Welt.

Es bedeutet, nicht ankommen
können in der Welt nach dem
Trauma und kann zu Perspektiv-
losigkeit führen. Es vermittelt das
Gefühl, kein nützliches Mitglied
der Gesellschaft zu sein, perpetu-
iert Abhängigkeit und stärkt den
Autonomieverlust. Die Betroffe-
nen sind zurückgeworfen auf Ge-
danken an die Vergangenheit. Iso-
lation vermindert die Chance auf
Integration.

In den Richtlinien der eu zur
Festlegung von Mindestnormen
für die Aufnahme von Asylbewer-
bern sind Maßnahmen für beson-
ders schutzbedürftige Personen
vorgeschrieben.

In Artikel 17 (1) heißt es:
»Die Mitgliedstaaten berück-

sichtigen in den nationalen Rechts-
vorschriften zur Durchführung
des Kapitels II betreffend die ma-
teriellen Aufnahmebedingungen
sowie die medizinische Versorgung,
die spezielle Situation von beson-
ders schutzbedürftigen Personen
wie Minderjährigen, unbegleiteten
Minderjährigen, Behinderten, älte-
ren Menschen, Schwangeren, Al-
leinerziehenden mit minderjährigen
Kindern und Personen, die Folter,
Vergewaltigung oder sonstige
schwere Formen psychischer, phy-
sischer oder sexueller Gewalt er-
litten haben.«

Eine Umsetzung dieser Richt-
linie bedeutet für das Aufnahme-
land eine Veränderung der mate-
riellen und sozialen Situation des
genannten Personenkreises.

Das hieße, dass neben einer so-
matischen Grundversorgung ein
Screening auf psychische Be-
schwerden durch Fachpersonal
durchzuführen ist. Nach psycho-
somatischer/psychiatrischer Dia-
gnostik und Grundversorgung ist
eine adäquate materielle Situation
sicher zu stellen (dies betrifft: Un-
terbringung, Erreichbarkeit, adä-
quate Versorgung, Freizügigkeit
etc.) und psychosoziale Beratung
und Unterstützung zu gewährleis-
ten. Sinnvollerweise beinhaltet dies
niedrigschwellige Angebote, wie

42 Dabei wirken ein absolutes Arbeitsverbot
(z.B. im ersten Jahr des Aufenthaltes oder unter
bestimmten Bedingungen im Rahmen einer
Duldung) und eine faktische Unmöglichkeit im
Rahmen der Vorrangprüfung (vgl. 1.1) im Er-
gebnis gleich.
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Councelling, Info-Gruppen, inte-
grationsfördernde soziale Aktivitä-
ten, Deutschkurse, Beschäftigungs-
angebote, Teilhabe am Arbeits-
markt und psychotherapeutische
Behandlung.

Eine Umsetzung in dieser Form
findet in Deutschland derzeit nicht
statt.

Bedeutung von Arbeit 
im Heilungsprozess 

Beschäftigung und Arbeit hat drei
wichtige Funktionen im Heilungs-
prozess:
1. als Sekundärprävention
2. als therapieflankierende 
Maßnahme
3. als Programm im Rahmen der
Nachsorge

Arbeitsrehabilitation umfasst:
Fähigkeiten feststellen
Fähigkeiten verbessern
Motivation unterstützen
Vermittlung
Langzeit-Counselling/

Training on the Job.
Bei jedem Schritt in der

Arbeitsrehabilitation ist es von
entscheidender Bedeutung, die
aktive Rolle des Traumatisier-
ten zu fördern. Außerdem muss
eine Unterstützung in Krisen
gewährleistet werden.

Stolpersteine in der Arbeitsre-
habilitation können folgende Fak-

toren sein, die im Auge behalten
werden müssen:

Ausreichende Sprachkenntnisse 
Ausreichende Motivation
Bedeutungsvolle Beschäftigung
Berater will Zukunftsperspekti-

ve/Betreuter will schnell Geld
Arbeitsfeld retraumatisierend
Anforderungen zu hoch/

zu niedrig
zu viele Stunden
Ressentiments auf Seiten der

Arbeitskollegen?
Nicht alle Traumatisierten wer-

den wieder arbeitsfähig, es gibt
schwere chronische Verläufe mit
dauerhafter Erwerbsunfähigkeit.

Integration in den Arbeitsmarkt
kann für Flüchtlinge das Gefühl
zurückbringen, ein nützliches Mit-
glied der Gesellschaft zu sein. Die
ökonomische Unabhängigkeit
stärkt das Autonomiegefühl. Die
Möglichkeit für die Familie aufzu-
kommen, stärkt Würde und Wert,
die Zukunftssituation wird ver-
bessert, Perspektiven eröffnet und
traumainduzierte Symptome (In-
trusionen, Angst, Depressionen)
werden reduziert.

Es findet eine Transformation
vom Opfer zum Individuum statt,
mit einem Platz zu leben, sich zu
verwurzeln und Zukunftsperspek-
tiven, eine Transformation zum
aktiven Teilhabenden der Gesell-
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schaft (nach H. Biemanns, 2001:
The Process of Employment Re-
habilitation of Torture Survivors.
In: Curare Sonderband 16/2001,
S. 245–251).

Im Auftrag des bzfo hat die Di-
plompsychologin Nina Lilienthal
anhand von Interviews die subjek-
tiven Auswirkungen von Integra-
tion in den Arbeitsprozess anhand
der Beschäftigungs - und Arbeits-
angebote im bzfo untersucht:

2
/3 der PatientInnen erfuhren

Arbeit mit potenziell heilendem
Effekt.

Die positiven Effekte bezogen
sich auf das Autonomie-, Selbst-
wert- und Sicherheitsgefühl.
Außerdem erfolgte eine psychische
Stabilisierung durch Regelmäßig-
keit und Verpflichtung (subj. Bes-
serung der Symptomatik, Gefühl
von Normalität).

Bedeutung der Beschäftigungs-
maßnahme für die Patienten:

Ablenkung (von den traumati-
schen Inhalten)

soziale Integration
Erfahrung eigener Kompetenz.
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In den ersten 12 Monaten ihres
Aufenthaltes unterliegen asyl-
suchende Flüchtlinge im laufenden
Verfahren gemäß § 61 Abs.2 Asyl-
VfG einem tatsächlichen Arbeits-
verbot.

Danach ist zur Aufnahme einer
legalen Berufstätigkeit eine Ar-
beitserlaubnis erforderlich.

Diese wird nur dann erteilt,
wenn ein konkreter Arbeitsplatz
gefunden wurde und eine Arbeits-
marktprüfung nach § 39 AufenthG
erfolgte. Die Arbeitsmarktprüfung
beinhaltet zum einen die Arbeits-
bedingungen (ortsüblicher Lohn)
und die Prüfung, ob es eine bevor-
rechtigte ArbeitnehmerIn für diese
Stelle gibt.

Bevorrechtigt sind Deutsche,
eu-Ausländer, Asylberechtigte und
weitere Ausländer mit unbeschränk-
ter Arbeitserlaubnis, auch dann,
wenn sie nur mit Förderung der
Agentur für Arbeit vermittelt wer-

den können. Im Ergebnis führt
dies oft zu einem faktischen Ar-
beitsverbot.

Geduldete Flüchtlinge können
dann wieder mit einem tatsäch-
lichen Arbeitsverbot belegt wer-
den, wenn sie ihren Mitwirkungs-
pflichten nicht genügt haben oder
nachweislich falsche Identitätsan-
gaben gemacht haben und dies die
Ursache dafür ist, dass sie nicht
abgeschoben werden können.43

Ohne die Erwerbsarbeit idea-
lisieren zu wollen, denn auch sie
kann krank machen, hat die psy-
chologische Erwerbslosigkeitsfor-
schung in verschiedenen Studien
die Kosten von (längerfristiger, er-
zwungener) Erwerbslosigkeit – ge-
sundheitlich, psychisch, sozial und
gesellschaftlich – untersucht und

Integration und Arbeit – oder die psychosozialen
Kosten erzwungener Erwerbslosigkeit

Karin Loos

Im Hinblick auf die möglichen psychischen Folgen erzwungener Erwerbslosigkeit, wie

sie u.a. in Kap. 2.4 geschildert werden, gibt die Situation von Flüchtlingen mit gesetz-

lichen Restriktionen zur Arbeitsaufnahme und mit psychischen Vorbelastungen oder

traumabedingten Erkrankungen wie der post-traumatischen Belastungsstörung PTBS

wiederum Anlass zu besonderer Sorge. Karin Loos, Diplomsozialpädagogin, ist Mitarbeiterin 

bei SAGA – Projekt Arbeitsmarkt und traumatisierte Flüchtlinge (AtF), Flüchtlingsrat Niedersachsen

2.6

43 Es lohnt sich u.U., gegen ein solches gene-
relles Arbeitsverbot auch gerichtlich vorzugehen
– siehe dazu u.a. www.nds-fluerat.org/projekte/
saga; vgl. auch dazu Kap. 1.1.
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die sogenannten psychosozialen
Kosten ermittelt. Neben dem Er-
werbseinkommen als Basis zur Er-
füllung der unterschiedlichsten
Wünsche und Bedürfnisse werden
v.a. die im folgenden näher be-
schriebenen und auf die Situation
von Flüchtlingen übertragenen
psychosozialen Funktionen von
Arbeit übereinstimmend beschrie-
ben (Jahoda 1983, Semmer& Udris
2004, Warr 1987, zitiert nach Prof.
Dr. Ivar Udris in zppm »Trauma
und Erwerbslosigkeit, S.15).

Aktivität und Kompetenz 

Die Aktivität, die mit Arbeit ver-
bunden ist, ist eine wichtige Vor-
bedingung für die Entwicklung
von Qualifikationen, Arbeit zwingt
zu Aktivität. In der Bewältigung
von Arbeitsaufgaben werden Fä-
higkeiten und Kenntnisse erwor-
ben, zugleich aber auch das Wissen
um diese Fähigkeiten und Kennt-
nisse, also ein Gefühl von Hand-
lungskompetenz. Für Erwerbslose
fehlt diese Grundlage.

Für traumatisierte Menschen ist das
Wiedererlangen von Handlungskompe-
tenz – das Durchbrechen der extremen
Ohnmachtserfahrung – zentraler Be-
standteil des Heilunsprozesses.

Eine Traumatisierung kann her-
vorgerufen werden, wenn eine Per-
son mit einem Ereignis konfron-

tiert wird, welches den tatsächli-
chen oder drohenden Tod, eine
ernsthafte Verletzung der körper-
lichen Unversertheit der eigenen
Person oder anderer Personen er-
lebt beziehungsweise beobachtet
hat. Als Reaktion resultiert aus den
Ereignissen eine intensive Furcht,
Hilflosigkeit und Entsetzen. Ein
traumatischer Einschlag wirkt sich
verheerend auf die Persönlichkeit
der betroffenen Person aus. Die
Grundüberzeugung von sich selbst
wird erschüttert und die Welt als
feindlich, unverständlich und un-
kontrollierbar empfunden. Des
Weiteren sieht sich die betroffene
Person als verletzt und zukünftig
verletzbar sowie beschädigt und
wertlos an. Es entsteht eine (er-
lernte) Hilflosigkeit und ein ständi-
ges Scham- und Schuldgefühl. Als
weitere Auswirkungen sind man-
gelndes Selbstbewusstsein, Auto-
nomieverlust und ein gestörtes
Kohärenzgefühl festzustellen.

Das faktische Arbeitsverbot für
Flüchtlinge führt zu einer Vertie-
fung der durch das Trauma her-
vorgerufenen Änderungen in der
Einstellung zu sich selbst, gegen-
über anderen Menschen und der
Welt. Die Flüchtlinge sind ständig
mit dem Gefühl konfrontiert, nicht
in der Welt nach dem Trauma an-
kommen zu können. Daraus resul-
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tierend entwickelt sich massive
Perspektivlosigkeit.

Zeitstrukturierung

Arbeit strukturiert den Tages-,
Wochen und Jahresablauf, ja die
gesamte Lebensplanung. Sie gibt
damit Ordnung und Orientierung.
Das zeigt sich nicht zuletzt darin,
dass viele zeitbezogenen Begriffe
wie Freizeit, Urlaub, Rente nur in
ihrem Bezug zur Arbeit definiert
sind. Erwerbslosen zerinnt häufi-
ger die Zeit zwischen den Fingern.
Flüchtlinge beschreiben dies oft als
quälendes Warten – Warten auf den
nächsten Bescheid, warten, dass ir-
gend etwas passiert ... Dabei werden
Möglichkeiten der Ablenkung durch
die verschiedenen Restriktionen des
Flüchtlingsalltages eingeschränkt:
Dazu gehört die oft jahrelang wäh-
rende Unterbringung in großen
Lagern, fremdbestimmt ohne
Möglichkeit der eigenen Essenszu-
bereitung, die Residenzpflicht, sich
in einem bestimmten Ort oder
Landkreis aufzuhalten, Wertgut-
scheine und Essenspakete.

Kooperation und Kontakt 

Die meisten beruflichen Aufgaben
können nur in Zusammenarbeit
mit anderen Menschen ausgeführt
werden. Dies bildet eine wichtige
Grundlage für die Entwicklung

kooperativer Fähigkeiten und
schafft ein wesentliches soziales
Kontaktfeld.

Für den Personenkreis von
Flüchtlingen wäre Arbeit eine
Kontaktmöglichkeit zur hiesigen
Gesellschaft. Die Arbeitswelt als
soziales Bezugsgefüge entfällt je-
doch und damit auch diese Gele-
genheit zu sozialen, integrativen
Kontakten und Sprachpraxis.

Soziale Anerkennung

Durch die eigene Leistung sowie
durch die Kooperation mit ande-
ren Menschen wird soziale Aner-
kennung erfahren und das Gefühl,
einen nützlichen Beitrag für die
Gesellschaft zu leisten. Bei Er-
werbslosen besteht die Gefahr,
dass ihnen diese Anerkennung ver-
sagt wird, dass sie als faul betrach-
tet werden und sich auch selbst
nutzlos fühlen. Dabei ist auch die
eigenständige Unterhaltssicherung
ein zentraler Aspekt, der sich so
nicht durch Arbeitsgelegenheiten
oder Arbeitszwang erreichen lässt.

Persönliche Identität

Die Berufsrolle und die Arbeits-
aufgabe sowie die Erfahrung, die
notwendigen Kenntnisse und
Fähigkeiten zur Beherrschung der
Arbeit zu besitzen, bilden eine
wesentliche Grundlage für die
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Entwicklung von Identität und
Selbstwertgefühl. Längere Er-
werbslosigkeit entzieht den Be-
troffenen die Grundlage sich über
Arbeit und Beruf zu definieren
(»Ich bin Schlosserin«) – sie verlie-
ren leicht diese Identität.

Bei Flüchtlingen, die ihre bishe-
rigen Bezüge verlassen haben, aus
denen sie vorher durch die flucht-
auslösenden Umstände (Verfol-
gung, Haft, Folter, Krieg ...) ohne-
hin entwurzelt waren, die Familie
und Freunde zurücklassen muss-
ten, sind durch den Weg ins Exil
ohnehin oft biographische, iden-
titätsverunsichernde Brüche ent-
standen.

Die Auswirkungen fehlenden Zu-
gangs zu Erwerbsarbeit sind auf
verschiedene Personen naturge-
mäß unterschiedlich, zahlreiche
Faktoren wie vorhandenes mate-
rielles Vermögen, soziale Netze,
vorhandene Alternativen zur Er-
werbsarbeit, Reaktionen der Ge-
sellschaft und der unmittelbaren
Umwelt beeinflussen dies. Die in-
dividuellen Lebensumstände, die
persönliche Vulnerabilität auf-
grund belastender oder traumati-
scher Vorerfahrung spielen eine
entscheidende Rolle. Letzeres trägt
entscheidend dazu bei, dass Er-
werbslosigkeit zu Depression und

Demoralisierung führt, als fortge-
setzte Traumatisierung und Ver-
stärkung vorhandener traumati-
scher Störungsbilder und Leiden.
Dabei wird von erwerbslosen
Flüchtlingen besonders die fehlen-
de Ablenkung beschrieben. Die er-
zwungene Untätigkeit führe dazu,
ständig über die eigene Situation
und das Geschehene grübeln
müssen. Die Erinnerungen an
traumatische Ereignisse und die
Sorgen um Zurückgebliebene
seien »immer im Kopf«. Hinzu
komme die aktuelle Exilsituation,
die Gefühle des Ausgeliefertseins
und der Ungewissheit.

Dabei verschafft das Verbind-
liche und Verpflichtende des Ar-
beitskontextes andere Vorausset-
zungen, sich wirklich auf etwas
anderes zu konzentrieren als im
Alltag ansonsten bestehende Ver-
pflichtungen. Wobei das Ausmaß der
ablenkenden Verpflichtungen gerade
auch durch Lagerunterbringung und die
Beraubung der Möglichkeit der Selbst-
versorgung selbst im Hinblick auf
Essenszubereitung, weitgehend redu-
ziert wird.

Psychosoziale Symptome wie
ein Gefühl von Nutzlosigkeit, das
Fehlen von Zeit- und Zeitstruktu-
ren, Depressionen, Angst, Störun-
gen des Selbstwertgefühls, Verlust
von Sinngebung, Schuldgefühle
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und Schuldzuschreibungen lassen
sich als Folgen von (länger andau-
ernder) Erwerbslosigkeit deuten.
Länger andauernde Erwerbslosig-
keit ist für die Mehrzahl der Be-
troffenen eine Lebenssituation, die
sie nur schwer verkraften können,
so Prof. Udris in seinem Fazit. An-
dere Studien, wie z.B. von Schober-
Brinkmann (1987, zitiert nach Bar-
winski Fäh, S.65) beschreiben er-
gänzend auch Beeinträchtigungen
des physischen Wohlbefindens als
Folge von Langzeiterwerbslosig-
keit – genannt werden z.B. Schlaf-
störungen, Magenerkrankungen,
Konzentrations- oder Essstörun-
gen, schwere Depressionen und
Erschöpfungszustände.

Durch die Wiederaufnahme von
Arbeit entsteht für traumatisierte
Flüchtlinge eine Stabilisierung auf-
grund von Sicherheit und sozialer
Eingebundenheit. Durch ihre öko-
nomische Unabhängigkeit können
sie für ihre Familie aufkommen
und erhalten dadurch das Gefühl,
wieder eine soziale Rolle zu haben.

Nach einer Langzeituntersu-
chung von mehr als 1 000 Autoun-
fallopfern in Großbritannien stell-
te sich heraus, dass die Symptom-
ausprägung unter anderem signifi-
kant abhängig war von dem
Ausmaß der Behinderung, sein Le-
ben wieder aufzunehmen (Lebens-

qualität) (vgl. Studie von Ehlers
und Steil 1998).

Eine weitere Folge langandau-
ernder Erwerbslosigkeit ist der
reale und erwartete Verlust von Qua-
lifikationen, ›geistiges Kapital‹ kann
nicht passiv für längere Zeit ge-
speichert werden. Qualifikationen
und Fertigkeiten müssen aktiv ge-
braucht und entwickelt werden,
damit sie sich in der Praxis bewäh-
ren. »Das Bild von der Muskelatro-
phie, d.h. des Muskelschwundes
nach längerer inaktiver Zeit im
Gipsverband, kann auch auf geisti-
ge Fähigkeiten übertragen werden.
Man spricht von einer kognitiven
Atrophie bzw. von der Disuse-Hy-
pothese, d.h. nicht gebrauchte Fä-
higkeiten drohen zu verkümmern«.
(Udris, S.22). Dies bezieht sich
nicht nur auf das fachliche Wissen,
sondern auch auf die sogenannten
Schlüsselqualifikationen wie Team-
fähigkeit, Konfliktbewältigung,
Problemlösung, Umgang mit Frus-
trationen usw. Je länger eine Per-
son ihre beruflichen Qualifikatio-
nen nicht einsetzt und trainiert,
desto mehr verliert sie nicht nur
Praxis und Routine, sondern auch
Selbstvertrauen.

Dequalifikation und Kompe-
tenzverlust ist auch ein Verlust an
persönlichen Ressourcen für den
Heilungsprozess. Arbeit und Be-
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schäftigung kann hingegen als Se-
kundärprävention und therapie-
flankierende Maßnahme dienen.

Außerdem kann sie als Pro-
gramm im Rahmen der Nachsorge
von enormer Bedeutung sein.

Gut, werden viele der politisch
Verantwortlichen an dieser Stelle

vielleicht sagen, das wissen wir ja
alles, aber wir wollen nun mal kei-
ne Integration, so lange der Auf-
enthalt nicht gesichert ist (und
wann ist er das schon). Die aufge-
führten Erkenntnisse der Erwerbs-
losenforschung sollen verdeut-
lichen, dass die Folgen langfristig
erzwungener Erwerbslosigkeit

Dieses Poster ist
beim Flüchtlingsrat
Niedersachsen
erhältlich, auch in
Tschechisch, Slowa-
kisch und Deutsch.
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(und für Flüchtlinge ist die Min-
destdauer ein Jahr und oft handelt
es sich um 5 Jahre und länger)
nicht nur für den aktuellen Zeit-
punkt wirken, sondern nachhaltig
schädigende Auswirkungen haben.
Möglichen traumatischen Vorerfah-
rungen werden weitere Beschädi-
gungen hinzugefügt bzw. vorhan-
dene verstärkt. Die hohen Folge-
»kosten« werden auch bei denjeni-
gen verursacht, die auf Dauer in
Deutschland leben werden. Nach
häufig langjährigen Prozessen der
systematischen Ausgrenzung –
nicht nur im Hinblick auf gesell-
schaftliche Integrationsprozesse,
sondern auch im Hinblick auf in-
dividuelle Identität – gibt es keine
»Stunde Null«, bei der dann die
jetzt gewünschte und geforderte
Integration beginnt. Die Möglich-
keiten der gesellschaftlichen Teil-
habe sind durch die dargestellte
fortschreitende Verschlechterung
der psychischen – und oft auch
physischen – Situation erheblich
erschwert.
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Verbesserte »Information 
provision« ist die erste
Forderung der TCP Mole

Zu Beginn der transnationalen
Partnerschaft mit den saga-Part-
nern in Schleswig-Holstein, Tsche-
chien und der Slowakei wurde eine
Untersuchung durchgeführt, die
folgende Aufgabe hatte:

1. Es sollte festgestellt werden,
ob in den jeweiligen (Bundes-)-
Ländern Informationsmaterial
über Arbeitsmarkt, Arbeit, legale
Möglichkeiten zu arbeiten, Wege,
eine Arbeitserlaubnis zu erhalten,
für Asylsuchende existieren.

2. Es sollte herausgefunden wer-
den, ob sich Asylsuchende infor-
miert fühlen, z.B. auch über Fol-
gen von »Schwarzarbeit« und wo
sie informiert werden (z.B. offizi-
elle Stellen, andere Flüchtlinge, bei
der Ankunft, im Herkunftsland ...),
ob sie die richtigen Informationen
erhielten und wie sie heute darüber
denken.

Dazu wurden Befragungen bei
den Behörden, bei Sozialarbeite-
rInnen, LehrerInnen in Sprachkur-
sen, ArbeitgeberInnen, Mitarbei-
terInnen in Unterkünften durch-
geführt, sowie fragebogengestützte
Interviews mit Asylsuchenden.
Dabei erfüllte die Untersuchung
zu Fragestellung 2 nicht repräsen-
tative Ansprüche, sondern sollte
einen Einblick in mögliche Pro-
blemlagen vermitteln.

Alle Asylsuchenden in Schleswig-
Holstein und Niedersachsen44 ga-
ben an, Informationen, wie man
z.B. eine Arbeitserlaubnis beantra-
gen kann, von anderen Flüchtlin-
gen erhalten zu haben und nicht
von offiziellen Stellen.

Zielgruppenorientiertes Infor-
mationsmaterial für Asylsuchende
liegt nicht vor. In einer Erstinfor-
mation, die im Aufnahmelager in

Vielversprechende Praxis –
einige Beispiele

3

Bessere Voraussetzungen schaffen 

Informationsbereitstellung als erste Voraussetzung
für besseren Zugang

3.1

3.1.1

44 Die Ergebnisse aus Tschechien und der
Slowakei sollen an dieser Stelle unerwähnt blei-
ben, bei Interesse können Sie bei der Redaktion
dieses Readers angefragt werden.
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Schleswig-Holstein verteilt wird,
wird lediglich auf das generelle Ar-
beitsverbot im 1. Jahr des Aslylver-
fahrens hingewiesen. Das spärlich
vorhandene Material zum Thema
Arbeitsmarkt gibt es ausschließlich
für anerkannte Flüchtlinge und für
BeraterInnen in entsprechend
schwieriger juristischer Form. Im
Ergebnis waren viele der befragten
Asylsuchenden nicht richtig und/
oder nicht umfassend über ihre
Rechte informiert. Ebenso fehlten
Informationen über das System
»Schwarzarbeit« und über dessen
individuelle und gesellschaftliche
Folgen. Die Asylsuchenden ver-
missten Hinweise darüber, welche

Möglichkeiten sie haben, Jobs zu
finden, ob und wo sie dafür Unter-
stützung bekommen können, z.B.
auch über Qualifizierungsmöglich-
keiten und berufsbezogene Trai-
nings (Quelle: Präsentation der Un-
tersuchungsergebnisse, Osnabrück
Oktober 2005, unveröffentlicht).

Im Ergebnis entwickelten die
Projektpartner die zentrale Forde-
rung nach verbesserter Informa-
tionsvermittlung, um Zugangs-
barrieren frühzeitig abzubauen, In-
tegration möglich zu machen und
Fehlinformation und Fehlentwick-
lungen zu vermeiden. In diesem
Rahmen ist auch das Poster auf
der Rückseite entstanden.

Refugee Information Service – 
Flüchtlings-Informations-Service – ein Beispiel aus Irland

3.1.1.1

Die Idee des Refugee Information
Service (ris) entstand 1999 aus den
Kontakten des irischen Flücht-
lingsrates und den Bürger-Infor-
mationszentralen (cics) in der In-
nenstadt von Dublin. Aufgrund ih-
rer Basisarbeit erkannten sie
schnell, dass es eine Informations-
lücke in dem Bereich Informatio-
nen für Flüchtlinge und Asyl-
suchende gab. Es bestand die
Notwendigkeit einen Service zu
etablieren, welcher dem Informa-

tionsbedarf für die wachsende
Flüchtlings- und Asylsuchenden-
Gemeinschaft gerecht wurde.

Die Zielsetzung des ris ist es,
die soziale Exklusion von Flücht-
lingen und Asylsuchenden zu ver-
hindern. Deshalb stellen sie den
betroffenen Personen spezielle
Fachinformationen und einen
Empfehlungsservice zur Verfü-
gung. Außerdem erhalten die be-
troffenen Personen Ratschläge.
Allgemeine Unterstützungsarbeit
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für Flüchtlinge und Asylsuchende
gehört ebenfalls zu dem Aufga-
benbereich des ris. Des Weiteren
unterstützen sie Gemeinschafts-
gruppen und das Netzwerk der
Bürger-Informationszentralen,
weil diese einen direkten Kontakt
mit Asylsuchenden und Flüchtlin-
gen haben.

Öffentlichkeitsarbeit findet in
Form von Workshops und Trai-
nigssitzungen statt. Die Workshops
sollen die Bürger über die Situation
von Flüchtlingen und Asylsuchen-
den aufklären und diese für das
Thema sensibilisieren. Die Absicht
der Öffentlichkeitsarbeit besteht
darin, rassistische Vorurteile ab-
zubauen und die Situation sowie
das Ansehen der Migranten in der
Öffentlichkeit nachhaltig zu ver-
bessern. Der Flüchtlings-Informa-
tions-Service bietet außerdem auf

seiner Internetseite eine Fülle von
Informationen an. Hier können
sich beispielsweise Flüchtlinge,
Asylsuchende und Aufenthaltsbe-
rechtigte über ihren Status in Ir-
land informieren. Informationen
über den Asyl-Prozess und die Fa-
milienzusammenführung sind
ebenfalls zu finden. Außerdem ste-
hen ihnen allgemeine Informatio-
nen über ihre Rechte auf der
Internetseite zur Verfügung. Asyl-
suchende können hier zum Bei-
spiel Informationen über medizini-
sche Versorgung, Ausbildung, Ar-
beitserlaubnis usw. abrufen.

Bei der Flüchtlings- und Asylsu-
chenden-Gemeinschaft handelt es
sich um einen schwer zugänglichen
Teil der Gesellschaft. Deshalb hat
ris einen vertraulichen und unab-
hängigen Service entwickelt, dem
Flüchtlinge und Asylsuchende ver-
trauen. Dadurch, dass betroffene
Menschen selber in das Manage-
ment und die Bereitstellung von
Informationen eingebunden sind,
wurde eine Vertrauensbasis ge-
schaffen.

Kontakt: RIS ADMINISTRATION OFFICE 
27 Annamoe Terrace,
off North Circular Rd, Dublin 7
T: 01 838 27 40 · F: 01 838 24 82
E: info@ris.ie 

Quelle: http://www.ris.ie/
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Flüchtlinge im laufenden Asylver-
fahren und mit aufenthaltsrecht-
licher Duldung werden in der
Bundesrepublik Deutschland na-
hezu umfassend vom Zugang zu

Bildung und Erwerbstätigkeit aus-
geschlossen. Auch darüber hinaus
sind betroffene Frauen, Männer,
Jugendliche und Kinder per Ge-
setz und Verordnungslage massi-

AtF-Datenbank, Flüchtlingsrat Niedersachsen3.1.1.2

3.1.1.3 Infonet-Datenbank, Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein
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ven Benachteiligungen, Einschrän-
kungen und Ausgrenzungen aus-
gesetzt, die ihren gesamten Alltag
und ihre persönliche Verfassung
beeinträchtigen.

infonet ist ein Teilprojekt des
Flüchtlingsrates Schleswig-Holstein
(www.frsh.de) in der equal-Ent-
wicklungspartnerschaft Land in
Sicht! – Berufliche Qualifizierung für
Flüchtlinge in Schleswig-Holstein.

Land in Sicht! macht in Schleswig-
Holstein landesweit Angebote zur
beruflichen Qualifizierung für blei-
berechtsungesicherte Flüchtlinge
in den Bereichen Sprache, Hand-
werk, Pflege, Gastronomie sowie
soziale Dienstleistungen (siehe:
www.frsh.de/landinsicht). Zentrale
Aufgaben des Projektes infonet

in diesem Verbund sind die nach-
haltige Optimierung der Bera-
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tungssituation für Betroffene und
die Erweiterung ihrer eigenen
Kenntnisse bezüglich ihres Zugan-
ges zu Bildung und Beruf.

Zur Erfüllung des Auftrages
nutzen wir als wesentliches Mittel
den Aufbau eines öffentlichen In-
formationspools. Auf unserer
Webseite www.infonet-frsh.de
stellen wir spezifisch gebündelte,
aufbereitete und neu erstellte In-
formationen (Rechtsgrundlagen,
Adressen, Aktuelles, Möglichkeiten
schulischer und beruflicher Aus-
und Weiterbildung, Qualifizierungs-
maßnahmen usw.) für Betroffene
und für MultiplikatorInnen (Bil-
dungsfachkräfte, Migrations- und
FlüchtlingsberaterInnen, soziales
Umfeld Betroffener, ehrenamtliche
UnterstützerInnen, ArbeitgeberIn-
nen usw.) zur Verfügung.

Da viele Betroffene von der
Nutzung »neuer Medien« ausge-
schlossen sind, veröffentlichen wir
regelmäßig mehrsprachige Basis-
informationsmaterialien (Bleibe-
rechtsregelung, Arbeitserlaubnis,
Listen mit Fachvokabular usw.) die
direkt über infonet oder über
MultiplikatorInnen verteilt werden.

infonet ist solidarisch und ori-
entiert sich an den Bedürfnissen
geduldeter und gestatteter Flücht-
linge in Schleswig-Holstein mit dem
Ziel der »Hilfe zur Selbsthilfe«.

Menschen, im Status einer Auf-
enthaltsgestattung oder Duldung,
sind so umfassend in ihrem Leben
eingeschränkt, dass in der Regel
Fragen zu Bildung und Beruf (Ab-
lehnung des Arbeitserlaubnisan-
trags, Finanzierung des Deutsch-
kurses, Reiseerlaubnis für Quali-
fizierungsmassnahme usw.) immer
existentielle Bedeutung haben.
Dieser unausweichlichen Verknüp-
fung müssen wir auf der Webseite
Rechnung tragen. Im Projektver-
lauf werden deshalb auch mög-
lichst viele soziale und rechtliche
Informationen auf der Seite ver-
ankert. Dadurch kann die Webseite
zur zentralen Informationsquelle
zum Thema Duldung und Auf-
enthaltsgestattung in Schleswig-
Holstein werden.

Wir betrachten die Webseite als
Assistenz für Betroffene (und ihre
UnterstützerInnen), die Zugang zu
Bildung, Beruf und Erwerbstätig-
keit wünschen und die darüber
hinaus ihrer besonderen Lebens-
situation gerecht wird, die ihnen
Einblick in die formalen Vorgänge
bundesdeutscher Verwaltung ver-
mittelt und damit ihre Handlungs-
fähigkeit als Einzelpersonen und
als soziale Gruppe stärkt.

Wenn Ende 2007 das Projekt
infonet – Bildungs- und Berufszu-
gänge für Flüchtlinge beendet wird,
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soll die Webseite www.infonet-
frsh.de als zentrale Informations-
quelle und Organ für bleiberechts-

ungesicherte Flüchtlinge durch
den Flüchtlingsrat Schleswig-
Holstein weiter betrieben werden.

Arbeitsrechtliche Beratung KoBAG Osnabrück 3.1.1.4 

Das saga-Teilprojekt kobag infor-
miert Akteure der Flüchtlingshilfe,
des Arbeitsmarktes und der Ar-
beitsloseninitiativen, der Schul-
und Berufsausbildung sowie der
öffentlichen Verwaltung aus der
Region Osnabrück über das Ar-
beits- und Arbeitserlaubnisrecht in
Bezug auf Asylsuchende mit ein-
geschränktem Arbeitsmarktzu-
gang. Daneben werden zu ver-

schiedenen Themen aus dem Ar-
beitsrecht und dem Arbeitserlaub-
nisrecht Informationsbroschüren
entwickelt. Diese Informations-
broschüren werden bundesweit für
die Beratung von Asylsuchenden
mit eingeschränktem Arbeits-
marktzugang eingesetzt sowie Ar-
beitgeberInnen, Schulen und Be-
hörden zur Verfügung gestellt.

Die Flyer können beim Flüchtlingsrat Niedersachsen bestellt werden.
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Das ntfn setzt sich für die Rechte
und für die psychotherapeutische
Versorgung traumatisierter Flücht-
linge in Niedersachsen ein.

Auf einen Aufruf der Ärzte-
kammer Niedersachsen und der
Psychotherapeutenkammer
Niedersachsen haben sich schon
erfreulich viele ÄrztInnen und
Psychologische Psychotherapeu-
tInnen gemeldet, die – nach Ab-
sprache – eine psychotherapeuti-
sche Behandlung, stützende Ge-
spräche oder Erstinterventionen
für traumatisierte Flüchtlinge über-
nehmen wollen. Die ÄrztInnen
und TherapeutInnen sind in Klini-
ken oder ambulant in eigener Pra-
xis tätig, haupt- oder nebenberuf-
lich, im Ruhestand oder in der Fa-
milienphase.

Der Flüchtlingsrat Niedersach-
sen übernimmt dabei derzeit – im
Rahmen eines eu-geförderten Pro-
jektes – die Vermittlung von An-
fragen nach psychotherapeutischer
Versorgung. Wir helfen auch bei
der Frage der Kostenübernahme
für TherapeutInnen und/oder

3.1.2 Gesundheit als Voraussetzung für Beschäftigungs-
fähigkeit: Netzwerk für traumatisierte Flüchtlinge 
in Niedersachsen  

Ein Handlungsansatz zur Verbesserung der psycho-sozialen und 
psycho-therapeutischen Versorgung traumatisierter Flüchtlinge 

Netzwerk für traumatisierte
Flüchtlinge in Niedersachsen

Ärztekammer Niedersachsen
amnesty international
Ethno-medizinisches Zentrum

Hannover
Flüchtlingsrat Niedersachsen
IPPNW – Ärzte in sozialer 

Verantwortung
MHH – Abteilung Sozial-

psychiatrie und Psychotherapie
Psychotherapeutenkammer

Niedersachsen
Zentrum für Psychotrauma-

tologie und Traumatherapie
Niedersachsen

Schirmherrschaft: Christian Wulff,
Ministerpräsident 
des Landes Niedersachsen
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und der Psychotherapeutenkam-
mer Niedersachsen,
• eine Supervisionsgruppe für
TherapeutInnen und BeraterInnen
(zunächst in Lüneburg, weitere
Supervisions- oder Intervisions-
gruppen bei Bedarf),
• telefonische Fachberatung von
TherapeutInnen für Therapeu-
tInnen,
• Unterstützung in aufenthalts-
rechtlichen Fragen und Vermitt-
lung begleitender Hilfen.

Wir freuen uns,

wenn auch Sie sich für die Mitar-
beit interessieren, und beantwor-
ten gerne Ihre Fragen. Bitte mel-
den Sie sich bei
• Gertrud Corman-Bergau
Psychotherapeutenkammer
Niedersachsen – info@pk-nds.de
• Dr. Cornelia Goesmann
Bezirksstelle der Ärztekammer
Niedersachsen – 0511 / 380 43 57

• Karin Loos
Flüchtlingsrat Niedersachsen –
kl@nds-fluerat.org, 05121 / 10 26 86,
Langer Garten 23b,
31137 Hildesheim
• Martin Roger
amnesty international – 
roger.amnesty@htp-tel.de

DolmetscherInnen. Bei juristischen
Fragen vermitteln wir Fachanwälte,
die sich zur Mitarbeit im ntfn be-
reit erklärt haben.

Das NTFN setzt sich ein

• für fachgerechte Versorgung
traumatisierter Flüchtlinge un-
abhängig von ihrem Aufenthalts-
status,
• für hohe fachliche Standards für
Gutachten über Traumatisierung,
• für die Verbesserung des Zu-
gangs der Flüchtlinge zu psycho-
therapeutischer Hilfe,
• für die Vernetzung des medizi-
nischen, psychologischen, sozial-
pädagogischen und rechtlichen
Sachverstands zur Unterstützung
traumatisierter Flüchtlinge,
• für ein Aufenthaltsrecht für
Traumatisierte, die bei Rückkehr
retraumatisiert werden könnten
oder keine fachgerechte Behand-
lung erwarten können,
• dafür, dass die Situation trauma-
tisierter Flüchtlinge in Recht und
Verwaltung berücksichtigt wird.

Das NTFN bietet

• Fortbildungen in der Ärzte-
kammer Niedersachsen in Zu-
sammenarbeit mit dem Zentrum
für Psychotraumatologie und
Traumatherapie in Niedersachsen
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1) Zielsetzung

Das Ziel von kobag, Teilprojekt
des Equal-Projektes saga, ist die
Wiederherstellung, der Erhalt und
die Erweiterung der Beschäfti-
gungsfähigkeit von Asylsuchenden.
Der Schwerpunkt liegt auf einer
Qualifizierung, die eine ggf. späte-
re Arbeitsmarktintegration im Zu-
fluchts- oder Herkunftsstaat ver-
bessern soll. Dies geschieht unter
den gegebenen Bedingungen im
Rahmen des Zuwanderungsgeset-
zes und arbeitsgenehmigungs-
rechtlicher Vorgaben.

Die Zielgruppen von kobag

sind Asylsuchende und Auslände-
rInnen mit ungesichertem Aufent-
haltsstatus, etwa mit einer Auf-
enthaltsgestattung, einer Duldung
oder einer Aufenthaltserlaubnis
nach § 25 Abs.3 bis 5 AufenthG.

2) Beschreibung der 
Aktivitäten und Aufgaben

kobag bildet mit seinen vier Kom-
ponenten, die im Folgenden ein-
zeln dargestellt werden, eine Ein-
heit, die sich gegenseitig ergänzt
und zusammenwirkt. Interessierte
können die Komponenten einzeln
als auch kombiniert in Anspruch
nehmen. Unter Berücksichtigung
der vorhandenen Qualifikationen,

Vermittlung organisieren 

Kontaktbüro Arbeit und Gesundheit KoBAG,
Osnabrück 

Qualifizierung, Praktikavermittlung, rechtliche Beratung – 
ein vernetzter Handlungsansatz 

3.2

3.2.1
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Kompetenzen und persönlichen
Ressourcen wird eine individuelle
Qualifizierungsplanung vorge-
nommen.

a. Qualifizierungskurse 
Sie bieten die Möglichkeit, in ver-
schiedenen Bereichen des festge-
stellten Qualifizierungsbedarfes
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu
verbessern, zu erweitern bzw. zu
erwerben.

Die Module beinhalten:
Allgemeines Sprachtraining 
Spezielle Schriftsprachen- und

Grammatiktrainingseinheiten
edv-Schulung für Anfänger
edv-Schulung für Anfänger mit

Vorkenntnissen
Kommunikations- und Telefon-

training
Bewerbungstraining
Informationseinheiten zur per-

sönlichen Gesundheitsförderung.
Die Module bilden eine in sich

geschlossene Einheit von 3 Mona-
ten, die mit einem Zertifikat ab-
schließen. Die Kurse finden an 
5 Wochentagen statt und umfassen
jeweils 4 Stunden.

b. Vermittlung in Beschäftigung 
und Ehrenamtlichkeit
Der Erhalt und die Förderung der
Beschäftigungsfähigkeit der Asyl-
suchenden erhöhen die Chancen
auf eine selbstständige Integration
in den Zufluchtstaat und eine
mögliche Re-Integration in den
Herkunftsstaat. Gleichzeitig wird
einer De-Qualifizierung der Asyl-
suchenden entgegengewirkt.

Die Vermittlung der Teilneh-
menden ist ausgerichtet auf ihre
individuellen Fähigkeiten und
Qualifikationen und setzt das Er-
kennen und Nutzen der indivi-
duellen Kompetenzen und Poten-
ziale der Flüchtlinge für die vor-
handenen Tätigkeitsfelder voraus:

Akquirierung und Vermittlung
qualifizierender Betriebspraktika:
Die Praktika sind im Regelfall auf
max. 20 Std./Woche und auf eine
Dauer von drei Monaten begrenzt.
Die Qualifizierung erfolgt auf Ba-
sis eines offenen Curriculums. Die
praktischen Lernziele werden mit
dem Teilnehmenden und der aus-
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d. Vermittlung der Dienstleistung
Sprach- und Kulturmittlung
In dem Servicebüro von kobag

wird für den Gesundheits- und So-
zialbereich die Dienstleistung von
Sprach- und KulturmittlerInnen
vermittelt. Die Sprach- und Kul-
turmittlung findet durch die per-
sönliche Begleitung zu Gesprächen
oder mittels eines Kontakttelefons,
letzteres vor allem für alltägliche
und niedrigschwellige Informations-
weitergabe, statt.

Die bislang ehrenamtlichen
Sprach- und KulturmittlerInnen
haben sich zu einem Netzwerk
zusammengeschlossen, das von
kobag betreut wird. Die Netz-
werktreffen dienen u.a. dem Er-
fahrungsaustausch und der Fort-
bildung.

führenden Organisation bzw. Be-
trieb vereinbart.

Vermittlung in Orientierungs-
angebote: Im Bereich des Persön-
lichkeitstrainings, des Erwerbs so-
zialer Kompetenzen sowie der per-
sönlichen Lebensorientierung gibt
es eine Reihe von Bildungsmaß-
nahmen, die auch der Zielgruppe
Asylsuchender offen stehen, wie
beispielsweise das Freiwillige Sozi-
ale Jahr (fsj) und das Freiwillige
Ökologische Jahr (föj).

Akquirierung und Vermittlung
in gemeinnützige Tätigkeiten

c. Arbeitsrechtliche Information 
und Beratung 
Sie umfasst die folgenden Ele-
mente:

Individuelle Information und
Beratung in Fragen des Arbeitser-
laubnisrechtes für die o.g. Ziel-
gruppe.

Entwicklung von mehrsprachi-
gen Informationsblättern zu aus-
gewählten Problemfeldern  des Ar-
beitserlaubnisrechtes.

Netzwerkbildung mit Schulen,
Verwaltung und arbeitsmarktrele-
vanten Akteuren.

Angebot von Fortbildungsver-
anstaltungen.
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Hervorgegangen ist der Verein
»Ausbildung statt Abschiebung
e.V.« im Jahr 2000 aus einer Zu-
kunftswerkstatt im Internationalen
Frauenzentrum in Bonn e.V.,
welche im Rahmen der Aktion
»Bonner Frauen für soziale Ge-
rechtigkeit und Frieden« durchge-
führt wurde. Zunächst in Form
eines Arbeitskreises von einer
Gruppe engagierter Bonnerinnen
gegründet, entstand daraus im
Oktober 2001 der Verein »Ausbil-
dung statt Abschiebung e.V.«

Der Verein unterstützt Flücht-
linge aus Bürgerkriegsgebieten in
Europa, dem afrikanischen Raum
und Krisengebieten des Nahen
Ostens mit dem Ziel, ihnen eine
Zukunftsperspektive zu verschaf-
fen und ihren unsicheren Aufent-
haltsstatus zu verbessern. Der
Schwerpunkt der Arbeit liegt bei
der Arbeit mit minderjährigen
Mädchen und Jungen, die unbe-
gleitet nach Deutschland eingereist
sind. Durch eine Ausbildung mit
anerkanntem Berufsabschluss soll
den Jugendlichen die Möglichkeit
eröffnet werden, einen qualifizier-
ten Beruf in Deutschland oder
später in ihrem Herkunftsland aus-
üben zu können.

Die Jugendlichen haben in der
Regel einen prekären Aufenthalts-
status, etwa in Form einer begrenz-
ten Aufenthaltserlaubnis, einer
Aufenthaltsgestattung oder gar nur
Duldung. Entsprechend berichtet
der Verein, dass die meisten Schwie-
rigkeiten bei der Beantragung von
Arbeitserlaubnissen entstehen.
Trotz allem ist es dem Verein ge-
lungen, im Jahr 2004 sechs Jugend-
lichen zu einem Ausbildungsplatz
zu verhelfen sowie im Rahmen des
Projektes »Berufliche Qualifizie-
rung volljähriger Flüchtlinge mit
unsicherem Aufenthalt« im Verlauf
des Jahres 2005 zwölf Jugendliche
in Ausbildung zu bringen und zu
unterstützen.

Die zumeist ehrenamtlichen
MitarbeiterInnen unterstützen die
jugendlichen Flüchtlinge im Rah-
men einer individuellen Nachhilfe
beispielsweise bei ihren schulischen
Aufgaben. Hierbei sollen Bildungs-
unterschiede abgebaut und eigene
Potentiale der Jugendlichen geför-
dert werden. Das Hauptaugenmerk
liegt dabei auf der Förderung der
sprachlichen Kompetenz, wobei
sich stets am individuellen Bedarf
der Schülerinnen und Schüler
orientiert wird. Dieses Angebot

Ausbildung statt Abschiebung e.V. – 
ein engagierter Verein stellt sich vor 

3.2.2 
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steht SchülerInnen allgemeinbilden-
der Schulen sowie BerufsschülerIn-
nen zur Verfügung.

Die Jugendlichen erfahren eben-
falls Unterstützung und Begleitung
bei der Bewerbung um einen Aus-
bildungsplatz sowie darüber hin-
aus während ihrer Ausbildungszeit.
Hier fand auch eine enge Zusam-
menarbeit mit der Industrie- und
Handelskammer statt, die mit Ju-
gendlichen einen sog. Kompetenz-
check durchführten, um ihre Ver-
mittlungschancen zu erhöhen.

Die MitarbeiterInnen von AsA
helfen den jungen Menschen bei
der Gestaltung ihrer Bewerbungs-
unterlagen und begleiten die Ju-
gendlichen zu Vorstellungsgesprä-
chen. Sie sind ebenfalls Ansprech-
partner während der gesamten
Ausbildungszeit für die Auszubil-
denden wie auch für die Ausbilde-
rInnen. Hier vermitteln die Mit-
arbeiterInnen beispielsweise bei
Konfliktsituationen zwischen den
AusbilderInnen und Flüchtlingen.

Des Weiteren werden die min-
derjährigen Mädchen und Jungen
bei ihren alltäglichen Problemen
unterstützt. Bei Wohnungsproble-
men oder Behördengängen dienen
die MitarbeiterInnen beispielsweise
als Beistand und Ansprechpartner.
Im Rahmen der Tätigkeit werden
junge Flüchtlinge zum Ausländer-

amt begleitet, wenn zum Beispiel
der Aufenthaltsstatus verlängert
werden muss. Der Verein kümmert
sich außerdem um juristische Unter-
stützung für die Jugendlichen,
wenn diese von einer Abschiebung
bedroht sind.

Bei Aufenthaltsfragen zeigen
auch die Erfahrungen von AsA,
wie eng die Verflechtung von Zu-
gang zu Ausbildungs- und Arbeits-
markt und der Sicherung des Auf-
enthaltes ist und in welchem Teu-
felskreis sich die Jugendlichen be-
wegen. Einerseits haben sie nur
äußerst geringe Chancen auf einen
Ausbildungs- oder Arbeitsplatz,
andererseits wird erwartet, dass sie
ihren Lebensunterhalt selber si-
chern, wenn sie in Deutschland ei-
nen Aufenthalt bekommen wollen.
Genau hier soll die Arbeit des Ver-
eins ansetzen. So konnte z.B. die
Abschiebung einer jungen Frau
nach Angola nur verhindert wer-
den, indem zunächst eine Ver-
pflichtungserklärung zur Finanzie-
rung des Unterhalts abgegeben
und später durch den Einsatz eines
Vereinsmitgliedes eine Ausbil-
dungsstelle gefunden wurde

Kontakt:
Ausbildung statt Abschiebung (AsA) e.V.
Thomas-Mann-Str. 1 · 53111 Bonn
Tel. 0228-9691816 · Fax 0228-9659283 
asa-bonn@freenet.de
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Beschäftigungsansätze/-felder  

Freiwilliges Soziales Jahr – 
eine Alternative für jugendliche Flüchtlinge  

3.3

3.3.1 
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Zwischen Juli 2002 und Juli 2005

hatte die equal-Entwicklungspart-
nerschaft spuk eine Reihe von Pro-
jekten und Aktivitäten durchge-
führt. Hierzu gehörten auch die
Qualifizierung einer Gruppe von
11 Asylsuchenden45 zu Sprach- und
KulturmittlerInnen in Osnabrück
(Projekt des Partners Caritas f.d.
Diözese Osnabrück), sowie die In-
itiierung einer niedersachsenweiten
Vernetzung von Angehörigen ver-
schiedener Berufsgruppen, die mit
gesundheitlichen, psychosozialen

oder rechtlichen Belangen von
Flüchtlingen zu tun haben (Projekt
des Partners Niedersächsischer
Flüchtlingsrat).

Nachhaltiger Nutzen der 
Fähigkeiten und Kompetenzen
der Qualifizierung

Die Qualifizierung Sprach- und
Kulturmittlung bestand damals aus
3 Modulen, die sich über einen
Zeitraum von insgesamt 2 Jahren
und 6 Monaten erstreckten. Das
erste Modul bestand aus zwei pa-
rallel durchgeführten 6-monatigen
Sprachfachlehrgängen, an denen 13
Männer und 11 Frauen teilnahmen.
Rückblickend sagt eine der damali-
gen Lehrerinnen, dass bei der Pla-
nung unterschätzt worden war, wie
schwierig und langsam man voran

Sprach- und Kulturmittlung – 
ein interessantes Arbeitsfeld für Flüchtlinge 

Dr. Birgit Behrensen, Stephanie Landmeyer

Im Sommer 2006 recherchierten die beiden Autorinnen, wie es eigentlich mit der

Nachhaltigkeit der damals im Rahmen von SPuK durchgeführten Aktivitäten aussah

und nahmen hierfür sowohl mit ehemaligen Mitarbeiterinnen als auch mit ehemaligen

Teilnehmenden Kontakt auf. Birgit Behrensen, Dipl. Sozialwissenschaftlerin an der Universität 

Osnabrück (s.a. Seite 45), war damals Evaluatorin von SPuK. Stephanie Landmeyer (*2. 1.1977) ist

gelernte Bankkauffrau und studiert seit Oktober 2003 Erziehungswissenschaften und Soziologie an der

Universität Osnabrück. Empirische Forschungsarbeit im Bereich Biographieforschung und die Arbeit als

studentische Hilfskraft im Projekt CAHRV an der Universität Osnabrück waren und sind Stationen, bevor

sie als studentische Praktikantin bei den Recherchearbeiten zur Nachhaltigkeit der EQUAL-Entwicklungs-

partnerschaft SPuK mitarbeitete.

3.3.2

45 Zu Beginn der Maßnahme hatten alle Teil-
nehmerInnen den Aufenthaltsstatus der Dul-
dung. Von den 11 Teilnehmenden, die die Maß-
nahme bis zum Ende besuchten, verbesserte
sich der Aufenthaltsstatus von drei Personen.
Zwei bekamen eine Anerkennung als Flüchtling,
einer heiratete eine Deutsche.
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kommen würde, bei diesen zwei
insgesamt sehr heterogenen Grup-
pen. 14 Teilnehmende setzten die
Qualifizierung mit dem Schwer-
punkt Gesundheit im anschließen-
den zweiten Modul fort. Schließ-
lich arbeiteten 11 dieser Teilneh-
menden im dritten Modell als Mit-
arbeiter und Mitarbeiterinnen der
ep spuk in einem eigenen Kontakt-
büro und in auswärtigen Praktika
in verschiedenen Arztpraxen und
Krankenhäusern in der Osnabrü-
cker Region.

Dem Ende des dritten Moduls
hatten die nunmehr ausgebildeten
Sprach- und KulturmittlerInnen
mit unterschiedlichen Gefühlen
entgegengesehen. Einige waren
zuversichtlich, wussten die erwor-
benen Kenntnisse zu schätzen und
hofften auf sich auftuende Be-
schäftigungschancen oder sahen
gar Perspektiven für eine Ausbil-
dung im gesundheitlichen und
pflegerischen Bereich. Andere wa-
ren verhaltener, sahen sich mit der
Situation vor Beginn der Maßnah-
me konfrontiert, in der es schwer
gewesen war aufgrund bestehen-
der gesetzlicher Rahmenbedingun-
gen, als geduldete Flüchtlinge auf
dem deutschen Arbeitsmarkt unter-
zukommen, was sich teilweise auch
auf ihre psychosoziale Lebenssitu-
ation ausgewirkt hatte.

Nach einem Jahr, im Sommer
2006, zeigte sich ein gemischtes
Bild:

Einer der ausgebildeten Sprach-
und Kulturmittler war mittlerweile
in sein Herkunftsland zurückge-
kehrt, allerdings nicht freiwillig,
sondern um einer Abschiebung
zuvorzukommen.

Für die verbleibenden 10 Sprach-
und KulturmittlerInnen eröffneten
sich ganz unterschiedliche Wege:

Eine ehemalige Teilnehmerin ar-
beitete mit einem geringen Stunden-
umfang direkt weiter als Sprach-
und Kulturmittlerin, und zwar in
Flüchtlingsberatungszusammenhän-
gen, in denen sie schon während
des noch laufenden spuk-Projektes
mitzuarbeiten begonnen hatte.

Ein Teilnehmer arbeitet auf
Teilzeitbasis in einer Flüchtlings-
selbsthilfeorganisation.

Eine Teilnehmerin, der es wich-
tig war, im sozialen Bereich weiter
beschäftigt zu sein, arbeitet im
Rahmen einer Tätigkeit nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz in ei-
nem Landschulheim.

Zwei Männer sind in fachfrem-
den, nämlich in der verarbeitenden
Lebensmittelindustrie beziehungs-
weise der Gastronomie, voll er-
werbstätig. Einer der beiden arbei-
tet darüber hinaus als Sprach- und
Kulturmittler.
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Ein ehemaliger Teilnehmer
schaffte es, eine Ausbildung als
Krankenpfleger direkt im An-
schluss an die Qualifizierung zu
beginnen, wobei ihm das in der
Qualifizierung eingebundene Prak-
tikum in dem ihn nun ausbilden-
den Krankenhaus als »Türöffner«
gedient hatte.

Eine weitere Teilnehmerin, de-
ren Asylbegehren mittlerweile an-
erkannt ist, möchte gerne eine
Ausbildung als Altenpflegehelferin
machen. Allerdings ist es ihr noch
nicht gelungen, einen Ausbildungs-
platz zu bekommen.

Eine Teilnehmerin ist als Mutter
und Großmutter stark familiär ein-
gebunden und konzentriert sich
darauf.

Eine weitere Teilnehmerin arbei-
tet gelegentlich als Sprach- und
Kulturmittlerin.

Über den Verbleib eines Teil-
nehmers ist nichts bekannt.

Damit wird deutlich, dass die
Mehrheit der Beschäftigungen in
irgendeiner Form entweder mit
Sprach- und Kulturmittlung zu tun
haben oder aber im sozialen oder
pflegerischen Bereich angesiedelt
sind.

Eröffnung 
des SPuK-
Kontaktbüros
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In der Telefonbefragung wird
vor allem der Nutzen der nun we-
sentlich verbesserten Sprachkennt-
nisse hervorgehoben, die auch mit
dem höheren Selbstbewusstsein in
Verbindung gebracht werden. Das
Leben ist aufgrund der Deutsch-
kompetenzen einfacher geworden.
Hier setzt auch die Sprach- und
Kulturmittlung an, die viele selbst-
verständlich auch für ihren Freun-
des- und Bekanntenkreis überneh-
men. Die pc-Kenntnisse, die da-
mals alle sehr engagiert erlernt ha-
ben, können dagegen nur von
wenigen genutzt werden, die privat
oder – in einem Fall – bei ihrer Tä-
tigkeit mit Computern in Berüh-
rung kommen.

Nachhaltiger Bedarf an 
Sprach- und Kulturmittlung

Mit dem Ende von spuk endeten
nicht die Anfragen an Sprach- und
Kulturmittlung. Die Bedarfsermitt-
lung hat für Stadt und Landkreis
Osnabrück ergeben, dass 73 von
221 angeschriebenen sozialen und
gesundheitlichen Einrichtungen
ein gelegentliches Interesse an
Sprach- und Kulturmittlung haben.
Ohne, dass zur Zeit weiter Wer-
bung gemacht wird für die Dienst-
leistung der Sprach- und Kultur-
mittlung, kommen wöchentlich 2
bis 3 Anfragen. In fast allen Fällen

konnte weiter geholfen werden, da
sich – als Aktivität der equal-Ent-
wicklungspartnerschaft saga – ein
breites Bündnis von Migranten
und Migrantinnen mit einigen ehe-
mals ausgebildeten Sprach- und
KulturmittlerInnen zusammenge-
tan hat und gemeinsam das »Netz-
werk Sprach- und Kulturmittlung«
bildet. Im Sommer waren insge-
samt 24 Personen im Netzwerk
engagiert, mit ganz unterschied-
lichem Bildungshintergrund, aber
allesamt erfahren in der ehrenamt-
lichen und zum Teil der bezahlten
Tätigkeit der Sprach- und Kultur-
mittlung. Zur Zeit arbeitet die
Gruppe daran, ihr Selbstverständ-
nis und ihre Zusammenarbeit
stringenter zu organisieren, um
anschließend offensiver in die Öff-
fentlichkeit zu treten.

Nachhaltige Vernetzung

Angeregt durch die Arbeit der
Entwicklungspartnerschaft spuk

hatten sich zwei Netzwerke ent-
wickelt, die mit unterschiedlichen
Schwerpunkten zum Thema Ge-
sundheit von Flüchtlingen zusam-
men arbeiten.

Im Vernetzungsforum treffen
sich weiterhin Angehörige ver-
schiedenster Berufsgruppen, die
mit gesundheitlichen, rechtlichen
und psychologischen Belangen
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von Flüchtlingen in Berührung
kommen. Hier ist der Flüchtlings-
rat Niedersachsen weiterhin der
initiierende Akteur. Das Vernet-
zungsforum trifft sich auch nach
dem Ende von spuk unvermindert
drei bis vier Mal jährlich auf Einla-
dung des Flüchtlingsrats Nieder-
sachsen, wobei der Flüchtlingsrat
sich zugleich um interessante The-
men und ReferentInnen kümmert.

Darüber hinaus ist es – ange-
schoben durch die Arbeit in spuk –
gelungen, dass sich das ntfn, das
»Netzwerk traumatisierte Flücht-
linge in Niedersachsen«, etwa alle 
3 Monate in der Bezirksstelle der
Ärztekammer Hannover unabhän-
gig vom Flüchtlingsrat Nieder-
sachsen trifft und auch zwischen
diesen Treffen gibt einen elektro-
nischen Informationsaustausch.

Nachhaltige Fokussierung auf
gesundheitliche Problematiken

Beratungen zu gesundheitlichen
Fragen sind seit dem Ende von
spuk beim Flüchtlingsrat Nieder-
sachsen nicht abgerissen. Sie bil-
den einen hohen Anteil der Bera-
tungen, oft verbunden mit aufent-

haltsrechtlichen Fragen. Auch wird
der Flüchtlingsrat mit seinen Er-
fahrungen in der Entwicklungs-
partnerschaft spuk als Anlaufstelle
für gesundheitliche Fragen gese-
hen, an die sich Anwälte, Ehren-
amtliche, andere Beratungsstellen,
MitarbeiterInnen von Wohnhei-
men, teilweise sogar ÄrztInnen
und Behörden wenden. Erkennbar
ist, dass der Flüchtlingsrat durch
die Arbeit in spuk zu einer kompe-
tenten Anlaufsstelle für gesund-
heitliche Fragen geworden ist, bei
dem es sich lohnt, nach Adressen
von TherapeutInnen, Gutachter-
Innen und MedizinerInnen zu fra-
gen oder die zusätzlich angebotene
fachjuristische Telefonberatung zu
nutzen.
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Mit der Gemein-
schaftsinitiative
(gi) equal ha-
ben die ehemals

15 Mitgliedsstaaten der Europäi-
schen Union beschlossen, neue
Ideen und Modelle zu entwickeln,
um bestehende Ungleichheiten
und Diskriminierungen auf
dem Arbeitsmarkt und in der
Arbeitsmarktförderung abzubau-
en.

Erstmals wurden auch Asyl-
suchende und Flüchtlinge in das
Programm einbezogen. Es war zu
erwarten, dass die Umsetzung der
Vorhaben aufgrund der rechtlich-
en Rahmenbedingungen zu erheb-
lichen Problemen führen würde,
schließlich war und ist die Förde-
rung einer Integration in den
Arbeitsmarkt und die Entwick-
lung aller »Humanressourcen«
in den Mitgliedsstaaten und vor
allem in Deutschland für die Ziel-
gruppe der Asylsuchenden und
Flüchtlinge nicht vorgesehen.

Mit der gi equal konnte aber
der Versuch unternommen wer-
den, ein wenig unabhängiger von
ordnungspolitischen Erwägungen
die arbeitsmarkt- und integrations-
politischen Gesichtspunkte in 
der Gestaltung einer humaneren
Lebenssituation für Asylsuchende
und MigrantInnen mit unsicherem
Aufenthalt hervorzuheben und zu
»bearbeiten«. Dass ihre Integration
– unabhängig von der Aufenthalts-
dauer – sowohl im Interesse des
Einzelnen als auch unserer Gesell-
schaft und Wirtschaft ist, war da-
bei einerseits wesentlicher Aus-
gangspunkt und andererseits über-
einstimmende Erkenntnis aus 
der Praxis der Asylprojekte der gi

equal.
Um aber diese Erkenntnis in

der Arbeitsmarkt- und Bildungs-
politik nachhaltig zu verankern,
sind zunächst drei wesentliche
Voraussetzungen zu schaffen:

1. Asylsuchenden und Migran-
tInnen mit unsicherem Aufenthalt

Handlungsempfehlungen 4

4.1
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wird grundsätzlich der Zugang zu
Bildung und Arbeit nicht verwehrt.
Es muss mithin anerkannt werden,
dass sie Zielgruppen der Arbeits-
marktförderung und Bildungs-
politik sind.

2. Integration von Flüchtlingen
und besonders schutzbedürftigen
Menschen beginnt – unabhängig
von ihrer Aufenthaltsdauer – mit
dem Tag der Einreise, also mit ih-
rer Aufnahme. Es sind deshalb
Fördermaßnahmen zur Erhal-
tung und Erweiterung der schu-
lischen und beruflichen Potenziale
bereits in der Aufnahmesituation
bereitzustellen.

3. Verlust, Verlagerung und/
oder Vernichtung von Arbeitsplät-
zen sind in zunehmendem Maße
Ergebnisse globaler Marktbeherr-
schungsstrategien. Es muss in das
öffentliche Bewusstsein gerückt
werden, dass Asylsuchende und
MigrantInnen nicht Ursache,
sondern Opfer von Arbeitslosig-
keit und Diskriminierung auf dem
Arbeitsmarkt sind.

Die vorliegende Veröffentlichung
verdeutlicht, welche strukturellen
und/oder rechtlichen Rahmen-
bedingungen in der Bekämpfung
von Diskriminierung auf dem Ar-
beitsmarkt zu berücksichtigen sind
und welche Folgen strukturelle
und/oder individuelle Zugangs-

barrieren für die Lebenssituation
besonders schutzbedürftiger Men-
schen haben. Der Reader bleibt
nicht bei der Analyse der kriti-
schen Situation stehen, sondern
zeigt Wege und Methoden auf,
dem Dilemma zu entkommen.

Aus der Reflektion dieser Praxis
ergeben sich schließlich Schluss-
folgerungen und Handlungsemp-
fehlungen für die arbeitsmarktpoli-
tische Praxis:

Abschaffung der 
Vorrangprüfung!
Die Vorrangprüfung ist als Regu-
lierungsinstrument des Arbeits-
marktes aufgrund ihrer praxis-
fernen und problembehafteten
Ausgestaltung und deren Folgen
überflüssig. Sie verhindert eine
adäquate Umsetzung europäischer
Richtlinienpolitik. Mindeststan-
dards bei der Aufnahme von Asyl-
suchenden, etwa die Regelungen
zum Arbeitsmarktzugang, dürfen
nicht durch administrative und for-
male Tricks ausgehebelt werden,
sondern müssen als Minimalkon-
sens in unseren Rechtsnormen
verankert werden.

Gleiche Bildungschancen für
alle Kinder und Jugendlichen!
Kindern und Jugendlichen ist un-
abhängig von Aufenthaltsdauer
und Leistungsansprüchen ein un-
eingeschränkter Zugang zu Arbeit
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und Bildung zu gewähren. Die
internationalen Kinderrechte sind
ohne Einschränkungen umzuset-
zen. Der Ausschluss von jugend-
lichen Flüchtlingen aus Förderbei-
hilfen, wie etwa dem BAföG, muss
beseitigt werden.

Humanität hat Vorfahrt !
Eine grundsätzliche Entkoppelung
ordnungspolitischer Optionen von
sozial- und gesundheitspolitischen
Faktoren ist insbesondere für lang-
jährig in Deutschland lebende ge-
duldete MigrantInnen unabding-
bar. Insbesondere für traumatisier-
te Flüchtlinge müssen Instrumente
der Arbeitsmarkt- und der Gesund-
heitsförderung Vorrang vor ord-
nungspolitischen Maßnahmen ha-
ben.

Potenziale nutzen – neue 
Beschäftigungsfelder schaffen!
Vorhandene Qualifikationen von
Asylsuchenden und Flüchtlingen
sind zu identifizieren, anzuerken-
nen und zu nutzen. Dies schließt
Qualifizierung und Fortbildung
ein. Neue Berufsprofile, wie die
Sprach- und Kulturmittlung oder
die Internationalen Gesundheits-
beraterInnen, sind als Dienstleis-
tungen zu etablieren und müssen
als Modelle für eine aktive Arbeits-
marktförderung anerkannt werden.

Beratungsdienste verbessern!
Als Zielgruppe des Arbeitsmarktes

sind Asylsuchende – nicht zuletzt
aufgrund der besonderen Rah-
menbedingungen – auf adäquate
Information angewiesen. Eine sol-
che Beratung ist zunächst Aufgabe
der arbeitsmarktpolitischen Ak-
teure. Unterstützende Hilfe sollte
dabei der Rückgriff auf Informati-
onsangebote (Flyer, Broschüren,
Datenbanken, Fortbildungen, usw.)
nicht-staatlicher Arbeitsmarktexper-
tInnen sein.

Bildung und Arbeit sind Men-
schenrechte, der Zugang zu Bil-
dung und Arbeit schafft Voraus-
setzungen zur gesellschaftlichen
Teilhabe. Dass für Asylsuchende
und MigrantInnen mit unsicherem
Aufenthalt diese Rechte oftmals
nicht einmal auf dem Papier ste-
hen, ist nicht hinnehmbar. Das
Projekt saga hat insbesondere
durch seine Beratungs- und Infor-
mationsangebote und nicht zuletzt
mit der vorliegenden Veröffent-
lichung dazu beigetragen, dieser
Diskriminierung etwas entgegen
zu setzen. Bleibt die Hoffnung,
dass auch in künftigen Arbeits-
marktprogrammen Asylsuchende
sowie MigrantInnen mit unsiche-
rem Aufenthalt in die Projektför-
derung und damit in die Beseiti-
gung von Diskriminierungen auf
dem Arbeitsmarkt einbezogen
werden.

99



FLÜCHTLINGSRAT – Zeitschrift für Flüchtlingspolitik in Niedersachsen100

Aktuelle Entwicklung

100



Heft 118 | April 2007 101
101



FLÜCHTLINGSRAT – Zeitschrift für Flüchtlingspolitik in Niedersachsen102

§39 Zustimmung zur 
Ausländerbeschäftigung
(1) Ein Aufenthaltstitel, der einem Ausländer
die Ausübung einer Beschäftigung erlaubt, kann
nur mit Zustimmung der Bundesagentur für Ar-
beit erteilt werden, soweit durch Rechtsverord-
nung nicht etwas anderes bestimmt ist. Die Zu-
stimmung kann erteilt werden, wenn dies in
zwischenstaatlichen Vereinbarungen, durch ein
Gesetz oder durch Rechtsverordnung bestimmt
ist.
(2) Die Bundesagentur für Arbeit kann der
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zur Aus-
übung einer Beschäftigung nach §18 zustim-
men, wenn
1.
a) sich durch die Beschäftigung von Ausländern
nachteilige Auswirkungen auf den Arbeits-
markt, insbesondere hinsichtlich der Beschäfti-
gungsstruktur, der Regionen und der Wirt-
schaftszweige, nicht ergeben,
b) für die Beschäftigung deutsche Arbeitnehmer
sowie Ausländer, die diesen hinsichtlich der Ar-
beitsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind oder
andere Ausländer, die nach dem Recht der Eu-
ropäischen Union einen Anspruch auf vorran-
gigen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, nicht
zur Verfügung stehen oder
2. sie durch Prüfung nach Satz1 Nr.1 Buchsta-
be a und b für einzelne Berufsgruppen oder für
einzelne Wirtschaftszweige festgestellt hat, dass
die Besetzung der offenen Stellen mit ausländi-
schen Bewerbern arbeitsmarkt- und integra-
tionspolitisch verantwortbar ist,
und der Ausländer nicht zu ungünstigeren
Arbeitsbedingungen als vergleichbare deutsche
Arbeitnehmer beschäftigt wird. Für die Beschäf-
tigung stehen deutsche Arbeitnehmer und die-
sen gleichgestellte Ausländer auch dann zur
Verfügung, wenn sie nur mit Förderung der
Agentur für Arbeit vermittelt werden können.
Der Arbeitgeber, bei dem ein Ausländer be-
schäftigt werden soll, der dafür eine Zustim-

mung benötigt, hat der Bundesagentur für Ar-
beit Auskunft über Arbeitsentgelt, Arbeitszeiten
und sonstige Arbeitsbedingungen zu erteilen.
(3) Absatz 2 gilt auch, wenn bei Aufenthalten zu
anderen Zwecken der Abschnitte 3, 5, 6 oder 7
eine Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit
zur Ausübung einer Beschäftigung erforderlich
ist.
(4) Die Zustimmung kann die Dauer und die
berufliche Tätigkeit festlegen sowie die Beschäf-
tigung auf bestimmte Betriebe oder Bezirke be-
schränken.
(5) Die Bundesagentur für Arbeit kann der Er-
teilung einer Niederlassungserlaubnis nach §19
zustimmen, wenn sich durch die Beschäftigung
des Ausländers nachteilige Auswirkungen auf
den Arbeitsmarkt nicht ergeben.
(6) Staatsangehörigen derjenigen Staaten, die
nach dem Vertrag vom 16. April 2003 über den
Beitritt zur Europäischen Union (BGBl. 2003 II
S.1408) der Europäischen Union beigetreten
sind, kann von der Bundesagentur für Arbeit
eine Beschäftigung, die eine qualifizierte Berufs-
ausbildung voraussetzt, unter den Vorausset-
zungen des Absatzes 2 erlaubt werden, soweit
nach Maßgabe dieses Vertrages von den Rechts-
vorschriften der Europäischen Gemeinschaft
abweichende Regelungen Anwendung finden.
Ihnen ist Vorrang gegenüber zum Zweck der
Beschäftigung einreisenden Staatsangehörigen
aus Drittstaaten zu gewähren.

§40 Versagungsgründe
(1) Die Zustimmung nach §39 ist zu versagen,
wenn 
1. das Arbeitsverhältnis auf Grund einer uner-
laubten Arbeitsvermittlung oder Anwerbung
zustande gekommen ist,
2. der Arbeitnehmer als Leiharbeitnehmer (§1
Abs.1 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes)
tätig werden will.
(2) Die Zustimmung kann versagt werden,
wenn

Anhang

Auszüge aus Gesetztestexten,
Verwaltungsvorschriften, EU-Richtlinien

§

1 Aufenthaltsgesetz (AufenthG)
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1. der Ausländer gegen §404 Abs.1 oder 2 Nr.2
bis 13 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,
§10 oder §11 des Schwarzarbeitsbekämpfungs-
gesetzes oder gegen die §§15, 15a oder §16

Abs.1 Nr.2 des Arbeitnehmerüberlassungsge-
setzes schuldhaft verstoßen hat oder 
2. wichtige Gründe in der Person des Arbeit-
nehmers vorliegen.

Beschäftigungsverfahrensverordnung (BeschVerfV) 2

Verordnung über das Verfahren und die
Zulassung von im Inland lebenden Ausländern
zur Ausübung einer Beschäftigung 
(Beschäftigungsverfahrensverordnung – 
BeschVerfV) vom 22. November 2004

Teil 1:
Zulassung von im Inland lebenden Auslän-
dern zur Ausübung einer Beschäftigung

Abschnitt 1:
Zustimmungsfreie Beschäftigungen

§ 1 Grundsatz
Die Erlaubnis zur Ausübung einer Beschäfti-
gung für Ausländer,
1. die eine Aufenthaltserlaubnis besitzen, die
kein Aufenthaltstitel zum Zwecke der Beschäfti-
gung ist (§§17, 18 und 19 des Aufenthaltsgeset-
zes) oder die nicht schon aufgrund des Aufent-
haltsgesetzes zur Beschäftigung berechtigt (§4
Abs.2 Satz 3 des Aufenthaltsgesetzes),
2. denen der Aufenthalt im Bundesgebiet ge-
stattet ist (§61 Abs.2 des Asylverfahrensgeset-
zes) und 
3. die eine Duldung nach §60a des Aufenthalts-
gesetzes besitzen 
kann in den Fällen der §§2 bis 4 ohne Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit erteilt
werden.

§ 2 Zustimmungsfreie Beschäftigungen
nach der Beschäftigungsverordnung
Die Ausübung von Beschäftigungen nach §2
Nr.1 und 2, §§3,4 Nr.1 bis 3, §§5,7 Nr.3 bis 5,
§§9 und 12 der Beschäftigungsverordnung kann
Ausländern ohne Zustimmung der Bundesagen-
tur für Arbeit erlaubt werden.

§3 Beschäftigung von Familienangehörigen
Keiner Zustimmung bedarf die Ausübung einer
Beschäftigung von Ehegatten, Lebenspartnern,
Verwandten und Verschwägerten ersten Grades
eines Arbeitgebers in dessen Betrieb, wenn der
Arbeitgeber mit diesen in häuslicher Gemein-
schaft lebt.

§4 Sonstige zustimmungsfreie 
Beschäftigungen
Keiner Zustimmung bedarf die Ausübung einer
Beschäftigung von Ausländern, die vorwiegend
zu ihrer Heilung, Wiedereingewöhnung, sitt-
lichen Besserung oder Erziehung beschäftigt
werden.

Abschnitt 2:
Zustimmungen zu Erlaubnissen 
zur Ausübung einer Beschäftigung 
ohne Vorrangprüfung

§5 Grundsatz
Die Bundesagentur für Arbeit kann die Zu-
stimmung zur Ausübung einer Beschäftigung
abweichend von §39 Abs.2 Satz 1 Nr.1 des Auf-
enthaltsgesetzes nach den Vorschriften dieses
Abschnitts erteilen.

§6 Fortsetzung eines Arbeitsverhältnisses
Die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäfti-
gung kann ohne Prüfung nach §39 Abs.2 Satz 1
Nr.1 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden,
wenn der Ausländer seine Beschäftigung nach
Ablauf der Geltungsdauer einer für mindestens
ein Jahr erteilten Zustimmung bei demselben
Arbeitgeber fortsetzt. Dies gilt nicht für Be-
schäftigungen, für die nach dieser Verordnung,
der Beschäftigungsverordnung oder einer zwi-
schenstaatlichen Vereinbarung eine zeitliche Be-
grenzung bestimmt ist.

§7 Härtefallregelung
Die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäfti-
gung kann ohne Prüfung nach §39 Abs.2 Satz 1
Nr.1 des Aufenthaltsgesetzes erteilt werden,
wenn deren Versagung unter Berücksichtigung
der besonderen Verhältnisse des einzelnen Fall-
les eine besondere Härte bedeuten würde.

§8 Ausbildung und Beschäftigung von 
im Jugendalter eingereisten Ausländern
Die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäfti-
gung kann bei Ausländern, die vor Vollendung
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des 18. Lebensjahres eingereist sind und eine
Aufenthaltserlaubnis besitzen, ohne Prüfung
nach §39 Abs.2 Satz 1 Nr.1 des Aufenthaltsge-
setzes erteilt werden für
1. eine Beschäftigung in einem Arbeitsverhält-
nis, wenn der Ausländer im Inland
a) einen Schulabschluss einer allgemeinbilden-
den Schule erworben hat, oder
b) an einer einjährigen schulischen Berufsvorbe-
reitung,
c) an einer berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahme nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch oder
d) an einer Berufsausbildungsvorbereitung nach
dem Berufsbildungsgesetz regelmäßig und unter
angemessener Mitarbeit teilgenommen hat, oder
2. eine Berufsausbildung in einem staatlich an-
erkannten oder vergleichbar geregelten Ausbil-
dungsberuf, wenn der Ausländer einen Ausbil-
dungsvertrag abschließt.
Die Zustimmung wird ohne Beschränkungen
nach §13 erteilt.

§9 Beschäftigung bei Vorbeschäftigungs-
zeiten oder längerfristigem Voraufenthalt
(1) Die Zustimmung zur Ausübung einer Be-
schäftigung kann ohne Prüfung nach §39 Abs.2
Satz 1 Nr.1 des Aufenthaltsgesetzes Ausländern
erteilt werden, die eine Aufenthaltserlaubnis be-
sitzen und
1. drei Jahre rechtmäßig eine versicherungs-
pflichtige Beschäftigung im Bundesgebiet aus-
geübt haben oder 
2. sich seit vier Jahren im Bundesgebiet un-
unterbrochen erlaubt oder geduldet aufhalten;
Unterbrechungszeiten werden entsprechend
§51 Abs.1 Nr.7 des Aufenthaltsgesetzes be-
rücksichtigt.
(2) Auf die Beschäftigungszeit nach Absatz 1
Nr.1 werden nicht angerechnet Zeiten
1. von Beschäftigungen, die vor dem Zeitpunkt
liegen, an dem der Ausländer aus dem Bundes-
gebiet unter Aufgabe seines gewöhnlichen Auf-
enthaltes ausgereist war,
2. einer nach dem Aufenthaltsgesetz oder der
Beschäftigungsverordnung zeitlich begrenzten
Beschäftigung oder 
3. einer Beschäftigung, für die der Ausländer auf
Grund dieser Verordnung, der Beschäftigungs-
verordnung oder auf Grund einer zwischen-
staatlichen Vereinbarung von der Zustim-
mungspflicht für eine Beschäftigung befreit war.
(3) Auf die Aufenthaltszeit nach Absatz 1 Nr.2
werden Zeiten eines Aufenthaltes nach §16 des

Aufenthaltsgesetzes nur zur Hälfte und nur bis
zu zwei Jahren angerechnet.
(4) Die Zustimmung wird ohne Beschränkun-
gen nach §13 erteilt.

Abschnitt 3:
Zulassung von geduldeten Ausländern 
zur Ausübung einer Beschäftigung

§10 Grundsatz
Geduldeten Ausländern (§60a des Aufenthalts-
gesetzes) kann mit Zustimmung der Bundes-
agentur für Arbeit die Ausübung einer Beschäf-
tigung erlaubt werden, wenn sie sich seit einem
Jahr erlaubt oder geduldet im Bundesgebiet auf-
gehalten haben. Die §§39 bis 41 des Aufent-
haltsgesetzes gelten entsprechend.

§11 Versagung der Erlaubnis
Geduldeten Ausländern darf die Ausübung ei-
ner Beschäftigung nicht erlaubt werden, wenn
sie sich in das Inland begeben haben, um Leis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
zu erlangen, oder wenn bei diesen Ausländern
aus von ihnen zu vertretenden Gründen aufent-
haltsbeendende Maßnahmen nicht vollzogen
werden können. Zu vertreten hat ein Ausländer
die Gründe insbesondere, wenn er das Abschie-
bungshindernis durch Täuschung über seine
Identität oder seine Staatsangehörigkeit oder
durch falsche Angaben herbeiführt.

Teil 2:
Zuständigkeits- und Verfahrensregelungen

§12 Zuständigkeit
(1) Die Entscheidung über die Zustimmung zur
Ausübung einer Beschäftigung trifft die Agentur
für Arbeit, in deren Bezirk der Ort der Beschäf-
tigung der betreffenden Person liegt. Als Be-
schäftigungsort gilt der Ort, an dem sich der
Sitz des Betriebes oder der Niederlassung des
Arbeitgebers befindet. Bei Beschäftigungen mit
wechselnden Arbeitsstätten gilt der Sitz der für
die Lohnabrechnung zuständigen Stelle des Ar-
beitgebers als Beschäftigungsort.
(2) Die Bundesagentur für Arbeit kann die Zu-
ständigkeit für bestimmte Berufs- oder Perso-
nengruppen aus Zweckmäßigkeitsgründen an-
deren Dienststellen ihres Geschäftsbereichs
übertragen.

§ 13 Beschränkung der Zustimmung
(1) Die Zustimmung zur Ausübung einer Be-
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schäftigung kann hinsichtlich
1. der beruflichen Tätigkeit,
2. des Arbeitgebers,
3. des Bezirkes der Agentur für Arbeit und 
4. der Lage und Verteilung der Arbeitszeit 
beschränkt werden.
(2) Die Zustimmung wird für die Dauer der Be-
schäftigung, längstens für drei Jahre erteilt.

§14 Reichweite der Zustimmung
(1) Die Zustimmung zur Ausübung einer Be-
schäftigung wird jeweils zu einem bestimmten
Aufenthaltstitel erteilt.
(2) Ist die Zustimmung zu einem Aufenthaltsti-
tel erteilt worden, so gilt die Zustimmung im

Rahmen ihrer zeitlichen Begrenzung auch für
jeden weiteren Aufenthaltstitel fort. Ist der Auf-
enthaltstitel aus völkerrechtlichen, humanitären
oder politischen Gründen erteilt worden, gilt
die Zustimmung abweichend von Satz 1 für die
Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach §18
des Aufenthaltsgesetzes nicht fort.
(3) Absatz 1 und 2 Satz 1 gelten entsprechend
für die erteilte Zustimmung zur Ausübung einer
Beschäftigung an Personen, die eine Aufent-
haltsgestattung oder Duldung besitzen.
(4) Ist die Zustimmung für ein bestimmtes Be-
schäftigungsverhältnis erteilt worden, erlischt sie
mit der Beendigung dieses Beschäftigungsver-
hältnisses.

Beschäftigungsverordnung (BeschV) 
Verordnung über die Zulassung von neuein-
reisenden Ausländern zur Ausübung einer
Beschäftigung (Beschäftigungsverordnung –
BeschV) vom 22. November 2004

§2 Aus- und Weiterbildungen
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines
Aufenthaltstitels für ein Praktikum 
1. während eines Aufenthaltes zum Zweck der
schulischen Ausbildung oder des Studiums (§16
des Aufenthaltsgesetzes), das vorgeschriebener
Bestandteil der Ausbildung oder zur Erreichung
des Ausbildungszieles nachweislich erforderlich
ist,
2. im Rahmen eines von der Europäischen Ge-
meinschaft finanziell geförderten Programms,
3. bis zu einem Jahr im Rahmen eines nachge-
wiesenen internationalen Austauschprogramms
von Verbänden und öffentlich-rechtlichen Ein-
richtungen oder studentischen Organisationen
im Einvernehmen mit der Bundesagentur für
Arbeit oder 
4. an Fach- und Führungskräfte, die ein Stipen-
dium aus öffentlichen deutschen Mitteln, Mit-
teln der Europäischen Gemeinschaft oder Mit-
teln internationaler zwischenstaatlicher Organi-
sationen erhalten (Regierungspraktikanten).

§3 Hochqualifizierte
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer
Niederlassungserlaubnis an Hochqualifizierte
nach §19 Abs.2 des Aufenthaltsgesetzes.

§4 Führungskräfte
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines
Aufenthaltstitels an
1. leitende Angestellte mit Generalvollmacht
oder Prokura,
2. Mitglieder des Organs einer juristischen Per-
son, die zur gesetzlichen Vertretung berechtigt
sind,
3. Gesellschafterinnen und Gesellschafter einer
offenen Handelsgesellschaft oder Mitglieder ei-
ner anderen Personengesamtheit, soweit diese
durch Gesetz, Satzung oder Gesellschaftsver-
trag zur Vertretung der Personengesamtheit
oder zur Geschäftsführung berufen sind oder 
4. leitende Angestellte eines auch außerhalb
Deutschlands tätigen Unternehmens für eine
Beschäftigung auf Vorstands-, Direktions-, und
Geschäftsleitungsebene oder für eine Tätigkeit
in sonstiger leitender Position, die für die Ent-
wicklung des Unternehmens von entscheiden-
der Bedeutung ist.

§5 Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines
Aufenthaltstitels an
1. wissenschaftliches Personal von Hochschulen
und Forschungseinrichtungen in Forschung und
Lehre, von Forschungs- und Entwicklungsein-
richtungen sowie an Lehrkräfte zur Sprachver-
mittlung an Hochschulen,
2. Gastwissenschaftlerinnen und Gastwissen-
schaftler an einer Hochschule oder an einer

3
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öffentlich-rechtlichen oder überwiegend aus
öffentlichen Mitteln finanzierten oder als
öffentliches Unternehmen in privater Rechts-
form geführten Forschungseinrichtung,
3. Ingenieure und Techniker als technische Mit-
arbeiter im Forschungsteam einer Gastwissen-
schaftlerin oder eines Gastwissenschaftlers oder 
4. Lehrkräfte öffentlicher Schulen oder staatlich
anerkannter privater Ersatzschulen.

§7 Besondere Berufsgruppen 
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines
Aufenthaltstitels an
1. Personen einschließlich ihres Hilfspersonals,
die unter Beibehaltung ihres gewöhnlichen
Wohnsitzes im Ausland in Vorträgen oder in
Darbietungen von besonderem wissenschaft-
lichen oder künstlerischen Wert oder bei Dar-
bietungen sportlichen Charakters im Inland tä-
tig werden, wenn die Dauer der Tätigkeit drei
Monate innerhalb von zwölf Monaten nicht
übersteigt,
2. Personen, die im Rahmen von Festspielen
oder Musik- und Kulturtagen beschäftigt oder
im Rahmen von Gastspielen oder ausländischen
Film- und Fernsehproduktionen entsandt wer-
den, wenn die Dauer der Tätigkeit drei Monate
innerhalb, von zwölf Monaten nicht übersteigt,
3. Personen, die in Tagesdarbietungen bis zu
fünfzehn Tage im Jahr auftreten, oder 
4. Berufssportlerinnen und Berufssportler oder
Berufstrainerinnen und Berufstrainer, deren
Einsatz in deutschen Sportvereinen oder ver-
gleichbaren am Wettkampfsport teilnehmenden
sportlichen Einrichtungen Vorgesehen ist, wenn
sie das 16. Lebensjahr vollendet haben und der
Verein oder die Einrichtung ein Bruttogehalt
zahlt, das mindestens 50 Prozent der Beitrags-
bemessungsgrenze für die gesetzliche Renten-
versicherung beträgt und der für die Sportart

zuständige deutsche Spitzenverband im Einver-
nehmen mit dem Deutschen Sportbund die
sportliche Qualifikation als Berufssportlerin
oder Berufssportler oder die fachliche Eignung
als Trainerin oder Trainer bestätigt,
5. Fotomodelle, Werbetypen, Mannequins oder
Dressmen, wenn der Arbeitgeber der Bundes-
agentur für Arbeit die Beschäftigungen vor de-
ren Aufnahme angezeigt hat.

§9 Beschäftigungen, die nicht in 
erster Linie dem Erwerb dienen
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines
Aufenthaltstitels an
1. Personen, die im Rahmen eines gesetzlich ge-
regelten oder auf einem Programm der Europä-
ischen Gemeinschaft beruhenden Freiwilligen-
dienstes beschäftigt werden, oder 
2. vorwiegend aus karitativen oder religiösen
Gründen Beschäftigte.

§12 Internationale Sportveranstaltungen 
Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung eines
Aufenthaltstitels an Personen, die zur Vorberei-
tung, Teilnahme, Durchführung und Nachberei-
tung internationaler Sportveranstaltungen durch
das jeweilige Organisationskomitee akkreditiert
werden, soweit die Bundesregierung Durchfüh-
rungsgarantien übernommen hat, insbesondere
1. die Repräsentanten, Mitarbeiter und Beauf-
tragten von Verbänden oder Organisationen ein
schließlich Schiedsrichter und Schiedsrichter-
assistenten,
2. die Spieler und bezahltes Personal der teil-
nehmenden Mannschaften,
3. die Vertreter der offiziellen Verbandspartner
und offizielle Lizenzpartner,
4. die Vertreter der Medien einschließlich des
technischen Personals, die Mitarbeiter der Fern-
seh- und Medienpartner.

Amtliche Begründung zu §8 BeschVerfV 
im Gesetzgebungsverfahren

4

Ausbildung und Beschäftigung von 
ausländischen Jugendlichen:
Die Vorschrift folgt im Wesentlichen der Rege-
lung des §2 Abs.3 und 4 ArGV und der Emp-
fehlung des Ausschusses für Arbeit und Sozial-
ordnung des Deutschen Bundestages zum

Entwurf des Zuwanderungsgesetzes (Bundes-
tagsdrucksache 14/8414). Aus integrationspo-
litischen Gründen gibt die Regelung ausländi-
schen Jugendlichen einen uneingeschränkten
Zugang zur Ausbildung und Beschäftigung,
auch soweit sie dieses Recht nicht schon auf
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Grund des Aufenthaltsgesetzes (§29 Abs.5
AufenthG) haben. Angesichts der schwierigen
Ausbildungsplatzsituation und den vorgesehe-
nen Regelungen des Vierten Gesetzes für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt

(»Hartz IV«) ist diesen ausländischen Jugend-
lichen – ohne Aufgabe des politischen Ziels,
Ausbildung für alle Jugendlichen zu ermög-
lichen – notfalls auch der erleichterte Arbeits-
marktzugang zu gewähren.

Dienstanweisungen der Agentur für Arbeit 5

DA zu §39Aufenthaltsgesetz 
(AufenthG) 

c) Ergibt die Arbeitsmarktprüfung, dass bevor-
rechtigte Arbeitnehmer zur Verfügung stehen,
ist der Arbeitgeber darauf hinzuweisen, dass
eine Zustimmung nicht erteilt werden kann. Er
ist darüber zu beraten, dass mit Erteilung eines
Vermittlungsauftrags Vermittlungsvorschläge
unterbreitet werden können.

Im Fall der Nichtbeachtung des Formschrei-
bens sind alle nach Aktenlage für die vorgesehe-
ne Beschäftigung in Frage kommenden bevor-
rechtigten Arbeitnehmer zu berücksichtigen.
Bevorrechtigte Arbeitnehmer stehen auch dann
zur Verfügung, wenn sie nur mit Förderung der
Agentur für Arbeit vermittelt werden können.

Die Zustimmung kann nicht erteilt werden,
wenn die Besetzung des freien Arbeitsplatzes
durch geeignete bevorrechtigte Arbeitnehmer
zwar möglich wäre, dies aber vom Arbeitgeber
abgelehnt wird.
(2) Liegen offensichtliche Anhaltspunkte vor,
dass die mögliche Einstellung eines bevorrech-
tigten Arbeitnehmers durch abwegige und über-
zogene Anforderungen an die Besetzung der
Stelle verhindert werden soll, (z.B. Sprachkennt-
nisse, übertriebene Berufserfahrungen u.a.)
kann die Zustimmung nach Anhörung des Ar-
beitgebers versagt werden.
(3) Bei einer Entscheidung nach §39 Abs.2
Satz 1 Nr.1 Buchstabe b AufenthG ist intensiv
zu prüfen, ob
a) örtlich, bundesweit und ggf. europaweit ge-
eignete bevorrechtigte Arbeitnehmer zur Verfü-
gung stehen,
b) mit Förderung der Agentur für Arbeit Be-
schäftigungsmöglichkeiten für Arbeitnehmer
eröffnet werden können,
c) für berufsübergreifende Tätigkeiten Bewer-
ber zur Verfügung stehen.

Stehen für die Stelle geeignete bevorrechtigte
Arbeitnehmer zur Verfügung, sind diese dem

Arbeitgeber vorzuschlagen. Die Vermittlungs-
bemühungen sind zu dokumentieren. Das gilt
auch dann, wenn sich der Ausländer die Stelle
selbst gesucht hat. Über die Anfrage auf Zu-
stimmung ist erst dann zu entscheiden, wenn
die Ergebnisse zu den Vermittlungsvorschlägen
vorliegen.

Die Dauer der Arbeitsmarktprüfung hat
sich am Anforderungsprofil des Stellenangebots
(SteA) und dem damit verbundenen Umfang
der Vermittlungsbemühungen zu orientieren.
Eine Mindestprüffrist ist nicht vorgesehen.

Der Arbeitgeber ist darauf hinzuweisen, dass
er den Entscheidungsprozess erheblich verkür-
zen kann, wenn er der Bundesagentur für Ar-
beit die erforderlichen Angaben macht.

Das ausschließliche Interesse eines Ar-
beitgebers, einen bestimmten Ausländer zu be-
schäftigen, reicht für die Erteilung der Zu-
stimmung nicht aus. Andernfalls würde der ge-
setzliche Vorrang deutscher Arbeitnehmer so-
wie bevorrechtigter Ausländer unterlaufen (vgl.
BSG, Urt. vom 10.10.1978 -7/12 RAr 39/77 -).

Eine Zustimmung kann jedoch erteilt wer-
den, wenn der Arbeitgeber aus besonderen,
objektiv und sachlich gerechtfertigten
Gründen, die in seinem individuellen Ge-
schäftsinteresse liegen, die Beschäftigung eines
bestimmten Ausländers anstrebt und wenn
durch die Versagung der Zustimmung für die-
sen Ausländer eine Entlastung des Arbeitsmark-
tes für bevorrechtigte Arbeitnehmer nicht ein-
treten kann.

Die Agentur für Arbeit kann Dritte zur Beur-
teilung einschalten. Die Prüfung ist im Rahmen
pflichtgemäßen Ermessens durchzuführen.
Das Prüfungsergebnis ist als Entscheidungs-
grundlage zu dokumentieren.

Die Zustimmung ist zu versagen, wenn
• sich durch die Beschäftigung des Ausländers
nachteilige Wirkungen auf den Arbeitsmarkt er-
geben, bzw.
• nach Einzelfallprüfung Deutsche bzw. Aus-
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länder, die diesen hinsichtlich der Beschäfti-
gungsaufnahme rechtlich gleichgestellt sind, zur
Verfügung stehen.

Zu Absatz 2 Satz 1 Nr. 2
Das Verfahren wird künftig zusätzlich da-

durch flexibilisiert und erleichtert, dass die
Agentur für Arbeit die Prüfung für einzelne Be-
rufsgruppen und Wirtschaftszweige vorwegneh-
men und feststellen kann, dass die Besetzung
offener Stellen in diesen Berufsgruppen mit
ausländischen Bewerbern arbeitsmarkt- und in-
tegrationspolitisch verantwortbar ist.

Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn
in bestimmten Berufsgruppen oder Wirtschafts-
zweigen längerfristig Arbeitskräftemangel be-
steht.

Die Entscheidung ist regelmäßig zu überprü-
fen und an die Erfordernisse des Arbeitsmark-
tes anzupassen.

Zu Absatz 2 Satz 1 letzter Halbsatz
Nach §39 Absatz 2 Satz 1 letzter Halbsatz 

AufenthG kann die Zustimmung nur erteilt
werden, wenn der Ausländer nicht zu ungünsti-
geren Arbeitsbedingungen als vergleichbare
deutsche Arbeitnehmer beschäftigt werden soll.
Mit dieser Regelung soll zum einen der Auslän-
der vor Ausbeutung geschützt, zum anderen ein
Verdrängungseffekt zu Ungunsten bevorrech-
tigter Arbeitnehmer verhindert werden.
Bei der Beurteilung der Sachlage durch die Ver-
mittlungsfachkräfte ist zu prüfen, ob das Stel-
lenangebot/die Tätigkeitsbeschreibung den Er-
fordernissen des §36 SGB III – Grundsätze der
Vermittlung – entspricht. Ist dies nicht der Fall,
ist die Zustimmung zu versagen.

(1.1) Nach §36 Absatz 1 SGB III darf eine
Agentur für Arbeit nur vermitteln, wenn das zu
begründende Ausbildungs- oder Arbeitsverhält-
nis nicht gegen ein Gesetz oder die guten Sitten
verstößt.

Der Begriff Gesetz bedeutet hier Gesetz im
materiellen Sinne, also formelle Gesetze,
Rechtsverordnungen und Satzungen. In Be-
tracht kommen:

• Gesetze, die das Arbeitnehmerschutzrecht
regeln (ArbeitsschutzG, Arbeitsstätten-VO, Ge-
fahrenstoff-VO, ArbeitszeitrechtsG, JArbSchG,
MuSchG, Teile der GewO etc.),
siehe DA 1.39.220–221 und 223

• das Berufsbildungsgesetz (BBiG),
• allgemeine Strafvorschriften, sozialversiche-

rungs- und steuerrechtliche Bestimmungen so-
wie

• normative Teile von Tarifverträgen (Ar-

beitsvergütungen, sonstige Arbeitsbedingungen)
handeln. [sic!]

Ein Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis kann
nach seinem Zweck oder auf Grund seiner Ar-
beitsbedingungen sittenwidrig sein. Das ist
beispielsweise der Fall, wenn

• es auf die Erbringung sittlich anstößiger
Leistungen gerichtet ist, siehe DA 1.39.222

• Arbeitnehmer zur Übernahme der Haftung
bei gefahrgeneigter Arbeit verpflichtet werden,

• Lohnbedingungen vereinbart werden, die in
einem erheblichen Missverhältnis zum allgemei-
nen Lohnniveau vergleichbarer Arbeitnehmer
stehen. Dies ist dann gegeben, wenn das Lohn-
angebot um mindestens 30% unter
dem Tariflohn oder der ortsüblichen Entloh-
nung liegt (Lohnwucher).

(1.2) In Fällen nach §36 Absatz 3 SGB III
(Vermittlung in einen durch Arbeitskampf
unmittelbar betroffenen Bereich) darf eine Zu-
stimmung grundsätzlich nicht erteilt werden.

(2) Eine Zustimmung darf auch dann nicht
erteilt werden, wenn die Agentur für Arbeit
nach §39 Absatz 2 SGB III die Vermittlungsbe-
mühungen einstellt, weil die Arbeitsbedingun-
gen der angebotenen Stelle gegenüber denen
vergleichbarer Ausbildungs- oder Arbeitsplätze
so ungünstig sind, dass sie arbeitsuchenden Be-
vorrechtigten insbesondere nach §121 Absatz 2
und 3 SGB III nicht zumutbar sind.

Der Arbeitgeber ist vor Einstellung der Ver-
mittlungsbemühungen darauf hinzuweisen.

(3) Besondere Bedeutung bei der Beurteilung
der Arbeitsbedingungen kommt den Entloh-
nungsbedingungen zu. Von ungünstigeren Ent-
lohnungsbedingungen als denen vergleichbarer
deutscher Arbeitnehmer ist insbesondere dann
auszugehen, wenn bei Vorhandensein eines ent-
sprechenden Tarifvertrages der tarifliche Lohn
unterschritten wird oder bei Nichtvorliegen ei-
nes Tarifvertrages bzw. bei Nichttarifgebunden-
heit des Arbeitgebers der für die betreffende
Tätigkeit im Bezirk der Agentur für Arbeit übli-
che Lohn nicht gezahlt wird.

Das heißt:
• ein der Tätigkeit entsprechender Tariflohn

ist zu zahlen, wenn der Arbeitgeber tarifgebun-
den ist,

• soweit ein für allgemein verbindlich erklär-
ter Tarifvertrag vorliegt (z.B. der Tarifvertrag
über das Sozialkassenverfahren im Baugewer-
be), hat auch ein nicht tarifgebundener Arbeit-
geber die darin festgelegten Entlohnungsbedin-
gungen einzuhalten,
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• ein im Agenturbezirk ortsüblicher Lohn
(vergleichbare Beschäftigung in vergleichbaren
Betrieben) ist zu gewähren, wenn der Arbeitge-
ber nicht tarifgebunden ist und kein für allge-
meinverbindlich erklärter Tarifvertrag vorliegt.

Nach dem Urteil des BSG vom 7.11.96 - 12
RK - 79/94 unterliegen Beschäftigte bei Toch-
tergesellschaften ausländischer Konzerne der
Sozialversicherungspflicht in Deutschland. Das
Urteil ist bei der Prüfung gem. § 39 AufenthG
zu beachten. Bei Entsendungen sind die §§4
und 5 des SGB IV maßgeblich. In Zweifelsfäll-
len sind die Einzugsstellen (z.B. AOK oder Er-
satzkasse) zu beteiligen. [...]

(1) Das Jugendarbeitsschutzgesetz vom
12.4.1976 (BGBl. I S. 965) i.d.F. des
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Jugendar-
beitsschutzgesetzes vom 24.2.97 (BGBl. I
S.311) und die Kinderarbeitsschutzverordnung
vom 23.6.98 (BGBl. I S.1508) sind zu beachten.
Auszüge aus diesen Schutzvorschriften sind
nachfolgend aufgeführt.

(2) Ob und inwieweit Kinder von Ausländern
der Vollzeitschulpflicht unterliegen, regeln die
jeweiligen Landesgesetze.

(3) Ergibt sich aus den vorgelegten Unterla-
gen eindeutig, dass ein Beschäftigungsverbot
besteht, ist die Zustimmungsanfrage unter Hin-
weis auf die Rechtslage zurückzugeben.

DA zu §7 Beschäftigungsverfahrens-
verordnung (BeschVerfV)  

§7 Härtefallregelung
Die Zustimmung kann ohne Prüfung nach
§39 Abs.2 Satz 1 Nr.1 Aufenthaltsgesetz er-
teilt werden, wenn deren Versagen unter
Berücksichtigung der besonderen Verhält-
nisse des einzelnen Falles eine besondere
Härte bedeuten würde.

DA
Im Rahmen dieser Vorschrift werden die beson-
deren Verhältnisse beim ausländischen Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber berücksichtigt. Diese
müssen so gewichtig sein, dass die Zustimmung
unabhängig von Lage und Entwicklung des Ar-
beitsmarktes zu erteilen ist. Ob eine solche Här-
te vorliegt, kann nur unter Würdigung der Ge-
samtumstände des Einzelfalles entschieden wer-
den. Die Ausnahmevorschrift ist eng auszule-
gen.

Die Arbeitsbedingungen sind zu überprüfen.

Die Gründe für die Entscheidung sind akten-
kundig zu machen.

Rechtsprechung zur Härteregelung:
• die Härteregelung räumt der BA weder ein

Ermessen noch einen Spielraum bei der Beur-
teilung des unbestimmten Rechtbegriffes der
Härte ein.

• Zum Begriff der Härte als Folge beson-
derer Familienverhältnisse – Urteile des
Bundessozialgerichts vom 21.3.1978 – 7 RAr
48/76, 30.5.1978 – 7 RAr 15/77 und
14.11.1978 7 RAr 23/77, 69/77

• Zum Begriff der Härte insbesondere bei ei-
ner Minderung der Erwerbsfähigkeit – Urteil
des Bundessozialgerichts vom 19.6.1978 – 
7 RAr 49/78.

• Die für ausländische Arbeitnehmer allge-
mein gültigen Verhältnisse stellen einen Härte-
fall nicht dar; Umstände, wie sie bei einer Viel-
zahl von ausländischen Arbeitnehmer auftreten
können, rechtfertigen nicht die Annahme einer
Härte (Urteil des Bundessozialgerichts vom
17.7.1980 – 7 Rar 20/79).

Zu den Verhältnissen, die bei einer Vielzahl
von ausländischen Arbeitnehmern auftreten
können, gehören schlechte wirtschaftliche Ver-
hältnisse in der Heimat. Ihnen ist jeder ausländi-
sche Arbeitnehmer vor seiner Arbeitsaufnahme
in der Bundesrepublik Deutschland ausgesetzt.

Dass ein Arbeitnehmer Unterhaltspflichten
zu erfüllen hat, stellt grundsätzlich keine Härte
dar, das gilt auch, wenn die unterhaltsberechtig-
ten Kinder in Zeiten geboren worden sind, in
denen das Einkommen des Arbeitnehmers in
der Bundesrepublik Deutschland gesichert war.
Allerdings kann bei besonderen Verhältnissen
eine Ausnahme möglich sein; sie kommt in Be-
tracht, wenn die Nichterteilung der Zustimm-
mung in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht
Auswirkungen besonderer Art auf die Familie
hat – Urteil des Bundessozialgerichts vom
8.10.1981 – 7 RAr 23/80.

Eine durch Versagung der Zustimmung be-
dingte Arbeitslosigkeit ist allein kein Grund
für die Anwendung der Härteregelung.

Ehelichen Kindern sowie Stief- und Adoptiv-
kindern deutscher Staatsangehöriger ist die Zu-
stimmung bis zur Vollendung des 18. Lebens-
jahres zu erteilen.

Ausländischen Ehegatten deutscher Staatsan-
gehöriger, die keinen Aufenthaltstitel besitzen,
ist die Zustimmung zu erteilen.

Zur Vermeidung von Härten kann gem. §31
Abs. 2 AufenthG auf den zweijährigen Bestand
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der ehelichen Lebensgemeinschaft verzichtet
werden. In diesen Fällen ist die Zustimmung bei
Anfrage der Ausländerbehörde ebenfalls unter
Härtegesichtspunkten zu erteilen.

Zuwanderer[n] jüdischen Glaubens ist die
Zustimmung zu erteilen. Dies gilt auch, wenn
sie sich zunächst in einem Drittland aufgehalten
haben. Für die Zugehörigkeit zu diesem Perso-
nenkreis genügt es, dass ein Elternteil Jude ist.

Im Rahmen der Härteregelung ist die Zu-
stimmung auch für folgende Personengruppen
zu erteilen:

a) ausländischen Arbeitnehmern, die als Be-
triebsratmitglieder oder als Schwerbehinderte
einen Kündigungsschutz haben
b) ausländischen Arbeitnehmerinnen für die
Dauer des Kündigungsschutzes nach dem Mutt-
terschutzgesetz.

Bei Ausländern, die im Zeugenschutzpro-
gramm aufgenommen wurden, setzen sich die
zuständigen Polizeidienststellen mit den be-
kannten Ansprechpartnern der Agenturen für
Arbeit in Verbindung.

Es sind zwei Fallgruppen zu unterscheiden:
1. Traumatisierte Flüchtlinge, denen die Aus-

länderbehörde eine Duldung/Aufenthaltser-
laubnis wegen eines behandlungsbedürftigen
Traumas erteilt hat, erhalten einen Arbeits-
marktzugang, wenn der behandelnde Facharzt
oder ein Psychologischer Psychotherapeut be-
stätigt, dass die angestrebte Beschäftigung Be-
standteil der Therapie ist.

2. Traumatisierte Flüchtlinge, denen die Aus-
länderbehörde keine Duldung/Aufenthaltser-
laubnis wegen eines behandlungsbedürftigen
Traumas sondern aus anderen Gründe erteilt
hat, kann unter den übrigen Voraussetzung
von Nr.1 ein Arbeitsmarktzugang ermöglicht
werden, wenn die Ausländerbehörde bestätigt,
dass in den nächsten drei Monaten keine auf-
enthaltsbeendende Maßnahmen bevorstehen.

Familienangehörige können keinen Anspruch
aus der festgestellten Traumatisierung
eines anderen Familienmitgliedes ableiten.

DA zu §8 Beschäftigungsverfahrens-
verordnung (BeschVerfV) 

§8 Ausbildung und Beschäftigung 
von im Jugendalter 

eingereisten Ausländern
Die Zustimmung zur Ausübung einer Be-
schäftigung kann bei Ausländern, die vor

Vollendung des 18. Lebensjahres eingereist
sind und eine Aufenthaltserlaubnis besit-
zen, ohne Prüfung nach §39 Abs.2 Satz 1
Nr. 1 des Aufenthaltsgesetzes erteilt wer-
den, für

1. eine Beschäftigung in einem Arbeits-
verhältnis, wenn der Ausländer im Inland

a) einen Schulabschluss einer allgemein
bildenden Schule erworben hat, oder

b) an einer einjährigen schulischen Be-
rufsvorbereitung,

c) an einer berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahme nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch oder

d) an einer Berufsausbildungsvorberei-
tung nach dem Berufsbildungsgesetz
regelmäßig und unter angemessener Mitar-
beit teilgenommen hat, oder

2. eine Berufsausbildung in einem staat-
lich anerkannten oder vergleichbar geregel-
ten Ausbildungsberuf, wenn der Ausländer
einen Ausbildungsvertrag abschließt.

Die Zustimmung wird ohne Beschrän-
kungen nach § 13 erteilt.

DA
(1) Aus integrationspolitischen Gründen gibt
die Regelung ausländischen Jugendlichen einen
uneingeschränkten Zugang zu Ausbildung
und Beschäftigung, soweit sie dieses Recht
nicht schon auf Grund des Aufenthaltsgesetzes
(§29 Abs.5) haben.

(2) Die Zustimmung wird unabhängig von
Lage und Entwicklung des Arbeits-/Ausbil-
dungsstellenmarktes erteilt, d.h. eine Prüfung
des Arbeits- und Ausbildungsstellenmarktes
bedarf es nicht.

(3) Die Zustimmung ist auch ohne Nachweis
eines konkreten Arbeits-/Ausbildungsstellen-
platzes möglich. D.h. eine Prüfung der ver-
gleichbaren Arbeitsbedingungen ist nicht erfor-
derlich.

Einen Anspruch nach dieser Regelung haben
Ausländer, wenn sie 

• vor Vollendung des 18. Lebensjahres einge-
reist sind und

• eine Aufenthaltserlaubnis besitzen.
Der Schulabschluss muss im Inland erworben

worden sein. Die Anerkennung im Ausland ab-
gelegter Schulabschlüsse durch deutsche Behör-
den führt nicht zu einem Anspruch.

Ein Schulabschluss im Sinne dieser Vorschrift
liegt auch dann vor, wenn er außerhalb des all-
gemein- oder berufsbildenden Schulsystems er-
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langt bzw. nachgeholt wird (VHS, Art. 5 Jugend-
sofortprogramm u.ä.).

Hierbei handelt es sich um Angebote berufs-
bildender Schulen wie z. B. Berufsvorberei-
tungsjahr oder Berufsgrundbildungsjahr (mit
Sonderformen), die in Vollzeit, regelmäßig und
unter angemessener Mitarbeit absolviert werden
(Nachweis durch Zeugnis oder Bescheinigung
der Schule).

Die Berufsausbildungsvorbereitung nach dem
BBiG (Qualifizierungsbausteine) ist dann er-
folgreich, wenn gem. §§6 und 7 Berufsbildungs-
vorbereitungsbescheinigungs-Verordnung vom
16. Juli 2003 ein entsprechendes Zeugnis ausge-
stellt wird. Eine Teilnahmebescheinigung gem.
§7 Abs.2 genügt nicht.

Dies gilt auch für die Teilnahme an einer Ein-
stiegsqualifizierung (EQJ) im Rahmen des Na-
tionalen Paktes für Ausbildung und Fachkräfte-
nachwuchs in Deutschland, wenn der Erfolg
durch ein entsprechendes Zertifikat der zustän-
digen Stellen nachgewiesen wird.

Berufsausbildung ist
1. die betriebliche oder überbetriebliche Aus-

bildung in
• den Berufen, die nach §25 Abs.1 des Be-

rufsbildungsgesetzes (BBiG) vom 14. August

1969 (BGBl. I S. 1112) als Ausbildungsberufe
staatlich anerkannt sind oder die nach §108
Abs.1 BBiG als Ausbildungsberufe im Sinne
von §25 Abs.1 BBiG gelten;

• den Gewerben der Anlage A der Hand-
werksordnung (HwO) in der Fassung vom 
28. Dezember 1965 BGBl. 1966 I S.1) zuletzt
geändert durch das BBiG;

• den Ausbildungsverhältnissen, die nach 
§28 Abs.3 BBiG oder nach §27 Abs.2 HwO 
als Ausnahmen zugelassen sind (z.B. Ausbil-
dungsgänge der Wirtschaft für Abiturienten);

• einer Berufsausbildung auf Grund von
Ausbildungsregelungen für Behinderte nach
§48 BBiG bzw. nach §42b HwO.

2. Die Berufsausbildung zum Schiffsmecha-
niker aufgrund der Verordnung vom 12. April
1994.

Die Voraussetzungen können nur von der
Ausländerbehörde festgestellt werden. Auf die
Einschaltung der Agentur für Arbeit kann daher
verzichtet werden, wenn im Einvernehmen mit
der Ausländerbehörde eine globale Zustimmung
erfolgt ist. Die Ausländerbehörde hat die Agen-
tur für Arbeit über die Erteilung eines Aufent-
haltstitels zu unterrichten.

EU-Richtlinie 2003/9/EG vom 27.01.2003 6

RICHTLINIE 2003/9/EG DES RATES
vom 27. Januar 2003
zur Festlegung von Mindestnormen 
für die Aufnahme von Asylbewerbern 
in den Mitgliedstaaten

KAPITEL II
Allgemeine Bestimmungen über die Auf-
nahmebedingungen

[...]
Artikel 11 Beschäftigung
(1) Die Mitgliedstaaten legen einen mit der Ein-
reichung des Asylantrags beginnenden Zeitraum
fest, in dem der Asylbewerber keinen Zugang
zum Arbeitsmarkt hat.
(2) Ist ein Jahr nach Einreichung des Asylan-
trags keine Entscheidung in erster Instanz er-
gangen und ist diese Verzögerung nicht durch
Verschulden des Antragsstellers bedingt, so be-
schließen die Mitgliedstaaten, unter welchen
Voraussetzungen dem Asylbewerber Zugang

zum Arbeitsmarkt gewährt wird.
(3) Das Recht auf Zugang zum Arbeitsmarkt
darf während eines Rechtsbehelfsverfahrens,
bei dem Rechtsmittel gegen eine ablehnende
Entscheidung in einem Standardverfahren auf-
schiebende Wirkung haben, bis zum Zeitpunkt,
zu dem die ablehnende Entscheidung zugestellt
wird, nicht entzogen werden.
(4) Aus Gründen der Arbeitsmarktpolitik kön-
nen die Mitgliedstaaten Unionsbürgern und An-
gehörigen von Staaten, die Vertragsparteien des
Übereinkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind, sowie Drittstaatsangehörigen
mit rechtmäßigem Aufenthalt Vorrang einräu-
men.

Artikel 12 Berufliche Bildung
Die Mitgliedstaaten können Asylbewerbern un-
geachtet der Möglichkeit des Zugangs zum Ar-
beitsmarkt den Zugang zur beruflichen Bildung
gestatten.
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Der Zugang zur beruflichen Bildung im Zu-
sammenhang mit einem Arbeitsvertrag wird da-
von abhängig gemacht, inwieweit der betreffen-
de Asylbewerber Zugang zum Arbeitsmarkt ge-
mäß Artikel 11 hat.

KAPITEL IV
Bestimmungen betreffend besonders 
bedürftige Personen

[...]
Artikel 17 Allgemeiner Grundsatz
(1) Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in den
nationalen Rechtsvorschriften zur Durchfüh-
rung des Kapitels II betreffend die materiellen
Aufnahmebedingungen sowie die medizinische
Versorgung die spezielle Situation von be-
sonders schutzbedürftigen Personen wie Min-
derjährigen, unbegleiteten Minderjährigen, Be-
hinderten, älteren Menschen, Schwangeren,
Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern
und Personen, die Folter, Vergewaltigung oder

sonstige schwere Formen psychischer, physi-
scher oder sexueller Gewalt erlitten haben.
(2) Absatz 1 gilt ausschließlich für Personen, die
nach einer Einzelprüfung ihrer Situation als be-
sonders hilfebedürftig anerkannt werden.

Artikel 18 Minderjährige
(1) Bei der Anwendung der Minderjährige be-
rührenden Bestimmungen der Richtlinie be-
rücksichtigen die Mitgliedstaaten vorrangig das
Wohl des Kindes.
(2) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, dass
Minderjährige, die Opfer irgendeiner Form von
Missbrauch, Vernachlässigung, Ausbeutung,
Folter, grausamer, unmenschlicher oder ernied-
rigender Behandlung gewesen sind oder unter
bewaffneten Konflikten gelitten haben, Rehabi-
litationsmaßnahmen in Anspruch nehmen
können und dass im Bedarfsfall eine geeignete
psychologische Betreuung und eine qualifizierte
Beratung angeboten wird.
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